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Vorwort. 


Die vorliegende Arbeit iſt eine nähere Ausführung 
und Erweiterung des Referats, welches ich dem 
XXIV. Deutſchen Juriſtentage (zu Poſen) am 
12. September d. J. über die ſeitens der ſtändigen Depu⸗ 
tation geſtellte Frage erſtattet habe: N 


„Iſt die reichsgeſetzliche Regelung des Hypotheken⸗ 
bankweſens und die der gemeinſamen Rechte der Be⸗ 
ſitzer von Schuldverſchreibungen zu empfehlen?“ 


Berlin im Oktober 1898. 


Dr. Rieſſer. 
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Die ſehr allgemein gehaltene Frage, welche zur Be⸗ 
rathung des XXIV. Deutſchen Juriſtentages ſtand, ob eine 
reichsgeſetzliche Regelung des Hypothekenbankweſens und 
die der gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchrei⸗ 
bungen zu empfehlen ſei, war meines Erachtens mit dem 
Herrn Gutachter Dr. Felix Hecht ohne Bedenken zu bejahen. 


IA. Die Bedürfnißfrage. 


I. In Bezug auf die reichsgeſetzliche Regelung des 
Hypothekenbankweſens. 


Was zunächſt das Hypothekenbankweſen angeht, ſo 
iſt eine geſetzliche Regelung ſo dringend wünſchenswerth, 
daß man ſogar in der im Juni 1897 im Reichs⸗Juſtizamt 
zuſammengetretenen Sachverſtändigenkommiſſion, welche den 
jetzt vorliegenden Geſetzentwurf !“) zu begutachten hatte, von 
einer vorgängigen Generaldiskuſſion der Bedürfnißfrage, ſpe⸗ 
ziell in Bezug auf die Regelung der rechtlichen Seite der 
Materie, gänzlich Abſtand genommen hat ). Fraglich könnte 


) Veröffentlicht im Deutſchen Reichs- und Kgl. preuß. Staats⸗ 
anzeiger vom 26. Mai 1898 Nr. 123, 1. Beilage. (Abgedruckt in An⸗ 
lage IL zu dieſer Arbeit.) 

2) Die Mehrzahl der ſüddeutſchen Sachverſtändigen hatte zwar die 
geſetzliche Regelung der rechtlichen Seite von Anfang an für eine 
unabweisliche Nothwendigkeit gehalten, hatte aber; anfänglich Zweifel 
bezüglich der Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit der Regelung auch der 
wirthſchaftlichen Seite des Hypothekenbankweſens. Sie ließ jedoch 
am Ende der Berathung, unter Vorausſetzung der Berückſichtigung der 
gemachten Einzelausſtellungen, dieſe Bedenken fallen. 

Rieſſer, Zur Kritik des Hypothekenbankgeſetzes. 1 
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nur erſcheinen, ob nicht der Weg, den der Herr Gutachter 
noch auf S. 7 des Gutachtens angedeutet und bei verſchie⸗ 
denen anderen Anläſſen bis in die neueſte Zeit vertreten 
hatte, als der vorſichtigere und deshalb richtigere zu erachten 
ſei: Daß nämlich zunächſt, wenigſtens ſoweit rein geſchäft⸗ 
liche und wirthſchaftliche Normen mit in Frage kommen, 
unter Schaffung eines „Reichs⸗Pfandbriefamts“, „Reichs⸗ 
Normativbeſtimmungen auf dem Wege von Verwaltungs⸗ 
vorſchriften“ erlaſſen würden und es dieſem Reichs⸗Pfand⸗ 
briefamt überlaſſen bleiben würde, auf Grund zu ſammelnder 
Erfahrungen nach einer geraumen Zeit die Grundzüge eines 
Reichsgeſetzes für Hypothekenbanken aufzuſtellen und vorzu⸗ 
ſchlagen. Gewichtige Gründe dürften jedoch dafür ſprechen, 
ſchon jetzt und im Wege der Geſetzgebung vorzugehen. Denn 
daß die Regelung der rechtlichen Seite der Materie, alſo 
insbeſondere des Pfand: oder Vorzugsrechts der Pfandbrief⸗ 
inhaber, nicht mehr länger aufgeſchoben werden kann, läßt 
ſich kaum verkennen, da in einigen deutſchen Staaten die 
rechtliche Sicherung der Pfandbriefe gänzlich in der Luft 
ſchwebt, in anderen Bundesſtaaten aber mit landesgeſetzlichen 
und im Einzelnen doch recht verſchieden gearteten Regelungs⸗ 
verſuchen, oft erſt auf Grund betrübender und bedenklicher 
Erfahrungen, vorgegangen worden iſt, in Gemäßheit des 
bekannten Vorbehalts zu Gunſten der Landesgeſetzgebung in 
§ 17 des Einf. Geſetzes zur Konkursordnung. Es geſchah 
dies zuerſt in Koburg⸗Gotha durch Geſetz, betreffend die 
Sicherſtellung der Rechte der Beſitzer von Pfandbriefen vom 
4. April 1885), alsdann in Baden durch Geſetz, „die Pfand⸗ 
rechte für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber betreffend“, 
vom 23. April 18922), in Elſaß⸗Lothringen durch 


1) Abgedruckt u. A. in Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 31, N. F. 
Bd. 16 S. 264 - 282. 

2) Abgedruckt in Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 42, N. F. Bd. 27 
S. 210—213. Schon geraume Zeit vor dem Erlaß der betreffenden 
Landesgeſetze hatte ſich die Praxis verſchiedener deutſcher Hypotheken⸗ 
banken auf vertrags⸗ bezw. ſtatutenmäßigem Wege durch Beſtellung eines 
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Geſetz vom 22. Mai 1893), in Medlenburg Schwerin 
durch Geſetz vom 27. Februar 1894, in Mecklenburg⸗ 
Strelitz durch Verordnung vom 3. März 18947) und in 
Schwarzburg-Sondershauſen durch Geſetz vom 
15. Januar 18965). Vgl. das braunſchweigiſche Geſetz, 
die Hypotheken für die auf den Inhaber lautenden Schuld⸗ 
verſchreibungen und Verpflichtungsſcheine betreffend, vom 
30. März 1881 (abgedruckt in Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 27, 
N. F. Bd. 12 S. 484 — 488) und das bayeriſche Geſetz vom 
18. März 1896, betreffend einige Beſtimmungen über 
die Inhaberpapiere )), insbeſondere Abſchnitt II: Staat: 
liche Genehmigung zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme verſprochen wird (Art. 16 und 17) und Ab: 
ſchnitt III Inhaberhypotheken (Art. 18 —26), abgedruckt 
in Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 46, N. F. Bd. 31 S. 443 
bis 454. 

Daß aber hierbei nothwendiger Weiſe vielfach auch die 
wirthſchaftliche Seite der Materie zu berühren war, z. B. 
in welcher Höhe Deckungshypotheken vorhanden ſein müſſen 
u. ſ. w., zeigt ſchon ein flüchtiger Blick auf die eben er⸗ 
wähnten Landesgeſetze und auf deren Vorbild, die dem 
Reichstage vorgelegten, aber nicht zur Verabſchiedung ge⸗ 
langten Entwürfe. eines Reichsgeſetzes „betreffend das Fauſt⸗ 
pfand für Pfandbriefe und ähnliche Schuldverſchreibungen“, 


Fauſtpfandrechts an den zur Unterlage der Pfandbriefe dienenden Hypo⸗ 
theken und durch Beſtellung eines die Pfandbriefgläubiger vertretenden 
„Pfandhalters“ geholfen. 

1) Abgedruckt in Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 42, N. F. Bd. 27 
S. 192 — 194. 

2) Abgedruckt in Gold ſchmidt's Zeitſchr. Bd. 44, N. F. Bd. 29 
S. 170—184, ein äußerſt ſorgfältig und detaillirt ausgearbeitetes Geſetz. 

3) Abgedruckt in Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 46, N. F. Bd. 31 
S. 195 —207. 

) Abgedruckt in Gold ſchmidt's Zeitſchr. Bd. 46, N. F. Bd. 31 
S. 443 — 454. 
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vom 11. März 1879 und 27. Februar 1880). Ueberdies 
aber iſt eine — vorſichtige — geſetzliche Regelung auch 
der wirthſchaftlichen Fragen, alſo insbeſondere in Betreff der 
Errichtung, des Geſchäftsbetriebs, der Beaufſichti— 
gung, der öffentlichen Berichterſtattung, der Art und 
Höhe der Deckung der Pfandbriefe, der Art der Aufmachung 
der Bilanzen ꝛc., auch aus ſonſtigen Gründen dem jetzt 
beſtehenden Zuſtande weit vorzuziehen. Heute nämlich iſt, je 
nach den beſtehenden Normativbeſtimmungen, oder, wo ſolche 
nicht beſtehen, je nach dem Ermeſſen der Landesbehörden, die 
für diejenigen Banken, welche Inhaberpfandbriefe ausgeben 
wollen, beliebige Konzeſſionsbedingungen feſtſetzen können, 
ein ungemein weitgehender Unterſchied in den 
Rechten und Pflichten, in der Geſchäftsführung 
und Beaufſichtigung der einzelnen deutſchen 
Hypothekenbanken zu konſtatiren?). Das iſt nicht 


1) Vgl. die Begründung zu dieſen Entwürfen S. 22: „Die ju ri⸗ 
ſtiſche Haftung der Hypotheken allein reicht zur Sicherung der Pfand: 
briefinhaber nicht aus, wenn nicht die wirthſchaftliche und that⸗ 
ſächliche Sicherung hinzutritt.“ 

2) Hier iſt insbeſ. auf das nach § 38 des Börſengeſetzes an ſich 
ſchon zu Unrecht und namentlich mit Unrecht den Landes regierungen 
(auch für die Zukunft) zugeſtandene Recht der Befreiung der (unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden) Pfandbriefanſtalten vom Proſpektzwang 
hinſichtlich ihrer Schuldverſchreibungen, ferner auf das wichtige Privilegium 
der Stiftungsfähigkeit und der Mündelſicherheit (Pupilla⸗ 
rität) der Pfandbriefe zu verweiſen. Das letztere Privilegium iſt bisher 
folgenden außerpreußiſchen Hypothekenbanken für ihre Pfandbriefe durch die 
Landesgeſetzgebung verliehen worden: der Bayeriſchen Hypotheken⸗ 
und Wechſelbank, ſowie der Süddeutſchen Bodenkreditbank in München; 
der Deutſchen Hypothekenbank in Meiningen; der Rheiniſchen Hypotheken⸗ 
bank in Mannheim; der Pfälziſchen Hypothekenbank in Ludwigshafen; 
der Württembergiſchen Hypothekenbank in Stuttgart; der Aktiengeſellſchaft 
für Boden⸗ und Kommunalkredit in Straßburg i. E.; der Leipziger 
Hypothekenbank in Leipzig; der Schwarzburger Hypothekenbank in Son⸗ 
dershauſen und der Sächſiſchen Bodenkreditbank in Dresden. Dieſe 
bereits ertheilten und die etwa noch bis zum 1. Januar 1900 zu ertheilen⸗ 
den Landesprivilegien bezüglich der Mündelſicherheit der Pfandbriefe 
bleiben auch nach der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehen, 
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nur bedenklich für das Publikum, für die Pfandbriefabnehmer 
u. ſ. w., ſondern es hat auch die ſehr wenig zu rechtfertigende 
Folge, daß Banken, die über den Bereich ihres Heimaths⸗ 
ſtaates hinaus auch in anderen deutſchen Staaten ihre Ge: 
ſchäfte betreiben, ſich hier vielfach bei weitem freier bewegen 
können, als die eigenen Banken dieſer letzteren Staaten, was 
nur als unbillig empfunden und bezeichnet werden kann. 
Man hat mitunter ſogar den — vielleicht unbegründeten — 
Eindruck, als ob einige ſolcher Banken, für die im Heimaths⸗ 
ſtaate an fic) kaum ein Bedürfniß und jedenfalls kein aus⸗ 
reichendes Abſatzgebiet beſteht, eigens zu dem Zwecke gegründet 
wären, um in anderen Bundesſtaaten Geſchäfte betreiben zu 
können, geſtützt auf eine größere Bewegungsfreiheit und auf 
das Privileg der Mündelſicherheit und vielleicht auch Stif- 
tungsfähigkeit ihrer Pfandbriefe, deren Nimbus hierdurch in 
den Augen des Publikums erfahrungsmäßig, oft ſehr mit 
Unrecht, erheblich geſteigert wird 4). 

Auf Grund ſolcher und ähnlicher Erwägungen hat denn 
auch ſchon die Reichstagskommiſſion, welche mit der Be⸗ 
rathung des oben erwähnten Entwurfs eines (Reichs-) Ge: 
ſetzes betreffend das Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe und 
ähnliche Schuldverſchreibungen befaßt war, in einer Reſo⸗ 
lution: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. Die Frage einer reichsgeſetzlichen Regelung der Be⸗ 
dingungen für die Errichtung und die Geſchäfts— 


während nach dem 1. Januar 1900 kein Bundesſtaat mehr den ihm 
geeignet erſcheinenden Papieren die Mündelſicherheit zuerkennen kann, 
ſelbſt nicht mit Beſchränkung auf das eigene Landesgebiet, da dies 
alsdann ausſchließlich Sache des Bundesraths iſt (vgl. § 1807 Nr. 4 
B. GB.'3 und Art. 212 des Einf. Geſ. 8. 

1) Näheres ſ. bei Ed. Wegner, „Die Landſchaften und die 
preußiſchen Hypotheken⸗Aktienbanken, unter beſonderer Berückſichtigung 
ihrer Beziehungen zu dem ländlichen Grundbeſitz in Preußen“ (in Hirth's 
Annalen des Deutſchen Reichs Jahrg. 31 Nr. 7 S. 544 — 560 und Nr. 8 
S. 561— 605) 1898, ſpeziell auf S. 571/572. 
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führung der Pfandbriefanftalten dem Herrn Reichs: 

kanzler zur Berückſichtigung zu überweiſen!) 
auf die Nothwendigkeit der geſetzlichen, und zwar der reichs⸗ 
geſetzlichen Regelung auch der wirthſchaftlichen Seite nad) 
drücklich hingewieſen. Daß dieſe Regelung eine reichsgeſetz⸗ 
liche ſein muß und nicht eine landesgeſetzliche bleiben kann, 
erhellt ſchon aus den angedeuteten Mängeln einer landes⸗ 
geſetzlichen Regelung und würde ſich überdies aus der viel⸗ 
fachen Berührung dieſer Fragen mit den durch das Bürger— 
liche Geſetzbuch für das Deutſche Reich geregelten Materien 
von ſelbſt ergeben. 


II. In Bezug anf die reichsgeſetzliche Regelnng der gemein⸗ 
ſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen. 


Schon an anderer Stelle?) habe ich vor längerer Zeit 
darauf hingewieſen, wie dringend wünſchenswerth ein Reichs: 
geſetz ſein würde, welches die Rechtsverhältniſſe der eine ſo 
ungemein wichtige Rolle in unſerem Verkehr ſpielenden 
Schuldverſchreibungen (Obligationen) regelt. Ein ſolches 
Geſetz iſt nun zu meinem lebhaften Bedauern bis jetzt weder 
erlaſſen, noch auch nur in Angriff genommen worden. Aller⸗ 
dings hat das Bürgerliche Geſetzbuch einige Fragen, die bisher 
in der Luft ſchwebten oder je nach den Landesrechten verſchieden 
zu beantworten waren, nunmehr einheitlich geregelt, ſo ins⸗ 
beſondere in den §§ 793—808 (Schuldverſchreibung 
auf den Ynhaber)*); SS 1187-1189 (Beſtellung einer 


1) Hirth's Annalen Jahrg. 1880 S. 316. Schon früher hatte der 
Reichstag in Bezug auf die Regelung der rechtlichen Seite der Sache 
in einer Reſolution vom 21. Dezember 1876 (Stenogr. Ber. IV. Seſſ. 
1876 S. 1000) den Reichskanzler aufgefordert, „wo möglich noch vor 
dem Inkrafttreten der Konkursordnung die einheitliche Regelung des im 
§ 17 des Einf. Geſ.'s behandelten Gegenſtandes im Wege der Reichs⸗ 
geſetzgebung herbeizuführen“. 

2) Zur Reviſion des Handelsgeſetzbuchs Abth. II (1889) S. 377. 

3) Beſonders hervorzuheben § 795 Abſ. 1: „Im Inlande aus⸗ 
geſtellte Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen die Zahlung 
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Hypothek für die Forderung aus einer indofjablen oder 
auf den Inhaber geſtellten Schuldverſchreibung); § 1807 
(Anlegung von Mündelgeld: verbriefte Forderungen) ), und 
ein Theil der erſtangeführten Beſtimmungen über die Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber, nämlich in Bezug auf die 
Uebertragung und deren Rechtswirkung, iſt in dem gleichzeitig 
mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft tretenden Handels⸗ 
geſetzbuch vom 10. Mai 1897, und zwar in den §§ 363 
bis 365 (früher Artt. 301— 303), für gewiſſe kaufmän⸗ 
niſche an Order lautende Verpflichtungsſcheine (Schuld— 
ſcheine) mit einigen Ergänzungen und Modifikationen wieder: 
holt worden. 

Ferner ſind im Börſengeſetze vom 22. Juni 1896 in 
den SS 36—41 Beſtimmungen über die Zulaſſung von 
Werthpapieren zum Börſenhandel, in den S§ 43—47 
Beſtimmungen über die Haftung aus Proſpekten über 
zum Börſenhandel zugelaſſene Werthpapiere und in 
den §§ 75— 78 Strafbeſtimmungen getroffen, die ſich 
auch auf Schuldverſchreibungen beziehen. 

Aber alle dieſe Normen ſind vereinzelt und überdies an 
verſchiedenen Stellen zerſtreut. Die Rechtsverhältniſſe der 
Obligationen (Schuldverſchreibungen) und der Obligationäre 
verdienen jedoch und erheiſchen ebenſo dringend eine um⸗ 
faſſende und erſchöpfende Geſammtkodifikation, wie die 
Rechtsverhältniſſe der Aktien und Aktionäre, denen eine ſolche 
längſt zu Theil geworden iſt. Denn auch der Obligationen⸗ 
umlauf im Deutſchen Reiche iſt, ſelbſt wenn man nur die 


einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, dürfen nur mit ſtaatlicher 
Genehmigung in den Verkehr gebracht werden.“ — Wichtig ſind hier 
auch beſonders noch § 271 Abſ. 2: „Sit eine Zeit [für die Leiftung] 
beſtimmt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Gläubiger die 
Leiſtung nicht vor dieſer Zeit verlangen, der Schuldner aber ſie vorher 
bewirken kann.“ § 437: „Der Verkäufer einer Forderung oder eines 
ſonſtigen Rechtes haftet für den rechtlichen Beſtand der Forderung oder 
des Rechtes. Der Verkäufer eines Werthpapiers haftet auch dafür, daß 
es nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten iſt“ u. A. m. 

1) Bal. die Artt. 98 - 102, 174 — 178 des Einf. Geſ. zum B. GB. 
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im Inlande ausgeſtellten Schuldverſchreibungen in Betracht 
zieht, ein überaus erheblicher. Allerdings geben darüber nicht 
(wie Herr Dr. Hecht in ſeinen leider allzukurzen gutacht⸗ 
lichen Aeußerungen über die Nothwendigkeit eines Geſetzes 
betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen [S. 219/220] ſagt) die üblichen Börſenhand⸗ 
bücher genügende Anhaltspunkte, nicht einmal hinſichtlich der 
„induſtriellen Obligationen“ im engeren Sinne. Denn die 
Börſenhandbücher geben nur Anhaltspunkte, und zwar meiſt 
nicht ausreichende, über die an einer Börſe notirten Schuld⸗ 
verſchreibungen ), während nach meiner Ueberzeugung die Zahl 
der nicht notirten erheblich größer iſt, und ſie geben auch 
die notirten nur an bei den einzelnen Geſellſchaften, alſo 
ohne Zuſammenfaſſung, oder fie enthalten, wie das Schu: 
mann fhe Handbuch der deutſchen Aktiengeſellſchaften, nur 
die von Aktiengeſellſchaften ausgegebenen Obligationen 
und „ähnlichen Anleihen“. Nach dieſem — übrigens 
auch in dieſer Beſchränkung nicht durchweg vollſtändigen — 
Handbuch aber hat R. van der Borght im 1. Heft der 
2. Auflage des „Handwörterbuchs der Staatswiſſenſchaften“ 
(1898) S. 194 berechnet, daß im Jahre 1896 der Ge 
ſammtbetrag der vorhandenen „Obligationen und ähn⸗ 
lichen Schuldverſchreibungen“ (mit Ausſchluß der Pfandbriefe) 
ſich auf rund 1 Milliarde und 126 Millionen Mark 
belief. Da alſo eine ausreichende und vor Allem eine amt⸗ 
liche Werthpapierſtatiſtik, die dringend nothwendig 
wäre, auf dieſem Gebiete beinahe vollſtändig fehlt (ſiehe dar⸗ 
über Anmerkung 1 auf S. 57), und eine genaue Statiſtik 
auch auf privatem Wege für die nicht notirten Schuldver⸗ 
ſchreibungen kaum herſtellbar iſt, ſo glaubte ich zuverläſſige 
Zahlen über die jährlich neu emittirten Obligationen (aus 
denen ſich dann der vorausſichtliche Geſammtbetrag der vor⸗ 


) Auch im Deutſchen Oekonomiſt habe ich nur jährliche Ueberſichten 
über die an den Börſen jährlich ſtattgefundenen Neueinführungen 
von Schuldverſchreibungen finden können. 
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handenen Obligationen, wenn auch nicht in ficherer Weife, 
annähernd ſchätzen läßt), dadurch gewinnen und beſchaffen 
zu können, daß ich aus den für „inländiſche Renten- 
und Schuld verſchreibungen“ nach Tarifnummer 2a des 
Reichs⸗Stempelgeſetzes vom 27. April /1. Mai 1894 im Reiche 
aufgekommenen Stempelbeträgen ſeit dem Inkrafttreten 
dieſes Stempelgeſetzes, alſo aus den letzten 4½ Jahren, 
die Geſammtbeträge der neu ausgegebenen Schuldver⸗ 
ſchreibungen ermittelte. 

Die mir für dieſe fünf Jahre (ſeit dem 1. Mai 1894, 
dem Tage des Inkrafttretens des Reichs⸗Stempelgeſetzes vom 
27. April 1894) ſeitens des Herrn Referenten im Reichs⸗ 
Schatzamte gütigſt übermittelten Zahlen lauten: 


1. Für die Zeit vom 1. Mai 1894 bis 

31. März 1895 (11 Monate). . . Mk. 1,109, 502.80 
Für das Etatjahr 1895/96 (12 Monate) „ 1,324,890.20 
Für das Etatjahr 1896/97 (12 Monate) „ 724,064.50 
Für das Etatjahr 1897/98 (12 Monate) „ 796,345.80 
Für das erſte Viertel des Rechnungs⸗ 

jahrs 1898/99 (3 Monate) . . „ 403,991.20 


Zuſammen für 50 Monate Mk. 4,358,794.50 


im Durchſchnitt ſonach für einen Monat Mark 87,175.89 
und für ein Jahr Mark 1,046, 110.68. 


Da der Stempel nach Tarif⸗ 
nummer 2a 4°%oo beträgt, fo entſpricht 
dieſer Eingang aus Stempelbeträgen 
einem Nennwerthe der ſeit 1. Mai 
1894, alſo ſeit 50 Monaten, neu aus⸗ 
gegebenen inländiſchen Renten- und 
Schuldverſchreibungen von. . Mk. 261,527,670.—, 

alſo für einen Monat 

rund Mk. 5,230,553.— 
und für ein Jahr 

rund Mk. 62,766,636.—. 
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Könnte man, was aber oberflächlich und aus mehr als 
einem Grunde unrichtig wäre, dieſen Jahresdurchſchnitt ein⸗ 
fach multipliziren, ſo würde man für die Zeit von 1870 
bis 1898, alſo für den Zeitraum von 29 Jahren, etwa auf 
einen Betrag von 1 Milliarde und (rund) 820 Millionen 


Mark kommen. Sicherlich aber wird die richtige Rechnung, 


ſobald weitere amtliche Unterlagen bekannt ſein werden, 
zwar nicht die von Herrn Dr. Hecht mitgetheilte, aber doch 
im Weſentlichen die von van der Borght herausgerechnete 
und oben mitgetheilte Zahl von 1 Milliarde und 126 Mil⸗ 
lionen Mark zum Mindeſten beſtätigen, wobei jedoch zu be⸗ 
rückſichtigen iſt, daß in der letzteren Statiſtik nur die von 
Aktiengeſellſchaften ausgegebenen Obligationen und 
(allerdings auch) ähnliche Anleihen einbegriffen ſind. 

Die obige Zuſammenſtellung mit dem Reſultat von 
Mark 261,527,670.— für 50 Monate umfaßt aber nicht: 

a) die unter den Befreiungen zu Tarifnummer 2 des vor⸗ 
gedachten Reichs⸗Stempelgeſetzes erwähnten „Renten⸗ 
und Schuldverſchreibungen des Reichs und der Bun⸗ 
desſtaaten“; 

b) die unter Tarifnummer Za dieſes Geſetzes aufgeführten 
„inländiſchen, auf den Inhaber lautenden und auf 
Grund ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen Renten⸗ 
und Schuldverſchreibungen der Kommunalverbände 
und Kommunen“, die nur mit 1% verſteuert 
werden, und 

c) die ebendaſelbſt unter Tarifnummer 3b aufgeführten 
„inländiſchen auf den Inhaber lautenden und 
auf Grund ſtaatlicher Genehmigung ausge— 
gebenen Renten: und Schuldverſchreibungen 
der Korporationen ländlicher oder ſtädtiſcher 
Grundbeſitzer, der Grundkredit- oder Hypo⸗ 
thekenbanken oder der Transportgeſellſchaften“, 
welche Werthpapiere nur mit 2% beſteuert werden. 
Der Beſtand der — rechtlich jedenfalls hierher ge- 

hörigen — Pfandbriefe aber, wenn man nur die von 
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ſämmtlichen deutſchen Hypothekenbanken ausgegebenen 
in Betracht zieht, belief ſich im laufenden Jahre (1898) auf 
5—6 Milliarden Mark, wovon etwa 1 / Milliarden Mark 
auf Pfandbriefe der preußiſchen Hypothekenbanken ent⸗ 
fallen. 

Mit Rückſicht auf die hiernach auch ziffermäßig feſt⸗ 
ſtehende große wirthſchaftliche Bedeutung der Materie habe 
ich ſchon in einer kurzen Darlegung, die ich zu den Akten 
der zur Berathung des Entwurfs des Handelsgeſetzbuchs im 
Reichs⸗Juſtizamt zuſammengetretenen Kommiſſion (November 
und Dezember 1895) überreichte, und welche hier abzudrucken!) 
mir geſtattet ſei, folgendes ausgeführt: 

„Ich möchte mir erlauben, darauf hinzuweiſen, daß das 
Recht der Obligationen und Obligationäre nach 
Lage der heutigen deutſchen Geſetzgebung noch in den wich— 
tigſten Punkten geradezu in der Luft ſchwebt. Ob man die 
geſetzliche Regelung im Handelsgeſetzbuch oder in einem be- 
ſonderen Geſetze verſuchen will, laſſe ich dahingeſtellt, aber 
eine geſetzliche Regelung ſollte man angeſichts der ungemein 
großen Vermögensintereſſen, um die es ſich hier handelt, 
verſuchen und baldigſt verſuchen. Ich verweiſe unter den 
nachfolgenden Stichworten insbeſondere auf folgende 
Punkte, welche der geſetzlichen Normirung gelegentlich einer 
Geſammtkodifikation der Materie bedürfen: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Untheilbarkeit der Obligationen; gemeinſamer Ver⸗ 
treter mehrerer Erben. 

2. Haftung der Rechtsvorgänger für Einzahlungen. 

3. Art und Form der Uebertragung; Recht des Eigen— 
thümers (Inhabers) auf Umſchreibung von Namen⸗ 
in Inhaberobligationen und umgekehrt. 

4. Grundſätze über die Einſtellung der verſchiedenen Arten 


1) Mit geringen durch die Publikation des Börſengeſetzes bedingten 
Aenderungen, welches letztere damals erſt im Entwurfe vorlag. 


von Obligationen in die Bilanz. (Ein Verſuch ift im 
ſchweizeriſchen Obligationenrecht Art. 656 Nr. 7 ge⸗ 
macht.) 

5. Mit welchem Betrage ſind allmählich, insbeſondere 
durch Verlooſung rückzahlbare Obligationen im Kon⸗ 
kurſe und bei der Liquidation der Geſellſchaft, welche 
ſie ausgeſtellt hat, zuzulaſſen? Vgl. das dem franzö⸗ 
ſiſchen Senat am 6. Dezember 1883 unterbreitete 
„Projet de loi sur les sociétés“ 1), Art. 76. 

6. Grundſätze über vorzeitige Rückzahlung von Obligationen 
(die bezüglichen Zweifel ſind, insbeſondere wenn ein 
Amortiſationsplan vorliegt, meines Erachtens durch 
§ 271 Abſ. 2 B. GB. durchaus nicht behoben). 

7. Weiterzahlung von Zinſen bereits amortiſirter (zurück⸗ 
gezahlter) Obligationen: vgl. franzöſiſches Geſetz vom 
1. Auguſt 1893 portant modification de la loi du 
24. juillet 1867 sur les sociétés par actions art. 70: 
„Dans le cas, od les sociétés ont continué à payer 
les interets ... des . . . obligations ou tous 
autres titres remboursables par suite d'un tirage 
au sort, elles ne peuvent répéter ces sommes, 
lorsque le titre est présenté au remboursement.“ 
Vgl. jetzt für die Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
§ 803 B. GB. 

8. Grundſätze über Kaduzirung im Falle verzögerter Ein⸗ 
zahlungen; Minimaleinzahlungsquote? 

9. Anmeldung und Eintragung der ausgegebenen Obliga⸗ 
tionen (nach Geſammtſumme, Eintheilung und Art 
der Stücke und Amortiſationsbedingungen) in das 
Handelsregiſter. 

10. Buchung des etwaigen Agios und Disagios. 
11. Grundſätze über den Erwerb eigener Obligationen 
durch die Geſellſchaft, welche ſie ausgeſtellt hat. 


1) S. Rieſſer, „Zur Reviſion des Handelsgeſetzbuchs“ Abth. I 
S. 71/72. 
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II. Rechte der Obligationäre gegenüber der 
Geſellſchaft 
(und zwar auch bei nicht durch Pfand ꝛc. geſicherten Obligationen). 
1. Rechte des Einzelobligationärs. 

a) Einſicht in die Bilanzen oder Recht auf Abſchrift? 

b) Recht, den Generalverſammlungen der Aktionäre 
ohne Stimmrecht beizuwohnen? 1 

c) Recht der Klage binnen Präcluſivfriſt gegen Be⸗ 
ſchlüſſe der Generalverſammlungen, die ein Sonder⸗ 
recht des Obligationärs verletzen? 

2. Rechte der Geſammtheit der Obligationäre 

(wichtigſte und der Regelung bedürftigſte Frage). 

a) Vertretung durch einen beſonders zu wählenden Ver⸗ 
treter gegenüber der Geſellſchaft bezw. dem Ausſteller 
während des Geſchäftsbetriebes und während 
des Konkurſes bezw. der Liquidation, um die ge⸗ 
meinſamen Intereſſen aller Obligationäre zu 
ſchützen, alſo im erſteren Falle insbeſondere zur 
Ueberwachung der Einhaltung der Ziehungen, der 
Rückzahlungen und Rückkäufe, im letzteren Falle ins⸗ 
beſondere zum Abſchluß von Vergleichen mit bindender 
Kraft für alle Obligationäre, in ſämmtlichen Fällen 
aber zur Genehmigung nothwendiger Zinsreduktionen, 
zur Aufgabe von Garantien oder Beſtellung neuer 
Garantien und zu ſonſtigen Modifikationen der 
urſprünglichen Schuldurkunde im Namen und für 
Rechnung aller Obligationäre. 

b) Etwaige Zulaſſung beſonderer Generalverſamm⸗ 
lungen der Obligationäre, auch wenn es ſich nicht 
um die Wahl eines gemeinſamen Vertreters handelt? 


III. Die Emiſſion von Obligationen. 
1. Formelle Vor ausſetzungen. 
a) Falls eine Aktiengeſellſchaft Ausſtellerin, iſt die Aus⸗ 
gabe von Obligationen erſt nach Eintragung der 
Geſellſchaft möglich, und zwar 
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b) Ausſchließlich durch Beſchluß der Generalverjamm: 
lung, abweichende ſtatutariſche Beſtimmungen ſind 
nichtig. 

2. Zulaſſung der Obligationen zum Börſenhandel 
und Haftung der Emittenten. 

Die bezüglichen Beſtimmungen des Börſengeſetzes (SS 43, 
36—41 und 43— 47) bedürfen der Nachprüfung. Jedenfalls 
ſollte die Befreiung vom Proſpektzwang nicht, wie 
im § 38 des Börſengeſetzes feſtgeſetzt iſt, durch die Landes⸗ 
regierung, ſondern, wie im neuen Obligationengeſetze ab⸗ 
ändernd feſtzuſtellen wäre, wenn überhaupt, ausſchließlich 
durch den Bundesrath zugeſtanden werden können !).“ — 

Ich habe auch jetzt noch an dieſer, ſelbſtverſtändlich nicht 
erſchöpfenden Zuſammenſtellung der wichtigſten Punkte, auf 
die ſich eine Geſammtkodifikation des Rechtes der Obligationen 
und der Obligationäre zu erſtrecken haben würde, kaum Weſent⸗ 
liches zu ändern. Daraus aber ergibt ſich von ſelbſt, daß 
ich den Verſuch einer geſetzlichen Regelung der „gemein 
ſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen“, alſo 
derjenigen Frage, die ich ſchon früher laut obiger Skizze II 
sub 2 für „die wichtigſte und der Regelung bediirf- 
tigſte“ erklärte, zwar ſelbſtverſtändlich für dringend em: 
pfehlenswerth halte, daß ich aber den auf dieſe Frage allein 
ſich beſchränkenden Geſetzentwurf nur als eine Abſchlags— 
zahlung auf das weit umfangreichere Kodifika⸗ 
tionsbedürfniß anſehen kann?), weshalb ich auch ledig— 
lich in dieſem Sinne auch das Votum des Juriſtentages 
herbeizuführen juchte 3). — 


1) Dies gilt auch für Pfandbriefe. 

2) Ich kann alſo durchaus nicht der Meinung Kieſenfelds 8 (Der 
Aktionär 45. Jahrg. Nr. 2574 III. Artikel) beipflichten, „daß am 1. Januar 
1900 ein vollſtändiges, die Ausgabe der Obligationen, das Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen Ausſteller und Nehmer der Schuldverſchreibungen 
und die Beziehungen der Obligationäre zu einander regelndes deutſches 
„Recht der Schuldverſchreibungen' vorhanden ſein wird.“ 

) Das Votum des Juriſtentages ift in dieſem Sinne abgegeben 
worden (ſ. Anlage I zu dieſer Arbeit). 


Damit beſchließe ich meine Ausführungen in Bezug auf 
die Bedürfnißfrage, alſo über die abſtrakte und allgemeine 
Frage, ob die reichsgeſetzliche Regelung des Hypothekenbank⸗ 
weſens und der gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen zu empfehlen ſei. — 

Da nun aber bereits konkrete Geſetzentwürfe über dieſe 
Materie vorliegen und ſogar dankenswerther Weiſe, gerade 
zum Zwecke der Herbeiführung eingehender Beſprechungen, am 
26. und 27. Mai dieſes Jahres im Reichsanzeiger veröffentlicht 
ſind, ſo erſchien es mir ſchon gelegentlich meines Referats 
für den XXIV. Deutſchen Juriſtentag kaum thunlich und 
jedenfalls der Stellung des Juriſtentages nicht entſprechend, 
den Inhalt dieſer Entwürfe, alſo die konkrete Faſſung des 
bereits vorliegenden Kodifikationsverſuches, zu übergehen !). 


) Herr Dr. Hecht hat zwar in feinem Juriſtentags⸗Gutachten ſelbſt 
(S. 11) die Verfolgung der Detailbeſtimmungen des Entwurfs als die 
Grenzen der Frageſtellung überſchreitend abgelehnt, jedoch an anderem 
Orte (in Holdheim's Monatsſchr. f. Handelsr. und Bankweſen vom 9. Juli 
1898, VII. Jahrg. Nr. 7) auch dieſe Detailbeſtimmungen kritiſch erörtert 
und weitere Beiträge in Ausſicht geſtellt; vgl. Hecht in der Deutſchen 
Juriſten⸗Zeitung vom 1. September 1898, III. Jahrg. Nr. 18/19 (im 
Weſentlichen nur Referat über den Inhalt der Entwürfe). — Von den ſonſt 
mir bekannt gewordenen Beſprechungen der Entwürfe in Tages⸗ 
blättern und wiſſenſchaftlichen Zeitſchriften ſeien, außer den ausführlichen 
Darlegungen in der Frankfurter Zeitung vom 27. Mai 1898 
Nr. 145 und vom 8. Juni 1898 Nr. 156, der Voſſiſchen Zeitung 
vom 1. Juni 1898, der (Augsburger) Allgemeinen Zeitung vom 
1. Juni 1898 Nr. 149, der Nationalzeitung vom 1. Juni 1898 
Nr. 336, der Kölniſchen Zeitung (in mehreren Artikeln), des 
Leipziger Tageblatts vom 6. Juni 1898 Nr. 28 (Dr. Hilliger) 
und außer verſchiedenen, meiſt ſpäter in der Broſchüre des Geh. Kom⸗ 
miſſionsraths Liman, „Beurtheilung des Entwurfs für ein Reichs⸗ 
Hypothekenbankgeſetz“ (1898, Druck von Ad. Hausmann, Berlin) abge⸗ 
druckten Artikeln der Berliner Börſenzeitung, folgende eingehende 
Erörterungen beſonders hervorgehoben: 

1. Drei Artikel im Berliner Börſen⸗Courier vom 10., 
15. und 16. Juni 1898 (Nr. 266, 274 und 276) ausſchließlich über den 
Entwurf eines Geſetzes betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer 
von Schuldverſchreibungen, unterzeichnet: Dr. Rfd. 
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B. Beſprechung der vorliegenden Entwürfe. 


I. Vorbemerkungen. 


Wenn ich ſomit nunmehr dazu übergehe, auch die Einzel⸗ 
beſtimmungen dieſer Entwürfe zu würdigen, möchte ich fol⸗ 
genden ausdrücklichen Vorbehalt machen: Ich bin perſönlich 
nicht kompetent, die rein techniſchen Fragen, welche ins: 
beſondere der Hypothekenbankgeſetzentwurf vielfach enthält!) 


2. Die im Deutſchen Oekonomiſt vom 18. Juni, 16. und 
23. Juli, 20. Auguſt, 3. und 17. September, ſowie 1. Oktober 1898 
ſeitens des Redakteurs W. Chriſtians (Mitglieds der Sachverſtändigen⸗ 
kommiſſion) gegebenen kritiſchen Erörterungen. 

3. Die ausführlichen und vortrefflichen Beſprechungen beider Geſetz⸗ 
entwürfe in der Frankfurter Zeitſchrift: Der Aktionär vom 19. und 
26. Juni und vom 3., 17., 24. und 31. Juli 1898, verfaßt von dem 
Handelskammer⸗ und Börſenſyndikus zu Breslau, Dr. jur. Conrad 
Ernſt Rieſenfeld. 

4. Die während der Abfaſſung dieſer Arbeit in Holdheim's 
Monatsſchr. für Handelsrecht und Bankweſen vom 13. Auguſt 1898 
(VII. Jahrg. Nr. 8 und 9) S. 217—224 von Dr. Ernſt Fleck (Han⸗ 
nover) publizirte Kritik des Geſetzentwurfs betreffend die gemeinſamen 
Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen, auf die ich im Verlaufe 
dieſer Arbeit noch wiederholt zurückkommen werde. 

1) Hierher gehören insbeſ. die §§ 8 Abſ. 2, 16—19 und 21—23 
des Entwurfs, zu welchen zu vergleichen Hecht: Das Reichs⸗Hypotheken⸗ 
bankgeſetz in Holdheim's Monatsſchr. für Handelsrecht und Bankweſen, 
vom 9. Juli 1898 (VII. Jahrg. Nr. 7). Es ſei nur zu § 22 bemerkt, 
daß nicht nur über die Bilanzirung des Disagios, wie im § 22 geſchehen, 
ſondern auch über die Bilanzirung des bei der Ausgabe von Pfandbriefen 
entſtehenden Agios und deſſen Verwendbarkeit zur Reingewinnvertheilung 
Beſtimmungen zu treffen wären. Vgl. u. A. Leipziger Tageblatt vom 
6. Juni 1898 Nr. 28 [Dr. Hilliger] und Frankfurter Zeitung vom 
8. Juni 1898 Nr. 156 und vom 4. Oktober 1898 Nr. 274, vor Allem 
aber H. V. Simon: Die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften ꝛc. (2. Aufl.) 
S. 435 und 440 und jetzt auch die eingehenden Erörterungen von Hecht 
in Holdheim's Monatsſchr. f. Handelsr. und Bankweſen vom 8. Oktober 
1898 (VII. Jahrg. Nr. 10) unter dem Titel: Das Reichs⸗Hypothekenbank⸗ 
geſetz. II. Disagio und Agio S. 251 —267, welche theilweiſe in dem 
letztgedachten Artikel der Frankfurter Zeitung vom 4. Oktober 1898 leb⸗ 
haſt bekämpft werden. 
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und die bereits der Erörterung durch eine zumeiſt aus den 
zuſtändigſten Kritikern, einer großen Reihe von Direktoren erſter 
deutſcher Hypothekenbanken, beſtehende Kommiſſion unter⸗ 
ſtanden haben!), kritiſch zu erörtern und hierzu mein Votum 
abzugeben. Auch werden dieſe techniſchen Fragen kaum in 
den Rahmen derjenigen Fragen gehören, über die ſpeziell dem 
deutſchen Juriſtentage anzuempfehlen war, zu votiren. 

Unter Abſehung von Detailfragen werde ich alſo nur 
prinzipielle Fragen von allgemeiner wirthſchaftlicher oder 
juriſtiſcher Tragweite, insbeſondere ſolche beſprechen, in 
denen ich gegen die Vorſchläge der Geſetzentwürfe Bedenken 
zu äußern habe. Aber auch hierbei werde ich mir aus dop⸗ 
peltem Grunde die größte Zurückhaltung auferlegen. Einer⸗ 
ſeits, weil die letztere ſpeziell gegenüber dem äußerſt ſorg⸗ 
fältig erwogenen Hypothekenb ankgeſetzentwurfe dem nicht in 
der Hypothekenbankpraxis ſtehenden „outsider“ beſonders 
ziemt. Andererſeits aber, weil mir eine ſolche Zurückhaltung 
und ein, ich möchte ſagen, ängſtliches Erwägen aller Gründe 
und Gegengründe bei prinzipiellen wirthſchaftlichen Fragen 
überhaupt, und ganz beſonders gegenüber einer ſo kompli⸗ 
zirten und im Fluß befindlichen Materie, wie der des Hypo⸗ 
thekenbankweſens, geradezu Pflicht einer objektiven Bericht⸗ 
erſtattung zu ſein ſcheint. 


II. Bemerkungen zu dem Entwurfe eines Hypotheken⸗ 
bankgeſetzes. 


1. Allgemeine Orientirung über den Entwurf. 


Ohne jedes Bedenken willkommen zu heißen ſind meines 
Erachtens namentlich nachſtehende, nunmehr für das ganze 
Gebiet des Deutſchen Reichs einheitliches Recht ſchaffende 
und für manche Bundesſtaaten ganz neues Recht enthaltende 
Beſtimmungen: 


) Der Entwurf hat in den verſchiedenſten Punkten die Reſultate 
dieſer Sachverſtändigenkonferenz vom 25.— 29. Juni 1897 berückſichtigt 
und verwerthet. a 

Rieſſer, Zur Kritik des Hypothekenbankgeſetzes. 2 
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1. Die Entſcheidung über die Zulaſſung neuer Hypo: 
thekenbanken, welche Pfandbriefe ausgeben wollen ), 
alſo in erſter Linie über die Bedürfnißfrage, erfolgt 
durch den Bundesrath, es ſei denn, daß der Geſchäfts⸗ 
betrieb einer Hypothekenbank nach ihrem Statut aus⸗ 
ſchließlich auf denjenigen Bundesſtaat beſchränkt iſt, 
in welchem die Bank ihren Sitz hat (§ 1). 

In der Mehrheit der Fälle wird alſo der Bun⸗ 
desrath die Genehmigung zu ertheilen haben, dieſe 
aber für Banken, die nach ihrem Statut Inhaber⸗ 
pfandbriefe ausgeben wollen, gemäß § 795 B. GB's 
nur dann ertheilen können, wenn vorher die betreffende 
Landesregierung zur Ausgabe von Inhaberpfandbriefen 
die Ermächtigung ertheilt oder zugeſagt hat. . 

2. Der Geſchäftsbetrieb der Hypothekenbanken unterliegt 
ſtaatlicher Aufſicht; der Inhalt und die Aus⸗ 
dehnung der letzteren iſt, was vielfach in den ein⸗ 
zelnen Landestheilen bisher unterlaſſen oder nur lücken⸗ 
haft geſchehen war, im Einzelnen, und zwar im Geſetze 
ſelbſt, geregelt (§§ 3 und 4) ). 


1) Es iſt jedoch kein Grund erſichtlich, weshalb der Entwurf im 
§1 Abſ. 1 auch die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
zum Geſchäftsbetrieb zulaſſen will und ſie hierdurch geradezu dazu auf⸗ 
fordert. Abgeſehen von den Bedenken, welche gerade hier in der Rechts⸗ 
form ſelbſt liegen, hat ſich ein Bedürfniß, auch dieſe Geſellſchaften 
zuzulaſſen, keineswegs herausgeſtellt. Der von Hecht (in Holdheim's 
Wochenſchr. a. a. O. S. 175) angeführte einzige Fall des Betriebs einer 
Hypothekenbank durch eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ſpricht 
eher gegen ein ſolches Bedürfniß. Denn dieſe Geſellſchaft (die Hildes⸗ 
heimer Hypothekenbank) iſt ſehr bald in eine Aktiengeſellſchaft verwandelt 
worden. 

2) Ich will übrigens nicht unerwähnt laſſen, daß meines Erachtens 
für den Fortbeſtand des rein bankmäßigen Geſchäfts der ſogenannten 
gemiſchten Hypothekenbanken die Beſtimmungen des § 4, insbeſ. das 
Recht der Aufſichtsbehörde, kraft ihrer ſich auf den geſammten Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb beziehenden Aufſicht „jederzeit die Bücher und Schriften 
der Bank einzuſehen“ und „die Beſtände von Werthpapieren zu unter⸗ 
ſuchen“, doch recht gefährlich werden können. 
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3. Der Kreis der Geſchäfte, welche die Hypotheken⸗ 
banken betreiben dürfen, iſt genau umſchrieben, und 
zwar ſind die Banken im Weſentlichen auf das eigent⸗ 
liche Bodenkreditgeſchäft und gewiſſe andere mit letzterem 
in Zuſammenhang ſtehende oder durch daſſelbe bedingte 
oder daſſelbe erleichternde Geſchäfte beſchränkt. 

Banken, welche bis jetzt (bezw. am 1. Mai 1898) 
nach ihren Statuten Geſchäfte in weiterem Umfange 
betreiben durften, dürfen dies auch in der Folge thun 
(§§ 5 und 34 Abſ. 3). 

4. Die Deckungsfrage ſowohl wie die Frage der Be⸗ 
grenzung des Rechts zur Ausgabe von Pfand: 
briefen (durch einen Höchſtbetrag) iſt in einheitlicher 
und ſowohl die Intereſſen der Pfandbriefgläubiger, 
als die berechtigten Intereſſen des Geſchäftsbetriebs 
der Hypothekenbanken berückſichtigender Weiſe geregelt 
(§§ 6 und 7) ). 

5. Die zum Schutze der Pfandbriefgläubiger vorgeſchlagenen 
Normen über den obligatoriſchen Inhalt des 
Pfandbrieftextes (§ 8 Abſ. 1) find im Intereſſe 
der erſteren ebenſo empfehlenswerth, wie die im Intereſſe 
der Hypothekenbanken zum Schutze der letzteren zu er⸗ 
laſſenden Verbote: 

a) auf das Recht zur Rückzahlung der Pfandbriefe für 
länger als zehn Jahre zu verzichten (§ 8 Abſ. 2 
Satz 1) ); 


1) § 6. Der Geſammtbetrag der ausgegebenen Hypothekenpfand⸗ 
briefe muß in Höhe des Nennwerths jederzeit durch Hypotheken von 
mindeſtens gleicher Höhe und mindeſtens gleichem Zinsertrage ges 
deckt ſein. 

§ 7. Die Hypothekenbanken dürfen Hypothekenpfandbriefe nur bis 
zum fünfzehnfachen Betrage des eingezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals 
und des ausſchließlich zur Deckung einer Unterbilanz oder zur Sicherung 
der Pfandbriefgläubiger beſtimmten Reſervefonds ausgeben. 

2) Die Vorſchrift hat den dankenswerthen und wünſchenswerthen 
Zweck, „zu verhindern, daß die Banken ſich des einzigen Mittels begeben, 
das ihnen zu Gebote ſteht, um bei anhaltendem Sinken des Zinsfußes 
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b) den Pfandbriefinhabern ein Kündigungsrecht einzu⸗ 
räumen (§ 8 Abſ. 2 Satz 2); 

c) Pfandbriefe auszugeben, deren Einlöſungswerth den 
Nennwerth überſteigt (§ 9) ). 

6. Die Beſtimmungen über die Vorausſetzungen, 
unter welchen Hypotheken als Unterlage für Pfand⸗ 
briefe benutzt werden dürfen (§§ 9 — 12), find, ein⸗ 
ſchließlich der Normen über die Ermittelung des 
Werthes der Grundſtücke, mit gewiſſen ſpäter zu 
erörternden Ausnahmen bezüglich der Werthgrenze, 
die bei den Beleihungen einzuhalten iſt (§ 11 Abſ. 2), 
ſachgemäß, vorſichtig und ausreichend. Sie ſind einer⸗ 
ſeits beſtimmt genug, um, ſoweit es hier thunlich 
und angemeſſen iſt, eine gewiſſe Einheitlichkeit in 
der geſchäftlichen Behandlung dieſer wichtigſten Fragen 
der ganzen Materie zu gewährleiſten, andererſeits 
elaſtiſch genug, um eine — gerade bei ſolchen Fragen 
und bei geſetzlich feſtgelegten Normen doppelt noth⸗ 
wendige — Beweglichkeit und die Möglichkeit der 
Berückſichtigung der beſonderen Lage einzelner 

Fälle zu gewährleiſten. 

7. Die Vorſchriften über die Gewährung von Dar: 
lehen in Pfandbriefen der Bank zum Nennwerthe 
(§ 14 Abſ. 2) find als eine glückliche Löſung des Zwei⸗ 


und demzufolge eintretender Verminderung der Einnahmen an Hypo⸗ 
thekenzinſen das Gleichgewicht zwiſchen ihren Ausgaben und Ein⸗ 
nahmen herzuſtellen“ (Begründung). 

1) „Die Verpflichtung, die Pfandbriefe mit einem Kapitalzuſchlage 
einzulöſen, ſchließt deren vorzeitige Rückzahlung aus; ſie wirkt nicht 
anders, wie ein dauernder Verzicht auf die Kündigung außerhalb der 
planmäßigen Tilgung“ (Begründung). 

2) § 14 Abſ. 2 lautet: „Die Gewährung von Darlehen in Pfand: 
briefen der Bank zum Nennwerth iſt nur zuläſſig, wenn die Satzung 
der Bank ſie geſtattet und der Schuldner zuſtimmt. In dieſem Falle iſt 
dem Schuldner urkundlich das Recht einzuräumen, die Rückzahlung des 
Darlehens nach ſeiner Wahl in Geld oder in Pfandbriefen der Bank, die 


3° > ae 


> 
fels, ob nicht die Pfandbriefdarlehen überhaupt zu 
unterſagen ſeien, zu begrüßen, und enthalten meines 
Erachtens eine praktiſche Vermittlung zwiſchen den 
verſchiedenen in dieſer Frage vertretenen entgegen⸗ 
geſetzten Anſchauungen ). 

8. Für den Fall, daß, was noch näher zu erörtern iſt, 
der Standpunkt des Entwurfes in Bezug auf die Her⸗ 
ſtellung einer rechtlichen Sicherſtellung der 
Pfandbriefgläubiger überhaupt zu billigen iſt (Vor⸗ 
recht an den als Unterlage dienenden, in das Hypo⸗ 
thekenregiſter eingetragenen Hypotheken im Konkurſe 
der Bank [S 26] an Stelle des von den Entwürfen 
der Jahre 1879 und 1880 vorgeſehenen, auch außer⸗ 
halb des Konkurſes wirkſamen Pfandrechts), muß 
anerkannt werden, daß die Herſtellung und Sicherung 
dieſes Konkursvorrechts durch die Vorſchriften des § 20, 
alſo durch die Einzeleintragung der zur Deckung der 
Pfandbriefe beſtimmten Hypotheken in ein von der 
Bank zu führendes und periodiſch der Aufſichtsbehörde 


den gleichen Zinsſatz haben, wie die empfangenen, nach dem Nennwerthe 
zu bewirken.“ 

Aus der Begründung ſei hervorgehoben: „Wenn früher mehr⸗ 
fach üble Erfahrungen mit den Pfandbriefdarlehen der Hypothekenbanken 
gemacht worden ſind, ſo hatte dies darin ſeinen Grund, daß von manchen 
Banken den Schuldnern nicht bloß das Recht vorbehalten, ſondern viel⸗ 
mehr die Verpflichtung auferlegt wurde, das Darlehen in Pfandbriefen 
einer beſtimmten Gattung zurückzuerſtatten. Hieraus hat ſich der Nach⸗ 
theil ergeben, daß, wenn nach Jahren die betreffenden, meiſt hoch ver⸗ 
zinslichen Pfandbriefe weit über den Nennwerth geſtiegen waren, die 
Schuldner nur unter unverhältnißmäßigen Opfern die Rückzahlung be⸗ 
wirken konnten. Derartige Mißſtände find ausgeſchloſſen, wenn dem 
Schuldner, wie es der Entwurf vorſchreibt, die Wahl gelaſſen werden 
muß, die Rückzahlung in Geld oder in Pfandbriefen vorzunehmen.“ — 

Es waren die Erörterungen in der Sachverſtändigenkommiſſion, 
welche, was ich nur begrüßen kann, dahin geführt haben, das urſprüng⸗ 
lich beabfichtigte völlige Verbot der Pfandbriefdarlehen zurückzuziehen. 

1) Dagegen ſ. Deutſcher Oekonomiſt (V) vom 11. September 
1898 S. 553/554. 
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vorzulegendes Hypothekenregiſter, in ungemein 
einfacher und praktiſcher Weiſe erreicht wird. 

Angeſichts des Umſtandes, daß das Konkursvor⸗ 
recht der Pfandbriefgläubiger nicht, wie die übrigen 
Vorzugsrechte des § 54 der Konkursordnung, die ganze 
Konkursmaſſe, ſondern nur die zur Deckung beſtimm⸗ 
ten, in das Hypothekenregiſter eingetragenen Hypo⸗ 
theken ergreift, iſt die Beſtimmung, daß hinſichtlich des 
Ausfalls die Pfandbriefgläubiger wie Abſonderungs⸗ 
berechtigte als Konkursgläubiger aus dem geſammten 
ſonſtigen Vermögen der Bank zu befriedigen ſind (§ 26 
Abſ. 2), ſachgemäß. 

9. Die im § 20 Abſ. 3 den Banken zur Pflicht gemachte 
periodiſche Veröffentlichung des Gefammtbe- 
trages der ausgegebenen Pfandbriefe und der 
in das Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken 
iſt ebenſo, wie der Inhalt des § 24, betreffend die 
obligatoriſche Aufnahme gewiſſer für die Beurtheilung 
des Geſchäftsbetriebs und der Geſchäftslage weſent⸗ 
licher Angaben in die Bilanz!) und den Ge: 
ſchäftsbericht, als eine angemeſſene und praktiſch 
werthvolle Ergänzung der zur Sicherung der Pfand: 
briefgläubiger aufgenommenen Beſtimmungen zu be⸗ 
grüßen. 

Gegen den § 25 (Befugniß jedes Pfandbrief— 
gläubigers binnen 3 Monaten nach Bilanzveröffent⸗ 
lichung einen Abdruck der Bilanz nebſt Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung, ſowie des Geſchäftsberichts zu ver: 


1) Ich ſehe hier ab von der mehr techniſchen und daher hier nicht 
zu erörternden Frage, ob alle im § 21 und § 24 vorgeſchriebenen An⸗ 
gaben, was vielleicht in einzelnen Punkten beſtritten werden kann, 
nothwendig ſind. Auf der anderen Seite wird ſeitens der Kritik 
darauf hingewieſen, daß es wünſchenswerth und auch ſchon wegen der 
Berechnung des zuläſſigen Umlaufs erforderlich fet, Kommunal-, 
Korporations⸗ und Kleinbahn⸗Darlehen und -Obligationen in der Bilanz 
mit den Einzelbeträgen aufzuführen. 
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langen) wird, zumal die praktiſchen Erfahrungen 

beweiſen, wie wenig von ſolchen Rechten Gebrauch 

gemacht wird, kaum einzuwenden ſein, daß er den 

Hypothekenbanken allzugroße Laſten und Koſten auf⸗ 

erlege. Auf die Vorſchrift des §S 29, wonach den Hypo⸗ 

theken im Sinne dieſes Geſetzes die Grundſchulden 
gleichſtehen ſollen, iſt noch zurückzukommen, ebenſo auf 
die Frage der Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf 

Grund von Darlehen, die eine Hypothekenbank an 

Kleinbahn-Unternehmungen gegen Verpfändung 

der Bahn gewährt hat (§ 31) ). 

Ich gehe nun (mit dem Eingangs bezeichneten Vor⸗ 
behalt) zur Erörterung der Bedenken über, zu welchen mir 
in einigen der vorſtehend sub 1—9 bezeichneten 
weſentlichſten Fragen die Einzelvorſchriften des Ent⸗ 
wurfs Anlaß zu bieten ſcheinen: 


2. Erörterung wichtigerer Neuerungen und 
Bedenken. 


a) Die Aebertragung der Aufſicht an die Einzelſtaaten. 


In erſter Linie habe ich lebhafte Bedenken dagegen gel⸗ 
tend zu machen, daß die Aufſicht über die Hypothekenbanken 
nicht dem Reiche, ſondern den Einzelſtaaten über⸗ 
tragen werden ſoll, nämlich dem „Bundesſtaate, in 
welchem die Bank ihren Sitz hat“ (§ 3). 

Dieſe meine Bedenken ſind ſelbſtredend rein ſachlicher, 
nicht politiſcher Natur: 

Allerdings iſt in der Sachverſtändigenkommiſſion vom 
Juni 1897 zur Unterſtützung jener (wie es ſcheint, nur von 


1) Hinſichtlich der Strafbeſt immungen (§ 27) iſt rein re: 
daktionell zu bemerken, daß die Worte im Abſ. 2 „durch Abtretung oder 
Belaſtung“ wohl am Beſten zu ſtreichen ſind, da eine Verfügung über 
die Hypothek nicht nur durch Abtretung oder Belaſtung, ſondern auch 
durch Löſchungsbewilligung erfolgen kann. 
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zwei Sachverſtändigen bekämpften) Beſtimmung des § 3 ber: 
vorgehoben worden, „daß die Behörden des Staats, in 
welchem die Bank ihren Sitz habe, im Allgemeinen am 
beſten in der Lage ſeien, die Aufſicht auszuüben, 
und daß zur Abſtellung von Mängeln, die etwa im einzelnen 
Falle bei der Handhabung des Aufſichtsrechts hervortreten, 
ſchon die Vorſchriften der Reichsverfaſſung genügten“. Allein 
ich vermag aus leicht erklärlichen Gründen gerade in dieſem 
Punkte der Anſicht der Mehrheit der Sachverſtändigen nicht 
ein ſo volles und ausſchlaggebendes Gewicht beizumeſſen, zu⸗ 
mal jedenfalls für eine nicht gerade ſeltene Anzahl von Fällen 
der behauptete Vorzug des Aufſichtsrechts der Einzelſtaaten 
meines Erachtens unbedingt nicht beſteht. Man denke ins⸗ 
beſondere an den ſo ungemein häufig vorliegenden Fall, daß 
eine Hypothekenbank Filialen in anderen Bundesſtaaten, 
außerhalb des Orts ihrer Hauptniederlaſſung, beſitzt, oder 
daß, was in der Mehrzahl aller Fälle zutrifft, die in einem 
Bundesſtaat zum Geſchäftsbetrieb zugelaſſene Hypothekenbank 
ihre Geſchäfte auch in anderen Bundesſtaaten, alſo vielleicht 
unter völlig abweichenden Boden-, Grundwerths-, 
Ertrags- und Kreditverhältniſſen macht, die von der 
Behörde des die Aufſicht führenden Bundesſtaates vielleicht 
kaum gekannt, geſchweige denn „am beſten“ gewürdigt wer⸗ 
den können. | 

Es treten aber noch gewichtige Gründe hinzu, die den 
vom § 3 betretenen Weg nicht als angemeſſen erſcheinen 
laſſen +): 

1) Ganz abgeſehen von der Frage, ob nicht mitunter die — 
im Uebrigen vielfach recht wenig gehandhabte — Staatsaufſicht für 
manche Hypothekenbanken nur das Mittel geweſen iſt, ſich beſondere 
Privilegien, wie die Mündelſicherheit und Stiftungsmäßig⸗ 
keit ihrer Pfandbriefe, zu verſchaffen. Daß man aber, innerhalb 
des nämlichen Staates, von einer recht eigenthümlichen Anſicht 
über Recht und Pflicht zur Staatsaufſicht ausgehend, der einen — 
vielfach auch ſonſt nach den ſchon erwähnten Richtungen privilegirten — 
Landes⸗Hypothekenbank die „Staatsaufſicht gewährte“, etwa um ihr 
die von dem Vorhandenſein der letzteren nach § 13 Nr. 3 b des Reichs⸗ 
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In der ganzen fo überaus wichtigen Materie, die der 
Geſetzentwurf über das Hypothekenbankweſen zu regeln hat, 
iſt ohne Zweifel ſowohl die ſchwierigſte, als die bei Weitem 
wichtigſte Frage die, nach welchen Grundſätzen der 
„Werth“ der Grundſtücke bei der Beleihung feſt⸗ 
geſtellt werden ſoll und in welcher Weiſe die praktiſche 
Handhabung der einmal angenommenen Grundſätze ſeitens 
der einzelnen Hypothekenbanken ſich vollzieht. Alle übrigen 
Fragen, ſelbſt die der rechtlichen Sicherſtellung der 
Pfandbriefgläubiger ), verſchwinden dagegen. Denn 
daß den Letzteren ihr Pfand⸗ oder Vorzugsrecht recht wenig 
nützt, wenn ſchließlich im Konkurſe der Bank, wie dies leider 
ja ſchon geſchehen iſt, feſtgeſtellt wird, daß die Grundlage 
der Pfandbriefe, die hypothekariſche Beleihung, nach falſchen 
Grundſätzen oder in leichtfertiger Weiſe erfolgt iſt, bedarf 
keiner näheren Ausführung. 

Nun hat aber der vorliegende Geſetzentwurf in Bezug 
auf jenen Kardinalpunkt, nach welchen Grundſätzen die Werth⸗ 
Feſtſtellung der Grundſtücke bei der Beleihung erfolgen ſoll, 
ſich, und zwar meines Erachtens mit Recht, auf die Feſt⸗ 
legung einiger weniger und ganz allgemeiner Grundſätze — 
leitender Geſichtspunkte — beſchränkt?). Er hat 


bankgeſetzes abhängige Lombardfähigkeit ihrer Pfandbriefe bei der 
Reichsbank zu ſichern, anderen Landes⸗Hypothekenbanken aber die Staats⸗ 
aufſicht nicht „gewährte“, iſt ſicherlich ein wenig erfreulicher Zuſtand, 
welcher allein ſchon die Einführung der Reichsaufſicht wünſchenswerth 
macht. 

1) In ſeiner ausgezeichneten Arbeit: „Deutſche Hypotheken⸗ 
banken. Kritik und Reformvorſchläge“ (Jena 1880, Guſtav Fiſcher) 
ſpricht Dr. Julian Goldſchmidt ſogar folgenden Satz aus (S. 44): 
„. . . wenn es irgend eine Effektengattung, insbeſondere eine Art von 
Obligationen gibt, bei welcher die mangelnde Real ſicherheit 
deshalb indifferent iſt, weil fie durch die „Deckung“ vollkommen erſetzt 
wird, ſo ſind es gerade die ſogenannten Pfandbriefe der Hypotheken⸗ 
banken.“ 

2) Von Hecht in Holdheim's Wochenſchr. a. a. O. S. 179 wird 
ſogar noch die Streichung eines Theils dieſer allgemeinen Beſtimmungen, 
nämlich des § 12 Abſ. 1, für wünſchenswerth erachtet. 
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(worüber noch zu ſprechen ſein wird) im § 11 die Be⸗ 
leihungsgrenze für ländliche Grundſtücke auf zwei Drittel, 
für ſtädtiſche auf drei Fünftel des „Werths“ feſtgeſtellt und 
ausgeſprochen, daß die Beleihung auf inländiſche Grund⸗ 
ſtücke beſchränkt und der Regel nach nur an erſter Stelle 
zuläſſig ſein ſoll. Er hat dann im § 12 lediglich hinzu⸗ 
gefügt, daß der bei der Beleihung angenommene Werth 
des Grundſtücks „den durch ſorgfältige Ermittelung feſt⸗ 
geſtellten Verkaufswerth“ nicht überſteigen darf, und 
daß bei der Feſtſtellung dieſes Werths „nur die dauern⸗ 
den Eigenſchaften des Grundſtücks und der Ertrag zu be⸗ 
rückſichtigen“ ſind, „welchen das Grundſtück bei ordnungs⸗ 
mäßiger Wirthſchaft jedem Beſitzer nachhaltig gewähren 
kann“ (§ 12 Abſ. 1; cf. Abſ. 2). Er hat ſchließlich Hypo⸗ 
theken an Bergwerken, Gruben, Brüchen) und 
an allen einen dauernden Ertrag nicht gewährenden Grund⸗ 
ſtücken, insbeſondere an Bauplätzen ?), von der Verwen⸗ 
dung zur Unterlage von Pfandbriefen ausgeſchloſſen, und 
Hypotheken an Neubauten wenigſtens ſo lange ausge⸗ 
ſchloſſen, als nicht die Gebäude fertiggeſtellt und ertrags⸗ 
fähig ſind. 
Der Entwurf hat dann im § 13 beſtimmt: 
„Die Hypothekenbank hat auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des §S 12 eine Anweiſung über die Werth⸗ 


1) Zuſtimmend Hecht a. a. O. S. 179. 

2) Gegen einen generellen Ausſchluß von Grundſtücken, die 
einen dauernden Ertrag nicht gewähren, insbeſondere von Bauplätzen, 
ſ. Hecht a. a. O. S. 179 und 180. Vgl. hierzu die Ausführungen im 
Deutſchen Oekonomiſt vom 16. Juli 1898 (XVI. Jahrg.) Nr. 813 
S. 481. — Zu dem ganzen Abſatz 3 des § 12 des Entwurfs läßt ſich 
wohl die Frage aufwerfen, ob nicht auch hier dem Bundesrath, der 
nach dem letzten Abſatze des § 5 Ausnahmen von den im § 5 Abſ. 1 
vorgeſehenen Beſchränkungen des Geſchäftsbetriebs bewilligen kann, die 
Befugniß vorbehalten werden ſollte, Aus nahmen zu genehmigen, ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht nach ſeinem freien Ermeſſen, ſondern unter beſtimmten, 
generell, d. h. für alle Hypothekenbanken, feſtzuſtellenden Voraus⸗ 
ſetzungen. 


ee ze 


ermittelung zu erlafjen und der Aufſichtsbehörde 

zur Genehmigung einzureichen.” 

Es iſt nun aber ſchon in der Enquete, welche vor dem Aus: 
ſchuſſe des Bundesraths des norddeutſchen Bundes für Handel 
und Verkehr in der Zeit vom 13. März bis 19. Juni 1868 
über das Hypothekenbankweſen ftattgefunden hat), mit Recht 
von mehreren Seiten hervorgehoben worden, daß die Auf⸗ 
ſtellung ſachgemäßer Grundſätze für die Werthsermittelung 
zu den denkbar ſchwierigſten Aufgaben gehört und eine auch 
nur halbwegs richtige Löſung derſelben nur auf Grund 
reicher Erfahrungen denkbar iſt, welche letzteren nun ein⸗ 
mal nur durch jahrelange Beobachtung und Ueberwachung 
der Praxis einer thunlichſt großen Anzahl von ver: 
ſchiedenartigen Hypothekenbanken von einer Central⸗ 
ſtelle aus gemacht werden können. Auch kann nur 
eine ſolche auf Grund langjährigen Studiums zahlloſer 
Einzelfälle aus den verſchiedenſten Bundesſtaaten Fehler 
herausfinden, die bei der praktiſchen Handhabung der 
jeweiligen Inſtruktionen bei den einzelnen Hypothekenbanken 
ſich etwa herausgeſtellt haben. 

Dadurch wird denn auch allein der ſonſt unvermeid- 
liche, aber, wo Pfandbriefe ausgegeben ſind, doppelt bedenk⸗ 
liche Zuſtand vermieden werden können, daß ſeitens der 
einzelnen Bundesſtaaten die verſchiedenartigſten Inſtruk⸗ 
tionen über die Werthsermittelung derjenigen Grundftüde 
genehmigt werden), deren Hypotheken die Grundlage für 
Pfandbriefe bilden, doppelt bedenklich deshalb, weil das 
Publikum dieſe auf Grund des nämlichen Reichs geſetzes 
ausgegebenen Pfandbriefe ohne Zweifel für vollkommen 
gleichwerthig halten wird. Dieſer ſchon im Allgemeinen 


1) Vgl. Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Aus⸗ 
ſchuſſes ꝛc. (Berlin 1868, Verlag der Kgl. Geh. Ober⸗Hofbuchdruckerei). 

2) Je nach Zugrundelegung des „Ertragswerths“, „Grund- oder 
Gebäudeſteuer⸗Reinertrags“, eines aliquoten Theiles der Verſicherungs⸗ 
ſumme („Feuerkaſſe“) u. A. m. (Vgl. für die Anlegung von Mündel⸗ 
geldern § 1807 Abſ. 2 B. GB.s.) 
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recht wenig erfreuliche Mißſtand wird aber in einem prak⸗ 
tiſch ſehr wichtigen Spezialfalle noch erheblich verſchärft: 

Der Entwurf hat mit Recht im § 5 Nr. 3 als Gegen⸗ 
ſtand des den Hypothekenbanken geſtatteten Geſchäftsbetriebs 
auch die Gewährung von Darlehen an Kleinbahns 
Unternehmungen) gegen Verpfändung der Bahn jue 
gelaſſen. 

Ob der Entwurf nicht darin zu weit gegangen iſt, daß 
er (loc. cit.) auch „die Ausgabe von Schuld verſchrei⸗ 
bungen auf Grund der ſo erworbenen Forderungen“ 
generell geſtattet, iſt eine wirthſchaftliche Frage, die nament⸗ 
lich deshalb der ſorgfältigſten Nachprüfung bedarf, weil das 
Kleinbahnweſen in Deutſchland immerhin noch in ſeinen 
Anfängen ſteht. Jedenfalls aber iſt an dieſer Stelle die 
Frage aufzuwerfen, wie ſich denn der Entwurf bei unter⸗ 
ſchiedsloſer Zulaſſung ſolcher Schuldverſchreibungen (mit 
der im § 31 Satz 1 und 2 bezw. § 30 angegebenen Höchſt⸗ 
grenze) die Grundſätze gedacht hat, nach denen die auf⸗ 
ſichtführenden Landesregierungen die Gewährung von Dar⸗ 
lehen an Kleinbahnunternehmungen und die Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen auf Grund der ſo erworbenen Forde⸗ 
rungen genehmigen ſollen? Insbeſondere, wie die von der 
Aufſichtsbehörde doch wohl auch in dieſen Fällen zu geneh⸗ 
migende Anweiſung über die Werthsermittelung aus⸗ 
zuſehen hat? 

Oder ſoll etwa, in Abweichung von der ſonſt ſtreng feſt⸗ 
gehaltenen Regel, in dieſen Fällen von jeder Werths⸗ 
ermittlung, alſo auch von jeder Inſtruktion über die 
dabei zu befolgenden Grundſätze gänzlich abgeſehen 
werden??) Das würde heißen, daß die Beleihung und die 


1) Es muß hier übrigens ohne Zweifel heißen: an in ländiſche 
Kleinbahn⸗Unternehmungen. 

2) Es iſt darauf aufmerkſam zu machen, daß im § 13 des Ent⸗ 
wurfes nur von Anweiſungen „auf Grund der Vorſchriften des § 12“ 
die Rede tft, daß aber im § 12 nicht von Darlehen an Kleinbahnunter⸗ 
nehmungen geſprochen wird. 
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Ausgabe von Schuldverſchreibungen bei Kleinbahnunter⸗ 
nehmungen ganz ohne Unterſcheidung der einzelnen 
Fälle, alſo insbeſondere auch ohne jede Rückſicht auf 
den inneren Werth und die Rentabilität des ein⸗ 
zelnen Unternehmens, ſolle erfolgen dürfen, während man in 
anderen Fällen ungemein ſtrenge Beſtimmungen getroffen 
hat, insbeſondere Hypotheken an Bauplätzen als Unter⸗ 
lage für Pfandbriefe ganz ausſchließen und an Neubauten 
erſt dann zulaſſen will, wenn die Gebäude fertiggeſtellt und 
ertragsfähig ſind. | 
Es darf wohl auf Grund des § 31 Abſ. 3 des Ent- 
wurfes !) als zweifellos angenommen werden, daß ein ſolches 
Abſehen von jeder Werthsermittlung nicht in der Abſicht 
des Entwurfes liegt, daß alſo das bloße Pfandrecht an der 
Bahn, wo es landesgeſetzlich, z. B. im preußiſchen Geſetz 
vom 19. Auguſt 1895, ermöglicht iſt, nicht ausreicht, viel⸗ 
mehr auch hier eine Werthsermittlung des im Betriebe 
befindlichen Unternehmens ſtattzufinden hat. Letztere wird 
aber um ſo ſchwieriger ſein, als, wie jeder Sachverſtändige 
weiß, bei einer großen Anzahl von Kleinbahnunternehmungen 
in den erſten Betriebsjahren von einer Rentabilität (die in 
erheblichem Umfange von recht vielen derartigen Unter⸗ 
nehmungen nie erreicht wird) gar nicht die Rede ſein kann. 
Schon deshalb, aber auch aus den von dem Entwurfe bei 
allen anderen Objekten aufgeſtellten und juriſtiſch wie wirth⸗ 
ſchaftlich gleichermaßen nothwendigen Grundſätzen hätte der 
Entwurf für die Werthbemeſſung von Kleinbahn⸗Unter⸗ 
nehmungen mindeſtens generelle Anhaltspunkte geben 
müſſen, wie ſolche in den §§ 11 und 12 für Grundſtücke 
gegeben ſind. Da dies nicht geſchehen iſt, würden in dieſer 
Materie die Landesregierungen nach ihrem völlig freien 
Ermeſſen handeln können. Die Folge wäre naturgemäß 


1) § 31 Abſ. 3: „Im Uebrigen find die für die Gewährung von 
Darlehen an Kleinbahnunternehmungen maßgebenden Grundſätze von der 
Hypothekenbank feſtzuſtellen und der Aufſichtsbehörde zur Genehmigung 
einzureichen.“ 
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eine kaum überſehbare und im Einzelnen wohl manchmal 
recht bedenkliche Muſterkarte in der Behandlung der Frage 
der Werthsermittelung, alſo der Beleihbarkeit von Klein⸗ 
bahnen. Hiermit wäre dann aber auch von ſelbſt eine große 
Verſchiedenheit in der Qualität der auf Grund ſolcher Be⸗ 
leihungen ausgegebenen Schuldverſchreibungen und der Soli⸗ 
dität derjenigen Banken gegeben, welche ſolche Schuldver⸗ 
ſchreibungen an den Markt bringen, und welche vielleicht 
landesgeſetzlich das (etwa vor dem 1. Januar 1900) auch 
für dieſe Pfandbriefe erhaltene und dann fortbeſtehende Pri⸗ 
vilegium der Mündelſicherheit in Anſpruch nehmen können ). 
Gerade in dieſen Fällen ſcheint mir alſo aus ſchwerwiegen⸗ 
den wirthſchaftlichen Gründen die Aufſtellung genereller 
Grundſätze über die Werthsermittlung durch eine Central⸗ 
behörde, alſo durch den Bundesrath oder durch eine von 
dieſem zu beſtellende Reichs behörde, doppelt wünſchens⸗ 
werth. 

Auf der anderen Seite verkenne ich durchaus nicht, und 
es iſt darauf auch in der Sachverſtändigenkommiſſion hin⸗ 
gewieſen worden, daß außer den oben angeführten ſachlichen 
Gründen für den Vorſchlag des Entwurfes, die Aufſicht den 
Landesregierungen zu übertragen, auch oder vielleicht ſogar 
in erſter Linie politiſche Gründe anzuführen und maß⸗ 
gebend geweſen ſind. Dieſe würden wohl darin zu ſuchen 
ſein, daß die Landesregierungen möglicher Weiſe das Auf⸗ 
ſichtsrecht über die in ihren Staaten errichteten Hypotheken⸗ 
banken als ein Hoheitsrecht betrachten, welches ſie nicht aus 


1) Allerdings iſt es mir bisher nur von der Preußiſchen 
Pfandbrief⸗Bank in Berlin bekannt geworden, daß dieſelbe nach 
ihrem Statut ($ 4 Nr. 5) auch an Kleinbahnen und Kleinbahngeſell⸗ 
ſchaften Darlehen gegen „erſtſtellige Bahnpfandſchuld“ (oder 
gegen ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft deutſcher Kommunalverbände) ge⸗ 
währen kann und auch thatſächlich gewährt. Gegen Bahnpfandſchuld iſt 
ihr die Gewährung von Darlehen nur bis zur Hälfte der Her⸗ 
ſtellungskoſten der Bahn, in Gegenden mit regelmäßig ſteigender 
Bevölkerungszahl und mit entwickelten Wirthſchaftsverhältniſſen aber bis 
zu ſechs Zehntel dieſer Herſtellungskoſten geſtattet. 
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den Händen geben wollen, obwohl fie doch ähnliche Opfer 
in anderen, nicht minder wichtigen Fällen im Intereſſe der 
Geſammtheit wiederholt bereits gebracht haben ). 

Dem gegenüber würde immerhin darauf hinzuweiſen 
ſein, daß auch der vorliegende Entwurf das Prinzip der 
Aufſichtsführung durch die Landesregierungen inſofern ſchon 
durchbrochen hat, als nach dem Schlußſatze des § 5 mit 
Recht?) nicht die Landesbehörde, ſondern (wenigſtens in der 
Mehrzahl der Fälle) der Bundesrath Ausnahmen von den 
im § 5 Abſ. 1 des Entwurfes vorgeſehenen Beſchränkungen 
des Geſchäftsbetriebs der Hypothekenbanken zulaſſen 
kann ). 

Laſſen ſich aber, was ja mehr eine Machtfrage als eine 
von Juriſten zu begutachtende Rechtsfrage iſt, dieſe poli⸗ 
tiſchen Gründe nicht aus der Welt ſchaffen, ſo wäre doch die 
Mindeſtforderung feſtzuhalten, daß die von den Hypotheken⸗ 
banken zu entwerfenden Inſtruktionen über die Grund— 
ſätze der Werthsermittlung (und zwar nicht nur auf 
dem Gebiete der Grundſtücksbeleihung, ſondern auch auf dem 
der Beleihung von Kleinbahnunter nehmungen) 
nicht den Landesregierungen, ſondern dem Bundesrathe oder 
der von dieſem zu beſtellenden Reichsbehörde zur Genehmi⸗ 


1) Ich kann mir auch nicht denken, daß man z. B. im demnächſt 
zu erwartenden Reichs⸗Verſicherungsgeſetze die Aufſichtsführung 
allgemein den Landesregierungen übertragen wird, und würde es, 
wenn es geſchehen ſollte, ſehr beklagen. 

2) Sonſt würde der unbillige Wettbewerb zwiſchen Hypotheken⸗ 
banken verſchiedener Bundesſtaaten, den der Entwurf wenigſtens bei 
neu zu gründenden Hypothekenbanken thunlichſt beſeitigen will, wohl 
bald in verſchärfter Weiſe wieder auf der Bildfläche erſcheinen. 

3) Gegen die ganze Vorſchrift, alſo die Möglichkeit, Ausnahmen 
von den Vorſchriften des § 5 Abſ. 1 zulaſſen zu können, ſind Bedenken 
erhoben worden, aber, wie mir ſcheint, mit Unrecht. Gerade auf dieſem 
Gebiete wäre die Schaffung eiſerner Normen, die eine Möglichkeit der 
Berückſichtigung beſonders gearteter Einzelfälle ausſchließen, durchaus 
nicht räthlich. Der Gefahr eines Mißbrauchs iſt dadurch vorgebeugt, daß 
(in der Regel) lediglich der Bundesrath die Ausnahmen bewilligen kann. 


gung zu unterbreiten find. Nur auf diefem Wege fann, 
worauf der denkbar größte Werth zu legen iſt, eine Gewähr 
dafür geſchaffen werden, daß, wenigſtens in dieſer Kardinal⸗ 
frage der hier praktiſch werdenden Bodenkreditpolitik, gleich⸗ 
mäßige, vorſichtige und geſunde Normen ſeitens einer 
Central behörde geſchaffen werden, die auch die praktiſche 
Handhabung der ertheilten Inſtruktionen auf Grund viel⸗ 
ſeitiger Beobachtungen am beſten zu leiten und zu überwachen 
im Stande iſt. 


b) Die Beleihungsgrenze für ländliche Grundſtücke. 


ad 6. Die ſogenannte Beleihungsgrenze iſt im 
§ 11 des Entwurfes für ländliche Grundſtücke auf zwei Drittel 
(für ſtädtiſche auf drei Fünftel) des „Werths“ feſtgeſetzt 
worden. Es entſpricht dies allerdings den Vorſchriften der 
„Normativbeſtimmungen für die preußiſchen 
Hypothekenbanken“ vom 23. Juni 1893 (§ 3 Nr. 1). 
Ich glaube aber dem ungeachtet die Bedenken nicht ver⸗ 
ſchweigen zu dürfen, die bei ländlichen Grundſtücken nicht 
nur gegen die angenommene Maximalhöhe der Beleihung, 
ſondern auch dagegen ſprechen, daß die Beleihungsgrenze bei 
jenen höher als bei ſtädtiſchen Grundſtücken ) fixirt wor: 
den iſt. 

Allerdings können für den Vorſchlag des Entwurfes 
recht erhebliche ſachliche Gründe ins Feld geführt werden: 
daß die derzeitige Lage der Landwirthſchaft eine ſolche, 


1) Abgedruckt u. A. bei Grotefend, Das geſammte preußiſche 
Geſetzgebungsmaterial, Jahrg. 1893 S. 228 ff. 

2) Es wird übrigens gar nicht ſelten vorkommen, daß ſich kaum 
mit Beſtimmtheit entſcheiden läßt, ob ein Grundſtück ein ländliches oder 
ein ſtädtiſches iſt, wie denn auch in der Praxis darüber die verſchieden⸗ 
artigſten Grundſätze aufgeſtellt werden. Vgl. Denkſchrift zur Feier des 
25jährigen Beſtehens der Rheiniſchen Hypothekenbank: „Wir verſtehen 
unter einem ländlichen Darlehen ein ſolches Darlehen, bei dem zum 
Mindeſten zwei Drittel der zum Unterpfand angebotenen Objekte 
fruchttragende Grundſtücke ſind“ (S. 21). 
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übrigens ſchon früher für ſachgemäß gehaltene Beleihungs⸗ 
grenze verlange, daß ferner in den heutigen Statuten der 
Landſchaften und landſchaftlichen Kreditinſtitute die Höchſt⸗ 
grenze der Beleihung ländlicher Grundſtücke in der Regel 
(wenn auch nicht ausnahmslos) auf zwei Drittel des Werths 
fixirt ſei, und daß endlich ländliche Grundſtücke im Allge⸗ 
meinen weit geringeren Werthſchwankungen ausgeſetzt ſeien, 
als ſtädtiſche. 

Was aber die bei den Landſchaften ꝛc. übliche Be⸗ 
leihungsgrenze betrifft, ſo darf zunächſt nicht vergeſſen werden, 
daß auch bei den Landſchaften meiſt nur die eigentlichen land⸗ 
ſchaftlichen Güter, nicht aber die bäuerlichen Grundſtücke bis 
zu zwei Dritteln ihres Werths beleihungsfähig waren und 
find ); daß ferner die Taxationen meiſt von den Schuld⸗ 
nern ſelbſt, den vielfach durch ſogenannte Generalgarantie 
„zum Kreditwerke verbundenen“ Gutsbeſitzern, vorgenommen 
werden, die ein lebhaftes Intereſſe daran haben, daß die 
Taxationen nicht zu hoch ausfallen, und daß endlich die Ge- 
ſchichte der landſchaftlichen Beleihungen aus mehr denn hundert 
Jahren, wenigſtens bei den preußiſchen Landſchaften, klar 
beweiſt, daß, ſelbſt wenn die Beleihung bis zu zwei Dritteln 
des Werths ſtatutenmäßig zuläſſig war, thatſächlich doch 
die Beleihungen ſelten oder nie bis zu dieſem Höchſtbetrage 
erfolgt ſind. Zudem aber ſind bei den Landſchaften in Folge 
ihrer ſo lange Jahrzehnte hindurch reichenden praktiſchen 
Erfahrung, in Folge der genauen Kenntniß, welche die ver- 
einigten Gutsbeſitzer, und insbeſondere die zur Werthabſchätzung 
berufenen, von den zugehörigen, zur Beleihung ſtehenden 
Gütern und deren Bewirthſchaftern beſitzen, Bürgſchaften 
genug vorhanden, welche zu hohe oder leichtfertige Beleihungen 
ausſchließen. Endlich wird hier, wenn es mit der Bewirth⸗ 
ſchaftung, den Erträgniſſen ꝛc., bergab geht, dieſe Thatſache 
ſofort bekannt und iſt ſchon deshalb die Möglichkeit zeitigen 
und dann vielfach Erfolg verſprechenden Eingreifens gegeben. 


1) Vgl. Ed. Wegner a. a. O. S. 255. 
Rieſſer, Zur Kritik des Hypothekenbankgeſetzes. 3 
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Alle dieſe Garantien ſind bei den Hypothekenbanken, die 
ſich mit ländlichen Beleihungen befaſſen ), nicht oder doch 
bei Weitem nicht in dieſem Umfange vorhanden, und es 
wäre zu befürchten, daß ſowohl der Ruf der Geſchäfts— 
führung wie die Schätzung des Werths der Pfandbriefe der— 
jenigen Hypothekenbanken, welche von der Befugniß, länd— 
liche Grundſtücke bis zu zwei Dritteln des Werths zu beleihen, 
wirklich in einer großen Anzahl von Fällen längere Zeit 
Gebrauch machen würden, erheblich leiden müßte. 

Auch dagegen, daß bei ländlichen Grundſtücken die Be⸗ 
leihungsgrenze höher als bei ſtädtiſchen beſtimmt wird, dürften 
erhebliche innere Gründe ſprechen. Mag es auch für die 
Mehrzahl der ländlichen Grundſtücke (nicht aber für die in 
der Nähe großer Städte belegenen) zutreffen, daß ſie i m 
Allgemeinen nicht ſo bedeutenden Werthſchwankungen 
ausgeſetzt ſind als die ſtädtiſchen, ſo ſpielen doch anderer⸗ 
ſeits ohne Zweifel bei der Werthbemeſſung gerade ländlicher 
Grundſtücke ſubjektive, ſchwankende und einen generellen 
Werthmaßſtab kaum geſtattende Geſichtspunkte, z. B. die 
Perſon des Bewirthſchafters, die Art der Bewirthſchaftung, 
die Höhe des inveſtirten Kapitals u. dgl. m., eine weit größere 


1) Nach Ed. Wegner (a. a. O. S. 575) beträgt der Antheil der 
preußiſchen Hypothekenbanken am landwirthſchaftlichen Grundkredit (ein⸗ 
ſchließlich der Meliorationsdarlehen der Preußiſchen Zentral⸗Bodenkredit⸗ 
Aktiengeſellſchaft, welche ſchon 1896 allein ca. 130 Millionen Mark in 
ländlichen Beleihungen angelegt hatte), im Ganzen nur etwa 159 Mil⸗ 
lionen Mark, während die Preußiſchen Landſchaften im Ganzen etwa 
2 Milliarden Mark auf ländlichen Grundbeſitz ausgeliehen hatten (der 
eigentliche bäuerliche Grundbeſitz iſt aber auch bei letzteren zu kurz ge⸗ 
kommen). 

Auch der Antheil der übrigen deutſchen Hypothekenbanken an 
ländlichen Beleihungen iſt nicht bedeutend, ſo z. B. betrug derſelbe bei 
der Rhein. Hypothekenbank in Mannheim in den zehn Jahren von 
1887-1896 nach der „Denkſchrift zur Feier des 25jährigen Beſtehens 
der Bank“ (Statiſtik des ländlichen Darlehensweſens, ſ. auch Tabelle 5) 
nur 4,856,839 Mark, alſo im Durchſchnitt dieſer zehn Jahre per Jahr 
nur rund 500,000 Mark (die Darlehen an Landgemeinden bleiben 
dabei außer Betracht). 
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Rolle, als bei den ſtädtiſchen, und ſollten deshalb als nahe: 
liegende Quelle erheblicher Fehler in der Werthbemeſſung zu 
ganz beſonderer Vorſicht bei der Normirung der Maximal⸗ 
beleihungsquote gerade bei ländlichen Grundſtücken mahnen. 

Ueberdies iſt, und wohl kaum mit Unrecht, die Anſicht 
vertreten worden, daß die Beleihung ländlicher Grundſtücke 
(weſentlich) über die erſte Werthhälfte hinaus für die Land— 
wirthſchaft ſelbſt, zu deren Gunſten ja die hohe Maximal⸗ 
quote zu wirken beſtimmt iſt, ſchädlich wirken müſſe. Es 
wird dies damit begründet, daß „beſonders bei der heutigen 
Lage unſerer Landwirthſchaft bei einer Belaſtung von über 
der Hälfte kein Grundbeſitzer mit dem, was ihm nach Zahlung 
der Hypothekenzinſen vom Ertrage des Gründſtücks noch übrig 
bleibe, beſtehen könne. Die Grenze des — eine dauernde 
Verſchuldung in ſich ſchließenden — Realkredits ſei mit der 
Beleihung der erſten Werthshälfte erreicht, und diejenigen 
Kapitalien, deren der Landwirth über dieſe Grenze hinaus 
bedürfe, ſollten nur im Wege des Perſonalkredits beſchafft 
werden“ ). 

Wenn dagegen?) eingewandt wird, daß „bei dem 
Mangel einer geeigneten Organiſation des ländlichen Per: 
ſonalkredits die Beleihungsgrenze von zwei Drittel des Werths 
bisher von großem Segen geweſen“ fei, und daß der Land⸗ 
wirth unter den heutigen Verhältniſſen, wenn er nicht ſeine 
Zuflucht zu Wechſel⸗ und Wuchergeſchäften nehmen ſolle, eines 
Kredits bis zu zwei Dritteln des Taxwerths ſeines Grund— 
ſtücks bedürfe, ſo ſcheint mir folgende Entgegnung von ſelbſt 
gegeben: Einmal, daß, ſoweit die bisher hauptſächlich mit 
der Pflege des ländlichen Kredits befaßten Landſchaften und 
landſchaftlichen Kreditinſtitute in Frage kommen, doch wohl 
ſchon jetzt, wie oben erwähnt wurde, die Höchſtgrenze von 
zwei Drittel des Werths bei den Beleihungen niemals oder 
doch nur in einer ſehr geringen Anzahl von Fällen erreicht 


) Ed. Wegner a. a. O. S. 587. 
2) Ed. Wegner a. a. O. 


worden ift; und ferner, daß, wie heute die Verhältniſſe leider 
liegen, mit der Hinaufſetzung der Höchſtgrenze auf zwei 
Drittel des Werths die geſchilderte Gefahr, daß der Land— 
wirth zu Wechlel: und Wuchergeſchäften greifen müſſe, in 
keinem irgend erheblichen Umfange beſeitigt erſcheint. 

Trotz alledem — und in dieſer Frage iſt ganz beſon— 
ders auf den im Eingange dieſes Abſchnitts gemachten Vor⸗ 
behalt zu verweiſen — ſoll und darf nicht verkannt werden, 
daß die unter allen Geſichtspunkten angemeſſene Fixirung 
der Maximalbeleihungsgrenze faſt ebenſo ſchwierig iſt, wie 
die Feſtſtellung ſachgemäßer und ausreichender Grundſätze 
über die Werthbemeſſung, und daß die alle Intereſſen und 
Geſichtspunkte vorſichtig abwägende Löſung dieſer Frage mehr 
in den Rahmen der Geſetzgebungs- und Bodenkreditpolitik, 
als in den Rahmen der von einem Juriſtentage zu begut: 
achtenden Rechtsfragen gehört. Aus dieſem Grunde hielt 
ich es auch auf dem XXIV. Deutſchen Juriſtentage für aus— 
reichend, unter Abſtandnahme von der Stellung eines be— 
ſonderen Antrages, nur die Bedenken vorzutragen, welche mir 
gegen die vom Entwurfe vorgeſchlagene Höchſtgrenze bei der 
Beleihung ländlicher Grundſtücke zu ſprechen ſchienen. — 


c) Die Sicherſtellung der Pfandbriefgläubiger durch ein Konkurs- 
Vorrecht an den Deckungs⸗ Hypotheken. 


ad 8. Wie oben ſchon kurz erwähnt war, gewährt der Ent⸗ 
wurf behufs Herbeiführung einer rechtlichen Sicherſtellung der 
Pfandbriefgläubiger (in Uebereinſtimmung übrigens mit den 
Vorſchriften des franzöſiſchen Geſetzes vom 6. Juli 1860 
und des öſterreichiſchen Geſetzes vom 24. April 1874) 
lediglich ein Konkursvorrecht, während die dem Reichs: 
tage vorgelegten Entwürfe von 1879 und 1880 dieſe Sicher— 
ſtellung durch ein auch außerhalb des Konkurſes wirk— 
ſames Pfandrecht erreichen wollte. Es ſollten nach den 
letzten Entwürfen die einzelnen zur Unterlage der Pfand⸗ 
briefe dienenden Hypotheken durch die Hypothekenbank ver⸗ 
pfändet und ein Pfandhalter beſtellt werden, welcher 


die Pfandbriefgläubiger bei Begründung und Erhaltung des 
Pfandrechts zu vertreten hatte. 

„Einer ſolchen Regelung“ (ſagt die Segen ang des 
jetzt vorliegenden Entwurfes, ſoweit dieſelbe im Reichs⸗ 
anzeiger abgedruckt iſt) „bereitete die Verſchiedenheit der 
Formen, welche die geltenden Landesgeſetze für die Be- 
ſtellung eines Pfandrechts an hypothekariſchen Forde⸗ 
rungen vorſchreiben, erhebliche Schwierigkeiten, da trotz 
dieſer Rechtsverſchiedenheit einheitliche Beſtimmungen 
über die Pfandbeſtellung der Hypothekenbanken zu treffen 
waren. Schon bei der Erörterung der Entwürfe iſt 
das Bedenken erhoben worden, daß es mit der Rechts: 
ſicherheit nicht verträglich ſei, für einen beſtimmten Fall 
der Verpfändung einer Hypothek die in anderen Fällen 
anwendbaren Rechtsgrundſätze zu durchbrechen. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch ſchafft nunmehr freilich ein ein⸗ 
heitliches Recht, dem ſich auch die Beſtimmungen über 
die Beſtellung eines Pfandrechts für die Pfandbrief— 
gläubiger anſchließen könnten. Allein die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuches, welche das Grundbuchrecht 
betreffen, kommen nicht ſchon mit der Einführung des 
Geſetzbuchs überall zur Anwendung; ſie gelten vielmehr 
erſt von dem Zeitpunkt an, in welchem für die 
einzelnen Grund buchbezirke das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt (Einführungsgeſetz 
zum B. GB. Art. 189), und die Fertigſtellung 
der Grundbücher wird in manchen Gebieten 
noch geraume Zeit in Anſpruch nehmen. Ein 
Geſetz, das die Sicherung der Pfandbriefgläubiger 
mittelſt einer Pfandbeſtellung verwirklichen wollte, 
müßte deshalb, wenn auch nur vorübergehend, ein 
doppeltes Recht ſchaffen; es müßte für den einen 
Theil des Reichsgebiets Beſtimmungen auf der Grund— 
lage des Bürgerlichen Geſetzbuches treffen und anderer⸗ 
ſeits Vorſchriften geben, die einſtweilen da zu gelten 
hätten, wo das Grundbuch noch nicht angelegt iſt. Es 
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liegt auf der Hand, daß in folder Weiſe eine ſehr ver: 
wickelte Rechtslage entſtände, die nicht nur große Un⸗ 
zuträglichkeiten für die Hypothekenbanken, ſondern auch 
manche Weiterungen für die Hypothekenſchuldner zur 
Folge haben würde. 

Dieſe Schwierigkeiten werden vermieden, wenn die 
Sicherung der Pfandbriefgläubiger auf ein Vorrecht 
im Konkurſe beſchränkt wird. 

„Dem praktiſchen Bedürfniſſe wird durch ein derartiges 
Vorrecht ausreichend Rechnung getragen. Die weiter: 
gehende Sicherung, die ein Pfandrecht bieten könnte, 
beſteht in dem Schutze gegen Verfügungen der Bank 
über die Hypotheken und gegen eine Pfändung von 
Hypotheken durch andere Gläubiger. Was den Schutz 
gegen unbefugte Verfügungen der Bank betrifft, ſo 
wird derſelbe inſoweit, als er ſich ohne Benachtheiligung 
der Hypothekenſchuldner durchführen läßt, ſchon durch 
die Vorſchrift des § 27 Abſ. 2 des Entwurfes gewährt, 
wonach mit Gefängniß- und Geldſtrafe beſtraft wird, 
wer für eine Hypothekenbank wiſſentlich über eine in 
das Hypothekenregiſter eingetragene Hypothek durch Ab: 
tretung oder Belaſtung verfügt, obwohl die übrigen in 
das Regiſter eingetragenen Hypotheken zur Deckung 
der Pfandbriefe nicht genügen. Die Möglichkeit, daß 
eine Hypothekenforderung den Pfandbriefgläubigern 
durch die von einem anderen Gläubiger vorgenommene 
Pfändung entzogen wird, iſt allerdings nach dem Ent⸗ 
wurfe nicht ausgeſchloſſen; ſie iſt indeſſen ohne praktiſche 
Bedeutung, und ſobald ſich die Lage einer Hypotheken⸗ 
bank derart geſtaltet hat, daß Pfändungen in Frage 
ſtehen, wird es auch unverweilt zur Eröffnung des 
Konkursverfahrens kommen.“ — 


Es läßt ſich nicht verkennen, daß, zunächſt wenigſtens, 
die vorgeſchlagene Art der Sicherſtellung der Pfandbrief: 
gläubiger (lediglich durch ein Konkurs-Vorrecht an 
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Stelle eines auch außerhalb des Konkurſes wirkſamen Pfand: 
rechts) aus mehrfachen Gründen recht überraſchend wirkt: 
Einmal deshalb, weil ausweislich des „Berichts der 
Reichstags⸗Kommiſſion über den Entwurf eines Bürgerlichen 
Geſetzbuches und Einführungsgeſetzes“ (S. 76) die Regierungs⸗ 
vertreter gelegentlich der Berathung der Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfs über die Belaſtung der Grundſtücke mit Geldſchulden, 
alſo noch vor etwa zwei Jahren, ausdrücklich erklärt hatten: 
„Der Entwurf werde auch die Grundlage für die 
demnächſtige reichsgeſetzliche Regelung des Pfand— 
briefweſens bilden.“ | 

Dann aber überraſcht die vorgeſchlagene Regelung um 
deswillen, weil damit nicht nur die Baſis der früheren Reichs⸗ 
entwürfe von 1879 und 1880, ſondern auch die Grundlage 
der in Anlehnung an dieſelben ergangenen, oben (S. 2/3) 
mitgetheilten Landesgeſetze verlaſſen iſt, welche ſämmtlich ein 
Pfandrecht an der zur Deckung der Pfandbriefe dienenden 
Hypotheken eingeführt haben ). 

Endlich aber auch um deswillen, weil ſich die Reichs⸗ 
regierung noch in der amtlichen Begründung jener Reichs⸗ 
entwürfe von 1879 und 1880 gerade für die Gewährung 
eines Pfandrechts und gegen die Schaffung eines bloßen 
(Konkurs⸗) Vorrechts mit folgenden doch nicht zu unter: 
ſchätzenden Argumenten ausgeſprochen hatte: 

„Ein Vorrecht der Gläubiger verleiht dieſen kein 
unmittelbares Recht an den für daſſelbe beſtimmten 
Gegenſtänden; es beſchränkt ſich auf den Erlös der⸗ 
ſelben, ſoweit ſie zur Zeit der Konkurseröffnung noch 
vorhanden ſind. Im Konkurſe unterliegen 
die Pfandbriefgläubiger, wie alle Kon⸗ 
kursgläubiger, dem Konkursverfahren. Bis 
zur Eröffnung deſſelben könnte die Anſtalt über die 


1) Vgl. aber dagegen insbeſ. Dr. Friedr. Volz: „Die Pfand⸗ 
brieffrage de lege ferenda“ (München 1878, M. Rieger'ſche Univerſitäts⸗ 
Buchhandlung) und Art. IV Abſ. 1 und 2 des dieſer Schrift beigefügten 
Geſetzentwurfes. 
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Gegenſtände unbeſchränkt verfügen und jeder beliebige 
Gläubiger an ihnen durch Pfändung ein Pfandrecht 
(CPO. § 709) und daher im Konkurſe ein Abſonde— 
rungsrecht (Konkursordnung § 41 Nr. 9) erlangen. Es 
wäre dies keine geringe Gefahr bei einer 
Anſtalt, welche den Konkurs nicht hätte ab— 
wenden können“ (Begr. S. 25). 


Auf der anderen Seite war in jener amtlichen Begrün— 
dung mit Nachdruck auf die durch Gewährung eines Pfand— 
rechts entſtehenden Vortheile folgendermaßen hingewieſen 
worden: 

„Zugleich erweitert nach dem Syſtem der Konkurs: 
ordnung das Pfandrecht im Konkurſe ſich zum Ab— 
ſonderungsrecht und ſtellt die Pfandbriefgläu— 
biger unabhängig von der Eröffnung und den 
Schickſalen des Konkursverfahrens“ (eod.). 

Bei der jetzt vorgeſchlagenen Regelung würde nun über— 
dies ſchon das allgemein übliche Wort: Pfandbrief, mit dem 
auch der Entwurf operirt, wenig ſachgemäß ſein, wir hätten 
dann ausnahmslos Pfandbriefe ohne Pfandrecht), wie 
wir leider ſchon jetzt vielfach einem fehlerhaften, aber einge: 
wurzelten Sprachgebrauche zufolge von „Prioritäten“ reden, 
die keinerlei Priorität beſitzen. Und wir hätten ferner, falls, 
was gelegentlich der Sachverſtändigen⸗Kommiſſion ausdrücklich 
für zuläſſig erklärt wurde, die bei vielen Hypothekenbanken 
bereits vorhandene Einrichtung des Pfandhalters auch ferner 
beſtehen bleibt (freilich alsdann nur als Kontrolorgan, aber 


1) Allerdings war auch ſchon bisher, wo nicht landesgeſetzlich ein 
Pfandrecht an den Deckungshypotheken zu Gunſten der durch einen 
Pfandhalter vertretenen Pfandbriefgläubiger eingeführt war, der Aus⸗ 
druck: Pfandbrief irreführend. Denn es wurde lediglich die Hypo: 
thekenbank, welche ein Darlehen gegen Verpfändung von Grundſtücken 
gewährte, Hypothekar⸗Gläubigerin, welche dann gegen dieſe rein wirth— 
ſchaftliche Deckung ihrerſeits Theilſchuldverſchreibungen ausſtellte, 
deren Inhaber ſomit in keiner Weiſe direkte Pfand⸗(Hypo⸗ 
thekar-) Rechte erlangten. 
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nicht mehr zum Zweck der Beſtellung oder Erhaltung eines 
Pfandrechts), einen Pfandhalter, der kein Pfand zu 
halten hat). — 

Dem gegenüber iſt aber mit dem größten Nachdruck 
feſtzuſtellen, daß in der That, wie die offenbar nur im Aus⸗ 
zug im Reichsanzeiger abgedruckte kurze Begründung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs andeutet, der Entwurf, falls er die Sicherung 
der Pfandgläubiger mittelſt einer Pfandbeſtellung er⸗ 
reichen wollte, vorläufig wenigſtens, doppeltes Recht ſchaffen 
würde, da die das Grundbuchrecht betreffenden Grundſätze 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in den einzelnen Grundbuch— 
bezirken nach Art. 189 des Einf.⸗Geſ. zum B. GB. erſt dann 
zur Geltung kommen, wenn für dieſe Grundbuchbezirke das 
Grundbuch als angelegt zu betrachten iſt. 

Der Entwurf würde alſo für die Staaten bezw. Grund⸗ 
buchbezirke, in denen dies ſchon mit dem 1. Januar 1900 
der Fall ſein wird, Beſtimmungen auf der Grundlage des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu treffen haben, was übrigens 
gerade in der hier zu regelnden Materie in Bezug auf die 
theoretiſch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch auch hier mög: 
liche, aber praktiſch hier kaum in Betracht kommende Tren⸗ 
nung zwiſchen Buch- und Brief⸗Hypotheken wohl beſondere 
Schwierigkeiten machen würde ?). 

Für diejenigen Staaten bezw. Grundbuchbezirke aber, in 

1) Freilich muß doch auch anerkannt werden, daß dies Pfandrecht, 
wo es landesgeſetzlich anerkannt iſt, im wirthſchaftlichen Sinne 
eine merkwürdige Art oder vielmehr Abart eines Pfandrechts iſt. Der 
Vertreter der Pfandgläubiger, der Pfandhalter, hat nämlich hier gar 
keine Wahl, er muß ſtets genehmigen, daß die Einkünfte aus den 
verpfändeten Forderungen dem Gläubiger dieſer Forderung und dem 
Pfandſchuldner der Pfandbriefinhaber, nämlich der Hypothekenbank 
ausgezahlt werden, ſonſt würde die Bank leicht in Verlegenheit kommen 
und würden die Pfandbriefe ſelbſt leicht gefährdet werden können. 

2) Nach den Ausführungen der unten (S. 43 Anm. 3) näher be⸗ 
zeichneten Schrift von Dr. H. Tinſch würde die Buchhypothek bei 
Pfandbriefinſtituten vorausſichtlich praktiſch ganz außer Betracht bleiben 
(a. a. O. S. 46). 
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denen das Grundbuch mit dem 1. Januar 1890 noch nicht 
angelegt iſt, würde der Entwurf interimiſtiſche Vorſchriften zu 
normiren haben, die bis zu dem Zeitpunkt zu gelten hätten, 
wo das Grundbuch in dieſen Staaten als angelegt zu gelten 
haben wird. 

Nun hat man allerdings in einer Kritik des Entwurfes!) 
behauptet, daß der Zeitpunkt, mit welchem für den bei 
Weitem größten Theil von Deutſchland das Grund— 
buch als angelegt zu betrachten ſein wird, ohne Zweifel mit 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs (1. Januar 
1900) zuſammenfallen werde. Wäre dieſe Annahme richtig, 
und würde dieſer Zeitpunkt auch für die anderen Bundesſtaaten 
als ziemlich bald bevorſtehend anzuſehen ſein, ſo würde man 
wohl beſſer thun, überhaupt mit der geſetzlichen Regelung 
der Materie, ſo dringlich dieſe Regelung auch ſein mag, 
noch einige Jahre zu warten, um dann einheitliche Beſtim⸗ 
mungen im Anſchluß an das Grundbuchrecht des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs treffen zu können. 

Aber dieſe Annahme iſt zweifellos unrichtig, wie 
ſich ſchon daraus ergeben wird, daß z. B. im Bezirk des 
ehemaligen Kurfürſtenthums Heſſen bereits im Jahre 1883, 
alſo vor 15 Jahren, die preußiſche Grundbuchordnung 
eingeführt worden iſt, man aber bis zum heutigen Tag 
mit der Anlegung des Grundbuchs ungeachtet allen Eifers 
noch nicht hat fertig werden können, obwohl dort ſchon, 
was durch aus nicht überall der Fall iſt, brauchbare 
Grundbuchsunterlagen in Geſtalt der General-Währſchaſts⸗ 
bücher exiſtirten. 

In Elſaß⸗Lothringen dürfte nach amtlicher Schätzung 
ein Zeitraum von allermindeſtens 30 Jahren, der 


1) Voſſiſche Zeitung vom 1. Juni 1898: „. .. dhatſächlich läßt 
ſich ſchon jetzt mit Sicherheit vorausſehen, daß in dem bei Weitem 
größten Theile von Deutſchland das Grundbuchrecht des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs mit dem 1. Januar 1900 in Kraft treten wird, 
da die hierfür erforderlichen Vorausſetzungen dann 
vorhanden ſein werden.“ 
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meines Erachtens erheblich überſchritten werden 
wird, ablaufen, bis daſelbſt das Grundbuch als angelegt 
zu betrachten ſein wird, und ähnlich wird die Sache in den 
meiſten anderen Bundesſtaaten verlaufen, in denen bisher 
ein Grundbuchrecht überhaupt nicht oder auf ganz anderer 
Grundlage !) beſtanden hat. So lange allerdings wird 
mit dem geſetzgeberiſchen Vorgehen nicht gewartet werden 
können. 

Es kommt aber als beſondere Schwierigkeit für die 
Konſtruktion einer Pfand rechts ſicherung durch den Ent: 
wurf noch hinzu, daß wenigſtens für diejenigen Bundes⸗ 
ſtaaten, in denen das Grundbuchrecht noch nicht gilt, ſelbſt 
die in den früheren Entwürfen von 1879/80 wahlweiſe zu: 
gelaſſenen drei Modalitäten der Pfandbeſtellung ?), die man 
übrigens ſämmtlich ſchon früher als „nicht vollſtändig be: 
friedigend“ ) bezeichnet hat, nicht ausreichen würden. So 
würde z. B. in Hamburg, wo derzeit meines Wiſſens auch 
für die Abtretung und Verpfändung von Hypotheken das 
reine Grundbuchprinzip gilt, ſo daß eine Ceſſion und Ver⸗ 
pfändung der Hypothek nur durch Eintragung im Grund— 
buche Rechtswirkſamkeit erhält und eine eigentliche Hypo— 
thekenurkunde von rechtlicher Bedeutung gar nicht exiſtirt, 
die vom Entwurfe wieder wahlweiſe aufzunehmende Beſtim⸗ 
mung, daß auch durch Uebergabe der Hypothekenurkunde ein 
Pfandrecht beſtellt werden könne, tief in das beſtehende Recht 
eingreifen und ein kaum mit demſelben vereinbares ſingu⸗ 


1) In dieſen Fällen nützt auch der § 87 der Grundbuchordnung 
nichts. Es ſtehen ſich bisher in Deutſchland nicht weniger als fünf 
Syſteme des Buchungsweſens gegenüber. Vgl. u. A. Dr. Simeon, 
„Die Reichs⸗- Grundbuchordnung vom 24. März 1897“ (Berlin 1897, 
J. Guttentag) S. 11— 13. 

2) Uebertragung des Beſitzes an den Pfandhalter, Eintragung im 
Grundbuch, Vermerk auf der Hypothekenurkunde. 

3) Dr. H. Tinſch, Die Pfandbrieffrage in Deutſchland nach ihrem 
dermaligen Stande und nach dem Entwurfe eines Bürgerlichen Geſetz— 
buchs (Erlangen und Leipzig 1890, Georg Böhm) S. 97 und Dr. Friedr. 
Volz a. a. O. insbeſ. S. 5 ff. 
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läres Recht ſchaffen. Denn es würde dann gerade auf diefem 
Einzelgebiete durch Uebergabe der Hypothekenurkunde an den 
Pfandhalter ein Pfandrecht zu Gunſten der Pfandbrief— 
gläubiger beſtellt, obwohl dieſer Urkunde nach dem ſonſt 
giltigen Hamburgiſchen Recht eine juriſtiſche Bedeutung gar 
nicht zukommt; es würden dann auch Ceſſionen ꝛc., ſelbſt 
wenn ſie im Grundbuche eingetragen ſind, ungiltig ſein 
müſſen, falls eine ſolche Urkunde dem Vertreter der Pfand: 
bezw. Pfandbriefgläubiger, dem Pfandhalter, vorher über: 
geben war u. dgl. m. 

Endlich wäre, falls der Entwurf ſich zu einer — bei 
der Pfandrechtsſicherung nothwendigen — doppelten Re: 
gelung des Rechtszuſtandes (für die Bundesſtaaten, in denen 
das Grundbuchrecht gilt, und für diejenigen, in denen dies 
noch nicht der Fall iſt) entſchließen würde, naturgemäß in 
denjenigen Bundesſtaaten, in denen nach längerer Zeit die 
Anlegung des Grundbuchs vollendet ſein würde, der bisherige 
Weg der Verpfändung mit dieſem Momente zu verlaſſen und 
nunmehr für neue Pfandbriefausgaben der im neuen Recht 
(B. GB.) vorgeſchriebene Weg einzuſchlagen fein. Das würde 
alſo heißen, daß diejenigen Hypothekenbanken, deren Geſchäfts⸗ 
betrieb (insbeſondere ſoweit er in der Ausgabe von Pfand— 
briefen gegen hypothekariſche Deckung beſteht) ſich auf das 
ganze Reich erſtreckt, für einen Zeitraum von mehreren 
Dezennien ängſtlich in ſämmtlichen Bundesſtaaten den Fort⸗ 
ſchritt des Grundbuchweſens beobachten und kontroliren 
müßten, um ja nirgends den Zeitpunkt zu verſäumen, wo 
das „Grundbuch als angelegt zu gelten hat“! Alles dies 
wäre unhaltbar. 

Die nachſtehenden Gründe dürften aber weiter ent⸗ 
ſcheidend gegen die Konſtruktion einer Pfandrechtsſicherung 
ſprechen: 

Sie betreffen das im wirthſchaftlichen Leben eine hoch— 
bedeutſame Rolle ſpielende Verhältniß der Hypotheken⸗ 
ſchuldner zu dem Hypotheken-(Darlehens-) Gläu— 
biger, alſo der Hypothekenbank. 
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Die Entwürfe von 1879/80 hatten eine Reihe von Vor: 
kehrungen getroffen, um das Pfandrecht auch Dritten gegen: 
über erkennbar zu machen. Insbeſondere hatten ſie die 
Eintragung der Deckungshypotheken in ein Pfandbuch vor⸗ 
geſchrieben und (als eine der zur Wahl ſtehenden Modali⸗ 
täten, alſo nicht obligatoriſch) für die Konſtituirung des 
Pfandrechts auch den Weg für zuläſſig erklärt, daß auf jeder 
Deckungshypothek ein die Verpfändung klarſtellender Vermerk 
ſeitens der Pfandbriefanſtalt und des Pfandhalters ange: 
bracht würde. 

Mit dieſen und anderen Beſtimmungen, die naturgemäß 
in der einen oder anderen Art auch im neuen Entwurfe, 
falls er ein Pfandrecht konſtituiren wollte, mindeſtens für 
einen Theil des Deutſchen Reiches Aufnahme finden müßten, 
verbunden mit den Strafvorſchriften des § 27, mag aller: 
dings die Gefahr widerrechtlicher Verfügungen über die 
Deckungshypotheken durch den Gläubiger, die Pfandbrief— 
anſtalt ſelbſt, als erheblich vermindert, wenn nicht als nahezu 
beſeitigt erſcheinen. Aber eine für den Hypothekenverkehr 
und deſſen ruhige Entwicklung äußerſt erhebliche Gefahr 
blieb und bleibt beſtehen, worauf die Kritik der früheren 
Entwürfe, ſoweit ich ſehen kann, überhaupt nicht aufmerkſam 
gemacht hat, obwohl dieſe Gefahr auch durch die in den 
früheren Entwürfen von 1879/80 getroffenen Vorſichtsmaß— 
regeln nicht beſeitigt worden iſt, und vollſtändig vielleicht 
überhaupt nicht beſeitigt werden kann. 

Es liegt nämlich auf der Hand, daß die Schuldner 
der Deckungshypotheken Kapitalsabzahlungen, insbeſondere 
ſolche, welche regelmäßig zu erfolgen haben, wie die Zahlung 
der Amortiſationsquoten u. dgl. m., in vielen, vielleicht in 
den meiſten Fällen (überhaupt und auch in der Folge) machen 
werden, ohne die Zuſtimmung des Pfandhalters ein— 
geholt zu haben, deren Nothwendigkeit ſie ſich wohl kaum 
je vor Augen führen und ſelten verſtehen würden. Da aber 
nach allgemeinen Grundſätzen (die natürlich auch im Bürger— 
lichen Geſetzbuch für den Fall des Pfandrechts an Forde: 
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rungen anerkannt werden) ) das Pfand, hier die Deckungs⸗ 
hypothek, durch Kapitalabzahlungen ohne Zuſtimmung des 
Pfandgläubigers nicht vermindert werden darf, ſo würde 
ſich in allen ſolchen Fällen der Hypothekenſchuldner der Ge⸗ 
fahr doppelter Zahlung ausſetzen. Das Gleiche 
würde vorliegen bei allen Akten, welche eine der Zahlung 
ähnliche rechtliche Natur und Wirkung haben, ſo 
bei denjenigen ſeitens des Hypothekenſchuldners mit dem 
Gläubiger (der Hypothekenbank) abgeſchloſſenen Verträgen, 
welche einen Erlaß, eine Novation, einen Vergleich 
oder eine Aufrechnung (Kompenſation) bezüglich des Hypo: 
thekenkapitals zum Gegenſtande haben. 

Endlich wird die vom Hypothekenſchuldner beabſichtigte 
Kündigung des Hypothekenkapitals wohl auch in der Folge 
lediglich dem Gläubiger gegenüber erfolgen, und 
vielleicht erſt am Fälligkeitstage würde der Schuldner, ſehr 
zu ſeinem Schaden und gewiß mit größter Entrüſtung, gewahr 
werden, daß er die Kündigung nicht nur dem Hypotheken⸗ 
gläubiger (der Hypothekenbank), ſondern auch gegenüber Dem: 
jenigen, dem die Hypothek verpfändet iſt, alſo gegenüber dem 
Pfandhalter als Vertreter der Pfandgläubiger, hätte aus— 
ſprechen müſſen, und daß die Kündigung, da er dies nicht 
gethan, rechtlich unwirkſam geweſen iſt! 

Allerdings haben die Entwürfe von 1879,80 dieſe ſchwer 
erträglichen Gefahren durch folgende Beſtimmungen zu mil⸗ 
dern geſucht: 

§ 5. „Eine ohne ſchriftlich beurkundete Zuſtim⸗ 
mung des Pfandhalters erfolgte Abtretung, Verpfän⸗ 
dung oder Tilgung der verpfändeten Forderung kann 
zum Nachtheile der Pfandbriefgläubiger nicht gel: 
tend gemacht werden. Daſſelbe gilt von einer Vor⸗ 


1) Vgl. z. B. B. GB. § 1281 Satz 1: „Der Schuldner kann nur 
an den Pfandgläubiger und den Gläubiger gemeinſchaftlich leiſten;“ 
§ 1283 Abſ. 2: „Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn 
ſie dem Pfandgläubiger und dem Gläubiger erklärt wird“ u. dgl. m. 
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rechtseinräumung, einer Entpfändung, ſowie von einer 

Pfändung. | 

Unberührt bleiben die Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts, nach welchem der ohne 
Kenntniß des Fauſtpfandes tilgende Schuldner 
geſchützt wird, ſofern die Tilgung gegenüber 
einem Anderen, als der Pfandbriefanſtalt, 
geſchehen iſt. 

Das Gleiche gilt von den Vorſchriften über den 
Schutz eines Dritten, welcher ohne Kenntniß des Fauſt⸗ 
pfandrechts die Forderung oder ein Pfandrecht an der⸗ 
ſelben erworben hat, ſofern der Erwerb von einem 
Andern, als der Anſtalt geſchehen iſt. 

§ 6. Die Pfandbriefanſtalt wird durch das Fauſt⸗ 
pfandrecht nicht in der Befugniß beſchränkt, ſelbſtändige 
Kündigungen vorzunehmen, die Zinſen und ſolche 
Zahlungen einzuziehen, deren Beträge und Ter— 
mine in den Statuten oder der über die hypo⸗ 
thekariſche Forderung laufenden Urkunde be— 
ſtimmt ſind.“ 

Allein es liegt auf der Hand, daß hierdurch jene Ge⸗ 
fahren eben nur gemildert, nicht aber beſeitigt ſind. Denn 
es würde z. B. der § 6 zum Schutze der Hypothekenſchuldner 
nicht ausreichen, wenn der Letztere nicht lediglich die ſtatuten⸗ 
mäßige Amortiſationsquote, ſondern, wie dies ſehr häufig 
geſchieht, mehrere Amortiſationsquoten auf einmal abbezahlt 
oder größere nicht ſtatutenmäßig vorgeſehene Kapitalabzah⸗ 
lungen ohne Zuſtimmung des Pfandhalters geleiſtet hat. 
Ebenſo würde der § 5 Abſ. 2 bei Zahlungen, die der 
Schuldner an die Pfandbriefanſtalt ſelbſt und nicht an einen 
Dritten, z. B. einen Ceſſionar, geleiſtet hat, unanwendbar 
ſein. (Vergl. die Begründung zu den Geſetzentwürfen von 
1879/80, S. 56.) 

Würde es ſich aber um eine neue Regelung der Materie 
handeln, fo würde lediglich der § 1156 B.GB.'s entſcheidend 
ſein und bleiben müſſen, welcher ſagt: 
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„Die für die Uebertragung der Forderung gelten: 
den Vorſchriften der S$ 406 — 408 finden auf das 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem Eigenthümer (alſo dem 
Hypothekenſchuldner) und dem neuen Gläubiger in 
Anſehung der Hypothek keine Anwendung ). 
Der neue Gläubiger muß jedoch eine dem bisherigen 
Gläubiger gegenüber erfolgte Kündigung des Eigen⸗ 
thümers gegen ſich geltend laſſen, es ſei denn, daß 
die Uebertragung zur Zeit der Kündigung 
dem Eigenthümer bekannt oder im Grundbuch 
eingetragen iſt.“ 


Da die §$ 406 — 408, alſo bd die Vorſchrift, 
daß der Schuldner an den alten Gläubiger zahlen kann, 
ſo lange er nicht weiß, daß die Forderung abgetreten iſt, 
in der Regel (abgeſehen von der Kündigung) nicht gelten 
ſollen, jo bedeutet der erſte Satz des § 1156, daß der 
Hypothekenſchuldner ſich immer, alſo auch bei der ge: 
wöhnlichſten Amortiſationszahlung, bei Meidung 
doppelter Zahlung überzeugen muß, ob der ur: 
ſprüngliche Gläubiger wirklich noch Gläubiger 
iſt. Er muß ſich alſo, um ſich dieſe Ueberzeugung zu 
verſchaffen, z. B. bei der Briefhypothek, da zu deren Ueber⸗ 
tragung und Verpfändung die Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefs erforderlich iſt (S 1154 des B. GB.), ſtets den 
Hypothekenbrief vorlegen laſſen. Das aber wird 
vorausſichtlich, wie nun einmal die Dinge liegen, ſelten oder 
nie geſchehen. 

Es kann aber auch die in der Begründung der früheren 
Reichsentwürfe (von 1879/80) beſonders hervorgehobene Ge— 
fahr, daß, falls von einer pfandrechtlichen Sicherſtellung 
abgeſehen werde, die Hypothekenbank vor dem Konkurſe über 
die Deckungshypotheken unbeſchränkt verfügen und damit den 
Pfandgläubigern ihre Sicherheiten entziehen könnte, Ange— 


1) Die Ausnahme hinſichtlich der Zinſen und anderer Neben: 
leiſtungen ſ. in § 1158. 
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ſichts der Strafbeſtimmung des § 27 Abſ. 2 des Entwurfs 
kaum noch als eine ſchwerwiegende angeſehen werden ). 

Endlich darf der Begründung des jetzigen Entwurfes 
wohl ohne Weiteres zugegeben werden, daß die theoretiſch 
vorliegende Möglichkeit, daß dritte Gläubiger die in das 
Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken pfänden könnten, 
wenigſtens eine erhebliche praktiſche Bedeutung nicht hat. 
Es ließe ſich aber ſogar jede nach dieſer Richtung etwa noch 
vorhandene Gefahr vollſtändig durch eine Zuſatzbeſtimmung 
beſeitigen, wonach die in das Hypothekenregiſter eingetragenen 
Hypotheken — die doch nun einmal unbedingt zur Sicherung 
der Pfandgläubiger dienen ſollen — für die Dauer der Ein⸗ 
tragung und ſo weit ſie zu jener Sicherung erforderlich ſind, 
jeder Pfändung durch dritte Gläubiger oder zu 
deren Gunſten entzogen ſind. 

Eine ſolche Beſtimmung findet fid) bereits in dem § 2 
des öſterreichiſchen Geſetzes betr. die Wahrung der Rechte 
der Beſitzer von Pfandbriefen vom 24. April 1874: 

„Die Beſitzer von Pfandbriefen haben das Recht, 
aus den im § 1 bezeichneten Vermögensobjekten der 
Anſtalt vorzugsweiſe befriedigt zu werden, daher 
Gläubiger der Anſtalt, deren Forderungen nicht aus 
Pfandbriefen entſpringen, eine Exekution nur un⸗ 
beſchadet dieſes Rechts erwirken können.“ 
Glücklicher Weiſe wird die ſchließliche Entſcheidung der 

hier behandelten Frage auch demjenigen, dem noch Bedenken 
übrig bleiben, dadurch erleichtert, daß die Wahl der einen 
oder der anderen Art der juriſtiſchen Konſtruktion, der 
Sicherſtellung der Pfandbriefgläubiger , wenn ſie auch ſelbſt⸗ 


1) Hiernach ſoll Gefängnis bis zu einem Jahr und Geldſtrafe bis 
zu 20,000 Mark denjenigen treffen, welcher für eine Hypothekenbank 
„wiſſentlich über eine in das Hypothekenregiſter eingetragene Hypothek 
. . . verfügt, obwohl der Betrag der übrigen in das Regiſter eingetragenen 
Hypotheken zur Deckung der Pfandbriefe nicht genügt.“ 

2) Hieraus mag es ſich auch erklären, daß bei der Diskuſſion über 
dieſe Frage in der Sachverſtändigenkommiſſion vom Juni 1897 ſich nur 

Rieſſer, Zur Kritik des Hypothekenbankgeſetzes. 4 
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verſtändlich von und vor Juriſten ausführlich zu erörtern 
iſt, doch praktiſch eine überaus untergeordnete Rolle ſpielt. 
Denn in der Praxis wird die Sicherheit der Pfandbriefe 
doch im Großen und Ganzen ausſchließlich von drei Mo: 
menten abhängen. 1. von der Solidität der Ge⸗ 
ſchäftsführung der Hypothekenbanken; 2. von zweckdien⸗ 
lichen Vorſchriften über die Natur der zur hypothekari⸗ 
ſchen Unterlage (zur Deckung) der Pfandbriefe zuzulaſſenden 
Objekte und von der richtigen Ausführung dieſer Vor⸗ 
ſchriften, ſowie 3. von vorſichtiger Handhabung ſachgemäßer 
Beleihungsgrundſätze. 

Sind dieſe Vorausſetzungen vorhanden, ſo wird eine 
Gefahr für die Pfandbriefgläubiger überhaupt nicht entſtehen 
können und ſomit die ganze Frage, ob Vorrecht oder Pfand⸗ 
recht, eine müßige bleiben. Sind ſie aber nicht vorhanden, 
ſo wird es früher oder ſpäter zum Zuſammenbruch, zum 
Konkurſe der Bank, kommen, und in dieſem dürften die 
Vorſchriften des Entwurfes zum Schutze der Pfandbrief⸗ 
gläubiger völlig ausreichen, die „konkursrechtliche Real: 
ſicherung“, die beinahe immer von den Intereſſenten allein 
verlangt wurde, alſo hergeſtellt ſein. 

Den vom Entwurfe in der Frage der Sicherſtellung der 
Pfandbriefinhaber eingeſchlagenen Weg wird man alſo un⸗ 
bedenklich gutheißen können ). — 

Einige kurze Schlußbemerkungen zu Fragen von ge⸗ 
ringerer Tragweite mögen noch geſtattet ſein. 


d) Die Gleichſtellung der Grundſchulden mit den 
Supotßeken. 


Ob die Vorſchrift des § 29 wirthſchaftlich richtig ift, 
wonach „im Sinne dieſes Geſetzes“ den Hypotheken die 


ein Sachverſtändiger gegen die vom Entwurfe vorgeſchlagene Regelung 
ausgeſprochen hat. 

1) In der Diskuſſion auf dem Juriſtentage (Abth. 2) iſt denn auch 
gegen die vom Entwurfe vorgeſchlagene Art der Regelung von keiner 
Seite Widerſpruch erhoben worden. 
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Grundſchulden gleich zu ftellen find, iſt mehrfach und ent: 
ſchieden in Zweifel gezogen worden. „Nur in Mecklenburg,“ 
jo wird in einer Kritik des § 29 hervorgehoben ), „hat die 
Grundſchuld eine größere Bedeutung gewonnen. Aber charakte⸗ 
riſtiſcher Weiſe wird dort faſt regelmäßig neben der Grund: 
ſchuld ein acceſſoriſcher Vertrag, wodurch eine perſön⸗ 
liche Haftung übernommen wird, abgeſchloſſen.“ 

Beſonders hat man aber hervorgehoben, es werde das 
in neueſter Zeit hie und da in Folge unerfreulicher (aber 
durchaus vereinzelt gebliebener) Ereigniſſe hervorgetretene 
Mißtrauen des Publikums gegen Pfandbriefe durch eine ſolche 
Vorſchrift neue Nahrung erhalten, was gewiß nicht in der 
Abſicht des Geſetzes liege. Ueberdies ſei von der nach den 
preußiſchen Normativbeſtimmungen und nach vielen Statuten 
gewährten Befugniß, auch Grundſchulden als Unterlage für 
Pfandbriefe zu verwenden, ſoweit erſichtlich, wenigſtens von 
den preußiſchen Hypothekenbanken kein Gebrauch gemacht 
worden. 

Auf der anderen Seite muß feſtgeſtellt werden, daß 
ſich in der Sachverſtändigen⸗Kommiſſion vom Juni 1897 
keine Stimme gegen den § 29 erhoben hat. Es läßt ſich 
aber auch kaum vorausſetzen, daß, nachdem man eben erſt 
den Entſchluß gefaßt und bethätigt hat, in dem am 
1. Januar 1900 in Kraft tretenden Bürgerlichen Geſetzbuch 
die Grundſchuld für das ganze Gebiet des Deutſchen 
Reiches, wo ſie zum Theil noch gar nicht beſtanden hat, 
einzuführen und einheitlich zu regeln, man gleich in dem 
erſten Geſetze, wo die Frage (bei der Zulaſſung zur Deckung 
von Pfandbriefen) praktiſch werden ſoll, eine Gleichſtellung 
der Grundſchulden mit den Hypotheken, die das Bürgerliche 
Geſetzbuch ſo weit als irgend möglich zu erreichen ſuchte, wird 
ablehnen können und wollen. Dies um ſo weniger, als das 
Bürgerliche Geſetzbuch dieſe Gleichſtellung auch innerlich ſo 


1) Voſſiſche Zeitung vom 1. Juni 1898; vgl. Berliner Börſen⸗ 
zeitung vom 7. Juni 1898 (Abendblatt). 
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weit durchzuführen verſucht hat, daß es im § 1198 Satz 1 
beſtimmt: Eine Hypothek kann in eine Grundſchuld, 
eine Grundſchuld kann in eine Hypothek umgewan⸗ 
delt werden. 

Ueberdies aber kann nicht bezweifelt werden, daß die 
Pfandbriefe, welche von den jedenfalls in erſter Linie zur 
Pflege des Real kredits berufenen Hypothekenbanken aus: 
gegeben werden, vom Publikum im Allgemeinen lediglich 
auf Grund der durch die Deckungshypotheken ihnen inne⸗ 
wohnenden Realſicherheit genommen werden, und daß die 
Pfandbriefnehmer die Solvenz der Hyppothekenſchuldner 
(deren Prüfung nach ausdrücklicher Vorſchrift mancher der 
hier einſchlagenden Landesgeſetze auch dem Pfandhalter nicht 
obliegt) in der Regel weder beſonders berückſichtigen, noch im 
Einzelnen zu prüfen in der Lage ſind. 


e) Der Ausſchluß der Sandfhaften, landſchaftlicher 
Kreditvereine etc. vom Geſetze. 


Daß die Landſchaften, die landſchaftlichen Kredit⸗ 
vereine, die „korporativen Bodenkreditinſtitute“ 
(Städtiſches Pfandbriefamt in Berlin und Danziger Hypo⸗ 
thekenverein in Danzig) und die mit Korporationsrecht ver⸗ 
ſehenen oder künftig noch zu verſehenden Bodenkredit⸗ 
vereine von Grundbeſitzern nach der Faſſung des § 1 Abſ. 1 
von allen Beſtimmungen des Entwurfes ausgeſchloſſen ſein 
ſollen, vermag ich nicht zu billigen. 

Bei Vereinen der letzteren Art dürfte die vollſtän⸗ 
dige Unterſtellung unter den Geſetzentwurf kaum erheblichen 
Bedenken unterliegen. Bei Inſtituten öffentlich: rechtlicher 
Natur aber, wie bei den Landſchaften u. dgl. m., iſt ohne 
Weiteres zuzugeben, daß eine Reihe von Vorſchriften des 
Entwurfes auf dieſelben theils nicht anwendbar iſt, theils 
nicht angewandt zu werden braucht; hierher gehören z. B. 
die §§ 3, 4, 7, 15, 18, 19, 20 Abſ. 2, 21, 23, 25. 

Dagegen iſt nicht abzuſehen, warum z. B. die SS 6, 8 
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Abſ. 1, 9, 10, 11 (mit Ausnahme von Abſ. 2 letzter Theil), 
12 (13), 16, 20 Abſ. 1 und 3, 24, 26 nicht auch auf Land⸗ 
ſchaften, landſchaftliche Kreditinſtitute c. Anwendung finden 
könnten. Immerhin würde eingehend geprüft werden müſſen, 
ob hierfür die verfaſſungsmäßige Kompetenz des Reiches 
ſolchen öffentlichen Inſtituten gegenüber ausreicht. 

Ich glaube aber kaum, daß lediglich Verfaſſungsbedenken 
die völlige Ausſchließung der Landſchaften ꝛc. ſowohl von 
dem Entwurfe eines Hypothekenbankgeſetzes, als, worüber 
noch zu reden ſein wird, von dem Entwurf eines Geſetzes 
betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen herbeigeführt haben und rechtfertigen könnten. 


III. Bemerkungen zu dem Entwurfe eines Geſetzes 
betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von 
Schuldverſchreibungen. 


1. Allgemeine Orientirung über den Entwurf 
und deſſen Grundgedanken. 


Die Ausgabe des im modernen Geſchäftsverkehr zu ge: 
waltiger Ausdehnung gelangten „Geſammtdarlehens“, bei 
welchem die mittelſt einheitlichen Aktes aufgenommene Dar- 
lehensſumme in eine Anzahl einzelner Theile getheilt und 
über die letztern Theilſchuldverſchreibungen ausgeſtellt wer⸗ 
den, bedingt, auch außerhalb des Konkurſes, eine immer 
vorhandene, aber nur in beſtimmten Fällen leicht erkennbare 
Intereſſengemeinſchaft. 

Dieſe Intereſſengemeinſchaft hat der Entwurf, in An⸗ 
knüpfung an verſchiedene geſetzgeberiſche Verſuche des In⸗ 
und Auslandes ), durch die Schaffung bezw. Ermöglichung 


1) Vgl. Rieſſer, Zur Reviſion des Handelsgeſetzbuchs II. Abth. 
(Beilageheft zu Goldſchmidt's Zeitſchr. Bd. 35) S. 377— 381 (1889). 
S. auch die oben (S. 2/3) angeführten ſeit dem Erſcheinen jenes Buches 
erlaſſenen Landesgeſetze und namentlich das preußiſche Geſetz, betreffend 
das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und Kleinbahnen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in dieſelben vom 19. Auguſt 1895 (Geſ. Sammlung pro 1895 
S. 499) insbeſ. deſſen SS 20—31. 
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einer Organifation der Geſammtheit der Schuldverſchrei⸗ 
bungsbeſitzer zu einer Rechtsgemeinſchaft ausgeſtaltet. 

Die aus dem Weſen einer jeden Rechtsgemeinſchaft in 
mehr oder weniger weitem Umfange hervorgehende Noth⸗ 
wendigkeit der Unterwerfung der Minderheit unter den Willen 
der Mehrheit wird vom Entwurfe bei inländiſchen auf 
den Inhaber lautenden oder indoſſirbaren Schuld— 
verſchreibungen, deren Nennwerth zuſammen mindeſtens 
Mark 100,000 und deren Stückzahl mindeſtens 100 beträgt, 
und die nach dem Verhältniß der Nennwerthe den Gläubigern 
gleiche Rechte gewähren, für ſolche Beſchlüſſe anerkannt, 
die „von einer Verſammlung der Gläubiger zur Wahrung 
ihrer gemeinſamen Intereſſen gefaßt werden“ (§ 1 
Abſ. 1). 

Dabei wird vorausgeſetzt, daß der Ausſteller dieſer im 
Inland ausgeſtellten Schuldverſchreibungen eine phyſiſche 
Perſon oder private Geſellſchaft iſt, welche im Inlande 
ihren Wohnſitz oder gewerbliche Niederlaſſung hat (§ 1 
Abſ. 1) ). 

Der Entwurf ſtellt ſich nun auf den Standpunkt, daß 
zur „Wahrung“ jener gemeinſamen Intereſſen nicht etwa 
nur die Erhaltung der den Schuldverſchreibungs— 
beſitzern gewährten Rechte und die dadurch be— 
dingten Maßregeln?) gehören, auf welche letzteren man 
in der deutſchen Rechtſprechung die vielfach ſchon bisher ver⸗ 
tragsmäßig anerkannte Rechtsgemeinſchaft und die Zuſtändig⸗ 
keit der auf gleichem Wege eingeführten Obligationärverſamm⸗ 
lungen hat beſchränken wollen ). 


1) Vgl. § 18: „Auf Schuldverſchreibungen des Reichs, eines 
Bundesſtaats oder einer öffentlichen Körperſchaft finden die Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes keine Anwendung.“ 

2) Z. B. darüber zu wachen, ob die Anleihebedingungen eingehalten 
werden, die hypothekariſche Sicherheit nicht geſchmälert wird u. dgl. m. 

3) Vgl. R. G. Bd. 22 S. 61 — 70, insbeſ. S. 68/69 und R. G. 
Bd. 14 S. 94 — 104. 


Vielmehr enthält der Entwurf gerade darin den bedeut⸗ 
ſamſten, einem dringenden Bedürfniß des Verkehrs Abhilfe 
ſchaffenden Fortſchritt, daß er die Exiſtenz und Rechtswirkung 
einer Gemeinſamkeit aller Obligationäre und die Rechts⸗ 
verbindlichkeit des Mehrheitsbeſchluſſes auch für die Minder⸗ 
heit über die bloße Wahrung der beſtehenden Rechte 
(im engeren Sinne) hinaus auch für den Fall anerkennt 
und ſicherſtellt, daß „Rechte der Gläubiger aufgegeben 
oder beſchränkt werden“ ſollen (§ 10 Abſ. 1), mit der 
Maßgabe allerdings, daß auf Kapitalanſprüche auch durch 
Verſammlungsbeſchluß nicht verzichtet werden (§ 10 Abſ. 4) 
und daß auch eine Verpflichtung zu Leiſtungen für 
die Gläubiger durch Beſchluß der Gläubigerverſammlung nicht 
begründet werden kann (§ 1 Abſ. 3). 

Behufs der Wahrung der gemeinſamen Intereſſen aller 
Obligationäre kann durch eine ſeitens des Schuldners oder 
ſeitens der Gläubiger ſelbſt (in Gemäßheit des § 2 Abſ. 2) 
einzuberufende Gläubigerverſammlung ein Vertreter 
beſtellt werden, der eine geſetzliche Vollmacht nicht be: 
ſitzt, deſſen Vertretungsmacht vielmehr im einzelnen Falle 
durch die Verſammlung ſelbſt beſtimmt werden muß (8 12 
Abſ. 1), mit der praktiſch ſehr bedeutſamen und abſolut 
nothwendigen Rechtswirkung, daß die ſelbſtändige Gel⸗ 
tendmachung von Rechten durch die einzelnen 
Gläubiger inſoweit ausgeſchloſſen iſt, als der Ber: 
treter zu deren Geltendmachung ermächtigt iſt (8 12 
Abſ. 2). 

Die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verſamm⸗ 
lung und Vertretung der Pfandgläubiger einer Eiſenbahn 
oder Kleinbahn in dem zur abgeſonderten Befriedigung dieſer 
Gläubiger aus den Beſtandtheilen der Bahneinheit beſtimmten 
Verfahren bleiben unberührt (§ 19). — 

Es kann kaum ein Zweifel darüber beſtehen, daß die 
auf ſolcher Grundlage verſuchte Regelung im Großen und 
Ganzen freudig begrüßt zu werden verdient. 

In Bezug auf Einzelheiten und in Bezug auf einige 
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von anderer Seite!) geltend gemachten Bedenken foll Nad: 
ſtehendes bemerkt werden: 


2. Erörterung der wichtigeren Neuerungen und 
Bedenken. 


a) Das Verhältniß des in Gemäßheit des Entwurfs zu beſtellenden 
Vertreters der Gläubiger zu etwaigen ſouſtigen Vertretern. 


Wir beginnen mit einem Einwande, der von Fleck 
erhoben wurde und der ihn zu dem mehrfach wiederholten 
Ausſpruche veranlaßt, der Verfaſſer des Entwurfes habe 
„zu viel konſtruirt und zu wenig beobachtet“ (a. a. O. 
S. 218), er habe ſich lediglich „von den Ideen der juüriſti⸗ 
ſchen Konſtruktion leiten laſſen und dabei den Thatſachen, 
welche im Verkehr vorkommen, zu wenig Rechnung ge— 
tragen“ (eod.). 

Der Einwand geht zunächſt dahin, daß der Entwurf 
dem Umſtande „nicht die genügende Aufmerkſamkeit“ ge⸗ 
ſchenkt habe, daß „für das Weſen der modernen Theil⸗ 
ſchuldſchreibung eine Verknüpfung von obligatoriſchen 
und dinglichen Berechtigungen . .. geradezu charakte— 
riſtiſch“ fei, wenn fie auch nicht bei allen Anleihen dieſer 
Art vorkomme (a. a. O. S. 217). Es ſei daher namentlich zu 
verlangen, daß auch geſetzlich die bisher geübte Praxis 
anerkannt werde, wonach im Wege einer — gewöhnlich vor 
der Emiſſion abgeſchloſſenen — Vereinbarung zwiſchen dem 
Schuldner und dem urſprünglichen Gläubiger dieſer Letztere, 
alſo der Darleiher, gewöhnlich ein Bankhaus, zum Vertreter 
der Theilſchuldverſchreibungen und zum Pfandhalter mit 
bindender Kraft für alle ſpäteren Erwerber der Theilſchulden⸗ 
verſchreibungen ernannt und mit beſtimmten Befugniſſen aus⸗ 
geſtattet worden ſei. 


1) Vgl. insbeſondere Dr. Ernſt Fleck (Hannover): Der Geſetz⸗ 
entwurf betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldver⸗ 
ſchreibungen (in Holdheim's Monatsſchr. für Handelsrecht und Bank⸗ 
weſen VII. Jahrg. Nr. 8 und 9 vom 13. Auguſt 1898) S. 217— 224. 


Es werde nun, wie an zwei Stellen hervorgehoben wird 
(S. 218 sub e und ©. 219 sub d), äußerſt zweckmäßig fein, 
anzuordnen, „daß die Vertretung der Gläubigerrechte nach 
der obligatoriſchen und dinglichen Seite in einer Hand 
ruhen müſſe, und daß inbeſondere „zweckmäßiger 
Weiſe der gemeinſame Vertreter im Sinne des 
Entwurfs mit dem gemeinſamen Vertreter des 
§ 1189 B. G B.'s identiſch fein ſollte“ (S. 219). 

Dieſe Ausführungen leiden, wie es mir ſcheint, an einer 
überraſchenden Fülle von Unklarheiten; es ſcheint mir, daß 
darin vielfach die Abſichten des Entwurfs — die freilich in 
einem ſpäter zu erörternden Punkte nicht zu zweifelsfreiem 
Ausdruck gelangt ſind — verkannt und die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht ausreichend berückſichtigt ſind. 

Es bedarf hier zuvor einer Verſtändigung: Man wird 
zunächſt nicht mit Fleck davon ausgehen dürfen, daß „für 
das Weſen der modernen Theilſchuldverſchreibung eine Ver⸗ 
knüpfung von obligatoriſchen und dinglichen Berechtigungen“, 
wenn ſie auch nicht bei allen Anleihen dieſer Art vor⸗ 
komme, „geradezu charakteriſtiſch“ ſei. Ich möchte eher 
im Gegentheil annehmen, daß wohl die Mehrzahl der im 
Eingange dieſes Abſchnitts (S. 53) in ihrem „typiſchen“ 
Verlaufe geſchilderten „Geſammtdarlehen“, insbeſondere die 
Mehrzahl der von induſtriellen, Bergwerks-, Schiff— 
fahrts-, Kleinbahn-ꝛc. Geſellſchaften ausgegebenen Schuld⸗ 
verſchreibungen, die ſehr häufig an keiner Börſe notirt ſind, 
ohne hypothekariſche Sicherung emittirt wird ). Hier⸗ 


) Leider liegt in Deutſchland die Werthpapierſtatiſtik noch ſehr 
im Argen. Es wäre nach den verſchiedenſten Richtungen, für die Wirth⸗ 
ſchafts⸗ und Geſetzgebungspolitik ꝛc., vom höchſten Intereſſe und ſollte 
Gegenſtand von Ermittelungen und Publikationen des ſtatiſtiſchen Amts 
werden (dem ja ſchon durch die in den einzelnen deutſchen Staaten auf 
inländiſche Schuldverſchreibungen gezahlten Stempel gutes Material 
vorliegen würde) genau unterrichtet zu ſein insbeſondere über folgende 
Fragen: 1. Wie hoch iſt der Betrag der inländiſchen Schuldver⸗ 
ſchreibungen (Obligationen), und wieviele find hypothekariſch ge: 
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zu gehören ja auch in gewiſſem Sinne die in ſo enormen 
Mengen ausgegebenen Pfandbriefe, die nur auf Grund 
hypothekariſcher Beleihungen ſeitens der Hypothekenbank aus⸗ 
gegeben werden, ohne daß ſeitens der letzteren die erworbenen 
hypothekariſchen Rechte durch Partialceſſionsurkunden an die 
Inhaber der Pfandbriefe weiter übertragen werden. 

Dort aber, wo bisher jene direkte hypothekariſche Deckung 
erfolgt iſt, hat ſich allerdings der Vorgang bisher in der 
Regel in der von Fleck geſchilderten Weiſe, alſo derart voll⸗ 
zogen, daß eine Sicherungshypothek in Höhe der Anleihe auf 
den Namen des Darleihers (meiſt eines Bankhauſes) 
eingetragen und daß bedungen wurde, daß das Pfandrecht 
auf die Inhaber der alsdann ausgegebenen Theilſchuldver⸗ 
ſchreibungen in Höhe der einzelnen Antheile mit der Ueber- 
tragung der Theilſchuldverſchreibungen auf die Er— 
werber übergehe, dieſe aber nicht berechtigt ſeien, das 
Pfandrecht ſelbſtändig geltend zu machen. Vielmehr „beſtellen 
dieſelben unter Verzicht auf die Bildung von Zweighypotheken⸗ 
briefen und auf Vermerkung ihres Rechtes im Grundbuche“ 
einen Dritten (gewöhnlich das Bankhaus, auf deſſen Namen 
die Anleihe und die Hypothek geſtellt ijt) zum gemeinſamen und 
„unwiderruflich“ bevollmächtigten Vertreter „zwecks Wahrung 
ihrer Pfandrechte“. Dieſer Vertreter, der alſo zugleich als 
Pfandhalter zu gewiſſen Verfügungen über die Hypothek er⸗ 
mächtigt iſt, verpflichtet ſich, die Hypothek nur dann löſchen 
zu laſſen, wenn und inſoweit das Darlehen zurückgezahlt iſt. 

Die von Fleck (a. a. O. S. 218) geforderte geſetzliche 
Legaliſirung dieſes Vorgangs, der in der That im Falle 
hypothekariſcher Sicherung allgemein üblich war, obwohl be⸗ 


ſichert? 2. Auf welche Berufszweige vertheilen ſich die Ausſteller 
derſelben? 3. Welche inländiſchen Schuldverſchreibungen ſind an einer 
deutſchen (oder bezw. und) ausländiſchen Börſe notirt? 4. Welchen 
Berufszweigen gehören, was allerdings ſelbſt im Wege einer Enquete bei 
den öffentlichen und privaten Banken und Kaſſen, ſowie Bankiers ꝛc. 
beſonders ſchwer zu ermitteln oder auch nur zu ſchätzen ſein wird, die 
Beſitzer von Schuldverſchreibungen an? 


a, 0), Se 


fanntli die Möglichkeit der Schaffung einer „unwiderruf⸗ 
lichen“ Vollmacht für das bisherige Recht ſtark bezweifelt 
wurde), iſt nun aber in Zukunft ſpeziell hinſichtlich des 
weſentlichſten Theiles, des formloſen Uebergangs der Hypothek, 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch nur für einen Fall 
ſtatthaft, für dieſen Fall aber auch im Bürgerlichen 
Geſetzbuch bereits erfolgt. Für den Fall nämlich, daß 
die Hypothek nicht, wie bisher üblich, auf den Namen 
des Darleihers, ſondern nach Maßgabe der SS 1187 bis 
1189 B. GB.'s und §§ 44 und 51 der Grundbuchordnung 
vom 24. März 1897 zu Gunſten der Inhaber der Schuld— 
verſchreibungen beſtellt wird?). Nur im letzteren Falle 
der Beſtellung der Hypothek vollzieht ſich in Zukunft die 
Uebertragung der Forderung und damit auch der Hypothek 
(8 1153 B. GB. s) ebenſo, wie in den früheren von Fleck 


1) Man hat, gerade auch um dieſen Zweifeln für die Folge zu be⸗ 
gegnen, den § 168 Satz 2 des B. GB.'s folgendermaßen gefaßt: „Die Voll⸗ 
macht iſt auch bei dem Fortbeſtehen des Rechtsverhältniſſes widerruflich, 
ſofern ſich nicht aus dieſem ein anderes ergibt.“ Vgl. die 
Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs eines 
B. GB.'s (ed. Achilles, Gerhard, Spahn) I S. 145: „Endlich 
erſcheine es im Intereſſe der Verkehrsfähigkeit hypothekariſch geſicherter 
Obligationen erforderlich, behufs Vertretung der Inhaber derſelben die 
Möglichkeit einer unwiderruflichen Vollmacht für den Treuhänder zu ge⸗ 
währen, welchem die Stammhypothek beſtellt fei.” 

2) In dieſem Falle kann die — auf der Schuldverſchreibung zu 
vermerkende — Eintragung der Hypothek nur erfolgen, wenn die Schuld⸗ 
verſchreibung vorgelegt wird, es ſei denn, daß ein Vertreter nach § 1189 
B. GB.'s beſtellt ijt. Die Beſtellung dieſes in das Grundbuch ein: 
zutragenden Vertreters iſt nicht obligatoriſch. Sie erfolgt bei Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber nach § 1188 B. GB.'s durch den 
Eigenthümer (den Darlehensſchuldner), während bei indoſſablen 
Papieren, für welche dieſe Ausnahme von der allgemeinen Regel des § 873 
B. GB.'s nicht gemacht ijt, hierzu eine Einigung zwiſchen dem Eigen⸗ 
thümer (Darlehensſchuldner) und dem erſten Gläubiger erforderlich iſt. 
(Irriger Weiſe hält Dernburg: Das bürgerliche Recht des Deutſchen 
Reiches und Preußens [Halle 1898, Verlag der Buchhandlung des Waiſen⸗ 
hauſes, Bd. III, Das Sachenrecht S. 653/654] dieſe beiden Fälle nicht 
auseinander.) 
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angeführten Fällen, nämlich durch Aushändigung der auf 
den Inhaber geſtellten oder durch Indoſſament der in⸗ 
doſſablen Schuldverſchreibung. 

Wird aber dagegen auch in der Folge, wie bisher, die 
Hypothek auf den Namen des Darleihers (z. B. des das 
Darlehen gewährenden Bankhauſes) geſtellt, ſo kann nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch nicht mehr, wie bisher, „mit 
Uebertragung jeder einzelnen Schuldverſchreibung auch ein 
entſprechender Theil der Hypothek“ auf den Erwerber über— 
gehen, ſondern nach § 873 des B. GB.'s ausſchließlich auf 
dem Wege der Einigung des Berechtigten und des anderen 
Theils und der Eintragung in das Grundbuch. 

Daraus folgt einerſeits, daß der Entwurf, wenn nicht 
das Bürgerliche Geſetzbuch gleich wieder geändert werden 
ſoll, das Verlangen Fleck's, „daß die bisher geübte Praxis 
auch geſetzlich legaliſirt“ werde, nicht erfüllen kann. 

Andererſeits folgt daraus aber auch, daß in Zukunft 
nicht mehr der „Vertragsvertreter, ſondern lediglich der 
Grundbuchvertreter nach § 1189 ernannt werden 
wird, da ein Bedürfniß zur Beſtellung eines Vertreters 
ſchon bisher faſt ausſchließlich empfunden wurde, wenn es 
ſich darum handelte, einen zu Verfügungen über die etwa 
beſtellte Hypothek Namens aller Inhaber der Theilſchuld— 
verſchreibungen legitimirten Vertreter beſtellen zu können. 
Ein Intereſſe hieran haben beide Parteien, in erſter Linie 
der (Darlehens⸗) Schuldner, damit er nicht zu jeder die 
hypothekariſchen Rechte betreffenden Verfügung, z. B. zu einer 
Entlaſſung von einzelnen Parzellen aus dem Pfandnexus, 
der Zuſtimmung aller Beſitzer der Theilſchuldverſchreibungen 
bedürfe, dann aber auch die Geſammtheit der Inhaber der 
Schuldverſchreibungen behufs Wahrung und Geltendmachung 
ihres Pfandrechts. Ein weitergehendes Bedürfniß aber, z. B. 
zur Ueberwachung der Ziehungen und dergleichen mehr, würde 
in der Folge durch den Entwurfsvertreter unſchwer befriedigt 
werden können. 

Wenn aber Fleck (a. a. O. S. 219 sub d) noch eine 


= Gl eee 


weitere „Vereinfachung“ in der Richtung verlangt, daß 
der Entwurfsvertreter mit dem Grundbuchvertreter „des 
§ 1189 B. GB.'s identiſch fein ſollte“, ſo ſcheitert dieſes 
Verlangen an der Thatſache, daß der Entwurfsvertreter 
durch die Gläubigerverſammlung, der Grundbuch— 
vertreter aber, welcher die geſetzliche Vollmacht hat, „den 
Gläubiger bei der Geltendmachung der Hypothek zu ver⸗ 
treten“, bei auf den Inhaber geſtellten Schuldverſchreibungen 
von dem Schuldner (Eigenthümer), bei indoſſablen Schuld: 
verſchreibungen im Wege einer Einigung zwiſchen 
dem Schuldner (Eigenthümer) und dem erſten Gläu⸗ 
big er zu beſtellen ift. 

Es wäre alſo kaum erforderlich geweſen, daß der Ent⸗ 
wurf im § 14 die ausdrückliche Vorſchrift traf: 

„Die Befugniſſe und Verpflichtungen eines gemäß 

§ 1189 des B. GB.“'s beſtellten Vertreters werden durch 

die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgte Beſtellung eines 

Vertreters nicht berührt.“ 

Es geſchah dies wohl auch nur, um die mögliche Aus— 
legung zu beſeitigen, daß durch dies neue Reichsgeſetz das 
frühere, nämlich der § 1189 B. GB.'s, modifizirt werde, 
während man ohne Zweifel als ſelbſtverſtändlich an⸗ 
ſah, daß auch die Rechte und Pflichten des Vertrags— 
vertreters, falls ein ſolcher bei Inkrafttreten des Geſetzes 
vorhanden, durch Beſtellung des Entwurfvertreters „nicht 
berührt“ werden, in dem Sinne, daß der Entwurfsvertreter 
niemals mit ſolchen Funktionen oder mit ſolchen 
Vollmachten betraut werden kann, welche in die 
Rechte oder Pflichten des Vertragsvertreters oder 
des Grundbuchvertreters (§ 1189 B.GB’s) ein⸗ 
greifen. 

Wenn alſo insbeſondere der vor dem 1. Januar 1900 
ernannte Vertrags vertreter, deſſen Beſtellung übrigens 
auch nach dem 1. Januar 1900 gültig bleibt, auf Grund der 
ihm ertheilten Vollmacht (allein) befugt ſein ſoll, die 
Rechte aus der Sicherungshypothek geltend zu machen, ſo 
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kann nach dem eben feſtgeſtellten Sinne des S 14 des Ent⸗ 
wurfes der Entwurfsvertreter niemals mit dieſer 
Vollmacht ausgeſtattet werden. 

| Das Gleiche muß gelten, wenn ein Grundbuchvertreter 
beſtellt iſt, dem eine ſolche Vollmacht kraft Geſetzes (§ 1189 
B. GB.“) zuſteht. 

Daraus folgt aber, um ein anderes von Fleck erhobenes 
Bedenken zu widerlegen, in keiner Weiſe, daß die Beſtellung 
eines Vertreters nach dem Entwurfe etwa in ſolchen Fällen 
bedeutungslos wäre. Denn ſowohl dem Grundbuchver— 
treter, wie (in der Regel) dem Vertragsvertreter ſtehen die 
Beſitzer der Schuldverſchreibungen nur als Einzelne gegen: 
über. Wenn es ſich alſo darum handeln ſollte, einen jener 
Vertreter zur Erfüllung ſeiner Pflichten, z. B. zur Abgabe 
gewiſſer Erklärungen oder zur Unterlaſſung der beabſichtigten 
theilweiſen Löſchung des Pfandrechts u. dgl. m., anzuhalten, 
ſo gibt gerade der Entwurf die Handhabe dazu, indem er 
Jenem eine Verſammlung der Gläubiger und einen 
von dieſer gewählten Vertreter der Gläubiger entgegen— 
ſtellt, welcher z. B. „zur Wahrung der Rechte der Gläu⸗ 
biger“ (§ 1 Abſ. 2) eine Klage gegen Jenen anſtellen kann, 
daß er die beabſichtigte Handlung, alſo etwa die von ihm 
beabſichtigte theilweiſe Löſchung des Pfandrechts, unterlaſſe 
oder andere Pflichten erfülle. Es iſt eben überhaupt nicht 
zu vergeſſen, daß vielleicht die gemeinſamen Intereſſen der 
Inhaber der Schuldverſchreibungen unter Umſtänden ge⸗ 
radezu verlangen, daß gegen den Vertragsvertreter 
oder den Grundbuchvertreter vorgegangen werde. 

Hieraus aber ergibt ſich zugleich, daß die Forderung 
Fleck's, es müſſe „zweckmäßiger Weiſe der gemeinſame 
Vertreter im Sinne des Entwurfes mit dem gemeinſamen 
Vertreter des § 1189 B. GB.'s identiſch“ fein (S. 218 
und 219), nicht nur, wenn man nicht wieder gleich das 
Bürgerliche Geſetzbuch ändern will, rechtlich undurchführbar, 
ſondern auch durchaus unzweckmäßig iſt. Ein folder Zu: 
ſtand würde nämlich gerade Das erſt ſchaffen, was nach 
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Fleck's Anſicht durch die Vorſchriften des Entwurfs bedingt 
iſt, nämlich „ernſte Komplikationen“, die nach dem Ent⸗ 
wurfe, wenn er richtig verſtanden wird, gar nicht vorkommen 
können. 

Immerhin kann darüber kein Zweifel ſein, daß der 
§ 14 des Entwurfs zur Abſchneidung von Mißverſtändniſſen 
in ſeinem Wortlaut den Abſichten des Geſetzes einen klareren 
Ausdruck verleihen und deshalb etwa folgendermaßen lauten 
müßte: 


„Die Befugniſſe und Verpflichtungen eines (vor dem 
1. Januar 1900) von dem Schuldner oder auf Grund 
einer Vereinbarung zwiſchen dem Schuldner und dem 
urſprünglichen Gläubiger oder eines gemäß § 1189 
B. GB.“'s beſtellten Vertreters werden durch die auf 
Grund dieſes Geſetzes erfolgende Beſtellung eines Ver⸗ 
treters der Gläubiger nicht berührt.“ 


Man hat nun aber noch die Frage aufgeworfen, ob es 
denn nicht richtiger und vor Allem praktiſcher wäre, den 
im § 14 des Entwurfs vorgeſchlagenen Weg ganz zu ver- 
laſſen und der Gläubigerverſammlung völlige Souver a- 
nität in dem Sinne einzuräumen, daß ſie den von ihr 
ernannten Vertreter mit allen Rechten und Pflichten betrauen 
könne, die ſie im Momente der Beſtellung für zweckmäßig 
halte. Die Folge wäre, daß, falls alsdann bereits Vertrags- 
oder Grundbuch⸗Vertreter mit den nämlichen Rechten und 
Pflichten exiſtiren ſollten, die Rechte und Pflichten dieſer 
Vertreter erlöſchen würden. 

Zu Gunſten der Bejahung jener Frage iſt angeführt 
worden, daß dadurch eine höchſt einfache Löſung des 
ſonſt ſo komplizirten Vorgangs, des möglichen Nebeneinander⸗ 
beſtehens von Vertrags-, Grundbuch- und Entwurfs-Ver⸗ 
tretern, herbeigeführt werde. Dieſe Löſung erſpare in höchſt 
praktiſcher Weiſe den im Intereſſe der Gläubiger zu ver⸗ 
meidenden, nach dem Entwurf aber nothwendigen läſtigen 
Umweg, daß, falls der Vertrags- oder Cntwurfs-Vertreter 
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feine Pflichten nicht erfülle oder verletze oder abweſend, ver: 
ſchollen fet ꝛc., der Entwurfs⸗Vertreter gegen dieſelben auf 
Erfüllung dieſer Pflichten klagen oder deren Abſetzung im 
Wege der Klage erzwingen müſſe. Denn nach jenem Vor⸗ 
ſchlage könne er ſeitens der Gläubigerverſammlung ermächtigt 
und beauftragt werden, ſeinerſeits die erforderlichen 
Schritte direkt zu thun. 

Demungeachtet wird man dieſe Löſung, ſo beſtechend 
ſie auf den erſten Blick erſcheinen mag, ohne jeden Zweifel 
verwerfen müſſen: 

Zunächſt iſt es jedenfalls für die Folge unrichtig, daß 
ein komplizirtes Verhältniß hier vorliegen könnte, dem 
man ſelbſt mit gewaltſamen Mitteln, wie die in jenem Vor⸗ 
ſchlage zweifellos liegende Verletzung des beſtehenden Rechts, 
abzuhelfen berechtigt und verpflichtet wäre. 

Es iſt ſchon oben ausgeführt worden, daß in Zukunft 
für die Neubeſtellung eines Vertrags-Vertreters (in dem 
früheren Sinne) gar kein Bedürfniß mehr vorliegt, und daß 
das im Falle einer Hppothekbeſtellung auf beiden Seiten, 
beſonders aber auf Seiten des Darlehensſchuldners (Eigen⸗ 
thümers), vorliegende Bedürfniß nach Beſtellung eines zu 
Verfügungen über die Hypothek legitimirten Vertreters der 
Obligationäre vollkommen durch die nach § 1189 B. GB. 
vorzunehmende Beſtellung und Eintragung eines Grundbud- 
Vertreters befriedigt werden kann. Es würde alſo meines 
Erachtens ſogar kein erhebliches Bedenken dagegen beſtehen, 
für die Folge, alſo bei neu auszugebenden Obligationen, 
die Beſtellung eines Vertrags-Vertreters auch ausdrücklich 
auszuſchließen. 

Wir hätten dann in Zukunft zunächſt den Grundbuch- 
Vertreter, zu welcher Stellung ganz in der früheren Weiſe 
das Bankhaus berufen werden kann, welches das Dar— 
lehen gewährt hat, mit der Befugniß, „mit Wirkung für 
und gegen jeden ſpäteren Gläubiger beſtimmte Verfügungen 
über die Hypothek“ im Intereſſe des Schuldners zu 
treffen und im Intereſſe des Gläubigers den Letzteren 
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„bei der Geltendmachung der Hypothek zu vertreten“ (§ 1189 
B. GB.“ 8). 

Im Uebrigen wäre dann nur noch — und zwar in 
der Regel doch nur in beſtimmten Fällen, welche ein Ein⸗ 
greifen ſeitens der Gläubiger erfordern, nicht als dauernde 
Inſtitution — ein Entwurfs⸗Vertreter vorhanden, den die 
Gläubigerverſammlung zur Wahrung der gemeinſamen Inter⸗ 
eſſen der Gläubiger, mit beſtimmten Vollmachten, jedoch 
nicht zur Geltendmachung der Hypothek, beſtellen kann, das 
iſt Alles! 

Wie man dem gegenüber einen Vorſchlag vertreten 
kann, der, bei Lichte betrachtet, nicht weniger will, als den 
eben erſt nach langen Mühen und Wehen geborenen § 1189 
gleich in ſeiner Geburtsſtunde, dem 1. Januar 1900, wieder 
zu beſeitigen, iſt ſchwer erfindlich. Das aber beſagt der 
Vorſchlag in der That, wenn er den Geſetzgeber auffordert, 
zu beſtimmen, daß ein auf Grund des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs rite durch den Schuldner oder durch dieſen und 
den erſten Gläubiger beſtellter, im Grundbuche ein⸗ 
getragener und vielleicht auch auf den einzelnen Schuld⸗ 
verſchreibungen vorgemerkter Vertreter ſeitens eines ganz 
anderen Faktors, nämlich ſeitens der Gläubigerver⸗ 
ſammlung, einfach beſeitigt werden kann. Aber noch 
über eine andere, nicht minder gewichtige Barriere wird dem 
Geſetzgeber mit jenem Vorſchlage angeſonnen, hinweg zu 
reiten. Er ſoll ſich nämlich nicht nur über das Bürgerliche 
Geſetzbuch, ſondern auch ohne Weiteres und, wie gezeigt, 
ohne Noth über beſtehende Vertragsverhältniſſe hin⸗ 
wegſetzen, in wohl erworbene Rechte eingreifen. Nicht 
nur die Intereſſen der Gläubiger, welche der Entwurfs: 
Vertreter zu ſchützen beſtimmt iſt, ſondern auch die Intereſſen 
der Schuldner ſind zu wahren. Die letzteren Intereſſen aber 
ſind mindeſtens mit beſtimmend bei der Wahl des Vertrags⸗ 
und des Grundbuch-Vertreters, und es iſt mit aller Schärfe 
jeder Verſuch zurückzuweiſen, über die Vereinbarungen, welche 
vielfach eine ſehr weſentliche Grundlage des ganzen Verhält⸗ 
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niſſes, ſpeziell der Uebernahme des ganzen Anlehens, bilden, 
da der Schuldner oft ein erhebliches Intereſſe an der Per— 
ſon des Vertreters hat, und welche vielfach auch in den 
Proſpekten und im Texte der Schuldverſchreibungen wieder: 
holt ſind, ohne zwingende Veranlaſſung zur Tagesordnung 
überzugehen. Es iſt ſchlechterdings nicht angängig, zu de— 
kretiren, daß die Gläubiger mit ihren oft denjenigen des 
Schuldners diametral entgegengeſetzten Intereſſen 
ohne Weiteres ſollen niederreißen können, was der Schuldner 
für die ganze Dauer des Darlehens aufgebaut und feſtgelegt 
hat. Auch hier muß das goldene Wort beſtehen bleiben: 
Jedem das Seine! Der Entwurf gewährt den Gläubigern 
mit vollem Recht die Möglichkeit, ihre etwa gefährdeten 
Intereſſen, was früher nicht möglich war, wirkſam vertreten 
zu können, aber er hat weder Anlaß, noch Berechtigung, ſie 
auch in den Stand zu ſetzen, ohne Noth die Intereſſen des 
Schuldners zu verletzen. Ich glaube deshalb, daß man 
zu einem anderen, wie zu dem oben formulirten Vorſchlage, 
nicht gelangen ſollte. 


b) Die Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des Geſetzes. 
a) Die Ausſchließung der öffentlichen Körperſchaften. 


Die Gründe, aus denen der Entwurf im § 18 be: 
ſtimmt: 
„Auf Schuldverſchreibungen des Reichs, eines Bun: 
desſtaats oder einer öffentlichen Körperſchaft finden 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes keine Anwendung“ 


ſind nach den kurzen im Reichsanzeiger mit zum Abdruck 
gelangten „Erläuterungen“ die folgenden: 


„Daß die Schuldverſchreibungen des Reichs und 
der Bundesſtaaten den Vorſchriften des Entwurfs nicht 
unterſtellt werden können, iſt ſelbſtverſtändlich. Das 
Gleiche muß aber auch bezüglich der Schuldverſchrei— 
bungen gelten, die von Gemeinden und weiteren Kom⸗ 
munalverbänden oder von anderen öffentlichen 
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Körperſchaften, insbeſondere von den auf öffentlich⸗ 
rechtlicher Grundlage errichteten Kreditanſtalten, 
wie Rentenbanken, landſchaftlichen Kredit 
vereinen u. ſ. w. ausgegeben werden. Hier erſcheint 
eine rechtliche Organiſation der Beſitzer der Schuldver⸗ 
ſchreibungen nach Lage der Verhältniſſe entbehrlich, 
andererſeits würde ſie der verfaſſungsmäßigen Ein⸗ 
richtung der betreffenden Körperſchaften, wie ſolche 
durch das öffentliche Recht der einzelnen Bundesſtaaten 
beſtimmt wird, vielfach nicht entſprechen.“ 

Dieſe Gründe find, ſoweit öffentliche Körperſchaf— 
ten!) in Betracht kommen, wenig überzeugend. Es laſſen 
ſich ohne Weiteres Fälle denken, in denen es nicht nur 
wünſchenswerth, ſondern dringend nothwendig iſt, daß auch 
eine Geſammtvertretung der Beſitzer ſolcher Pfandbriefe 
exiſtirt, die von auf öffentlicher Grundlage errichteten Kredit⸗ 
anſtalten, Landſchaften, landſchaftlichen Kreditvereinen, kor⸗ 
porativen Bodenkreditinſtituten u. dgl. m. ausgegeben find?). 
Allerdings kann bezweifelt werden, nicht etwa, ob die Ein⸗ 
beziehung ſolcher öffentlichen Körperſchaften deren verfaſſungs⸗ 
mäßigen Einrichtungen entſpricht, ſondern ob das Reich, was 
ſchon oben (S. 53) berührt wurde, zu ſolcher Einbeziehung 
verfaſſungsmäßig kompetent iſt. Es iſt jedoch anzunehmen, 
daß auch hier bei energiſchem Wollen ein gangbarer Weg 
gefunden werden kann. 


8) Der Minimalbetrag des Nennwerthes der aus⸗— 
gegebenen Schuldverſchreibungen. 


Der Entwurf verlangt (§ 1), daß die Nennwerthe 
„der ausgegebenen Schuldverſchreibungen“ mindeſtens 


1) Gegenüber den Bemerkungen Hecht's (in der D. Jur.⸗Zeitung 
III. Jahrg. Nr. 18/19 vom 1. September 1898 S. 365) ſei bemerkt, daß 
der Ausdruck: „öffentliche Körperſchaften“ zweifellos Dasſelbe ſagen ſoll, 
wie der in § 89 B.GB.'s gebrauchte und daher beſſer auch hier genau fo 
zu wiederholende Ausdruck: „Körperſchaften des öffentlichen Rechts“. 

2) Vgl. Rieſenfeld a. a. O. S. 400. 
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Mark 100,000 (und die Zahl der Stücke mindeftens 100) 
betragen. 
Die „Erläuterungen“ bemerken dazu ausdrücklich !): 


„Sinkt in Folge der Auslooſung oder anderweitiger 
Tilgung von Schuldverſchreibungen der Geſammtbetrag 
oder die Zahl der ausgegebenen Stücke unter die im 
§ 1 beſtimmte Grenze, jo können die Vorſchriften des 
Entwurfs auf die übrig gebliebenen Schuldverſchrei— 
bungen keine Anwendung mehr finden.“ 


Es iſt nun angeregt worden?), ob nicht zweckmäßiger „der 
urſprüngliche Nennwerth der Emiſſion“, ſtatt des 
jeweiligen thatſächlichen Beſtandes der Anleihe als Voraus: 
ſetzung der Anwendbarkeit des Geſetzes aufgeſtellt werden 
würde. 

Man muß allerdings zugeben, daß es ein wenig er— 
freulicher Zuſtand iſt, wenn ſich der Gläubigerverband und 
ſeine Vertretung auflöſen muß, falls nach ſeiner Konſtitui⸗ 
rung, vielleicht in Folge vom Schuldner vorgenommener 
außerordentlicher Amortiſationen, der thatſächliche Beſtand 
der Obligationen unter den Nennwerth von Mark 100,000 
ſinkt. Es kann ferner auch geltend gemacht werden, daß 
es den Beſitzern von Schuldverſchreibungen, insbeſondere 
wenn letztere an keiner Börſe notirt ſind und dem Schuldner 
nicht zur Pflicht gemacht iſt, periodiſch den jeweiligen Be: 
ſtand der Schuldverſchreibungen zu publiziren oder, was noch 
beſſer wäre, zum Handelsregiſter anzuzeigen, unter 
Umſtänden ungemein ſchwierig ſein kann, dieſen thatſächlichen 
Beſtand feſtzuſtellen. 

Demungeachtet werden dieſe Schwierigkeiten, die ſich 
übrigens durch Ueberwachung der Auslooſungen ꝛc. durch 


1) Es iſt deshalb unverſtändlich, wie Fleck (a. a. O. S. 222), 
wenn auch nicht zu § 7, ſondern zu § 10, bemerken kann: „Wie mir 
ſcheint, hat der Verfaſſer des Entwurfs an die Möglichkeit einer Amorti⸗ 
ſation gar nicht gedacht!“ 

2) Börſencourier vom 15. Juni 1898 (Dr. Rfd.). 
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den etwaigen Vertrags: oder Entwurfsvertreter doch erheblich 
mildern laſſen, kaum dahin führen können, den urſprüng⸗ 
lichen Nennwerth der Emiſſion entſcheiden zu laſſen, denn 
dies würde in den meiſten Fällen zu den größten Härten 
führen. 

So insbeſondere in den Fällen des § 10, wo die 
vorgeſchriebene qualifizirte Mehrheit mindeſtens die Hälfte 
des Nennwerthes der ausgegebenen Schuldverſchreibungen 
betragen muß, was hier doch kaum durch den Nennwerth 
der urſprünglichen Emiſſion erſetzt werden kann. Hier 
würde die jetzt vorgeſchriebene Beſtimmung nur den nicht 
allzuhoch anzuſchlagenden Nachtheil herbeiführen können, daß 
die Beſitzer der Schuldverſchreibungen vielleicht zu der irrigen 
Meinung gelangen, ſie bedürften einer größeren An⸗ 
zahl von Schuldverſchreibungen, als ſie in der That noth⸗ 
wendig iſt. 

Wollte man aber nicht den Nennwerth der urſprüng⸗ 
lichen Emiſſion, ſondern den Nennbetrag entſcheiden laſſen, 
„der zur Zeit noch im Umlaufe iſt“ (ſ. Rieſenfeld 
a. a. O. S. 220 § 2 sub 2), fo würde auch dies zu großen 
Schwierigkeiten Anlaß geben. Denn alsdann würde es, 
wenn die ſchuldneriſche Geſellſchaft etwa Schuldverſchrei⸗ 
bungen in großen Mengen in ihren Beſitz gebracht hat, was, 
und zwar nicht nur bei Pfandbriefanſtalten, häufig vorkommt, 
den Inhabern der Schuldverſchreibungen im gegebenen Mo: 
mente ganz unmöglich ſein, feſtzuſtellen, wieviel Stücke ſich 
„im Umlaufe“ befinden, wenn ihnen nicht der Schuldner 
ſeinen eigenen Beſitz angibt, was er in kritiſcher Lage vor⸗ 
ausſichtlich unterlaſſen wird. Es wird alſo wohl, zumal 
kaum Beſſeres vorzuſchlagen iſt, bei den Vorſchlägen des Ent⸗ 
wurfes verbleiben müſſen. Dabei iſt aber hervorzuheben, daß 
der Entwurf ſowohl im § 1 wie in den §§ 10 und 12 Ab. 2 
unter „ausgegebenen“ Schuldverſchreibungen diejenigen 
verſteht, die zur maßgebenden Zeit noch exiſtiren. Wenn 
alſo Fleck (a. a. O. S. 222 § 10a) meint, es könne „ſehr 
leicht kommen, daß die im Entwurfe (§ 10) vorgeſchriebene 
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Majorität!) niemals erreicht werden kann, nämlich dann, 
wenn die Hälfte der ausgegebenen Schuldverſchreibungen 
bereits getilgt iſt“, ſo überſieht er, daß der Entwurf den 
allerdings mehrdeutigen Ausdruck „ausgegebene Schuldver⸗ 
ſchreibungen“ im Sinne von: „noch vorhandenen“ Schuld⸗ 
verſchreibungen braucht, was allerdings entweder redaktionell 
noch klarer ausgedrückt werden ſollte oder in den Motiven 
zu betonen wäre. 


1) Die Beſchränkung auf Schuldverſchreibungen, 
welche auf den Inhaber lauten oder durch In⸗ 
doſſament übertragbar ſind. 


Die Beſtimmung, wonach das Geſetz ſich nur auf ſolche 
inländiſche Schuldverſchreibungen beziehen ſoll, welche auf 
den Inhaber lauten oder durch Indoſſament über⸗ 
tragbar find, iſt von Fleck (a. a. O. S. 218 § la) mit 
der Behauptung angegriffen worden, daß „die meiſten jetzt 
im Umlauf befindlichen Theilſchuldverſchreibungen ... keine 
Ordrepapiere“, ſondern durch gewöhnliche Ceſſion 
übertragbar ſeien. „Anleihen, die von Großgrundbeſitzern 
aufgenommen werden — und deren ſind nicht wenige — 
würden alſo z. B. der Wohlthat des Geſetzes nicht theilhaftig 
werden können. Es iſt gar nicht einzuſehen, warum die 
Rektazeſſion vollſtändig ignorirt werden ſoll. Wahrſchein⸗ 
lich beruht dieſe Auslaſſung nicht auf einem beſonderen 
Grunde, ſondern lediglich auf Verſehen.“ 

Beinahe alles dies iſt irrig. Zunächſt dürfte, ſoweit 
wenigſtens meine praktiſchen Erfahrungen reichen, umgekehrt 
davon auszugehen ſein, daß die große Mehrzahl der jetzt 
im Umlauf befindlichen Schuldverſchreibungen Ordrepapiere 
und von Kaufleuten (Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
aktiengeſellſchaften, Handelsgeſellſchaften, Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, eingetragenen Genoſſenſchaften ꝛc.) aus⸗ 


. 1) Der Hälfte des Nennwerths der ausgegebenen Schuldver⸗ 
ſchreibungen. | 


1 


geſtellt, alſo nach § 363 (früher Art. 301) HGB.'s durch 
Indoſſament übertragbar ſind. Für die Folge iſt aber 
noch auf die durch § 2 des HGB. 's eingeführte Erweiterung 
des Kaufmannsbegriffes beſonders aufmerkſam zu machen. 

Denn die meiſten Großgrundbeſitzer und ſicherlich die 
Mehrheit der ohnehin nicht allzu großen Zahl derjenigen, 
die Theilſchuldverſchreibungen ausgeben, werden gewerbliche 
Unternehmungen betreiben, welche nach Art und Umfang 
einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Betrieb erfordern, 
welchenfalls dieſe Großgrundbeſitzer nach § 2 des HGB.'s als 
Kaufleute anzuſehen ſind. | 

Für einen anderen Theil aber werden die Vorausſetzungen 
des § 3 vorliegen und alsdann vielfach auch die Eintragung 
ins Handelsregiſter vorgenommen werden. 

Für die dann noch etwa verbleibenden Großgrund⸗ 
beſitzer, die überhaupt Schuldverſchreibungen ausgeben — 
welche letzteren übrigens bisher, ſoweit meine Kenntniß reicht, 
nicht durch Rekta⸗, ſondern durch Blanco ceſſion übertragen 
zu werden pflegten) — und für die etwa von Nichtkauf⸗ 
leuten ausgeſtellten Schuldverſchreibungen würden die Be⸗ 
ſtimmungen des Entwurfs allerdings nicht anwendbar ſein, 
was aber kaum eine irgend erhebliche Tragweite haben 
dürfte 7). 


c) Die Gläubigerverſammlung. 
Berufung. 


Nach § 2 Abſ. 1 des Entwurfs wird die Verſammlung 
der Beſitzer von Schuldverſchreibungen durch den Schuldner 
berufen. Nach § 2 Abſ. 2 iſt fie zu berufen, wenn Gläubiger, 


1) In Zukunft wird nach den Grundſätzen des § 398 B. GB. 
eine Blanko⸗Ceſſion für dieſe Zwecke nicht mehr verwendbar ſein. 

2) Es kommt hinzu, daß die Gleichſtellung ſolcher lediglich durch 
Ceſſion übertragbaren Schuldverſchreibungen mit den indoſſablen Obli⸗ 
gationen auch durch die ganz verſchiedenartige Wirkung erſchwert wird, 
welche bei der einen und der anderen Art von Schuldverſchreibungen 
die Uebertragung beſitzt. Insbeſondere würden die für die Ceſſion 


deren Schuldverſchreibungen den zwanzigſten Theil des Ge— 
ſammtbetrags der Schuldverſchreibungen ) erreichen, oder 


. ein von der Gläubigerverſammlung beſtellter Vertreter der 


Gläubiger die Berufung ſchriftlich unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe verlangen.“ 

Daß hier nur der von der Gläubigerverſammlung be— 
ſtellte Vertreter genannt wird, iſt, wie Fleck (a. a. O. S. 219) 
mit Recht hervorhebt, zu eng. Es wäre hier aber nicht nur, 
wie Fleck fordert, der Vertragsvertreter, ſondern auch 
(behufs Erwirkung der in ſeinen Geſchäftskreis fallenden 
Beſchlüſſe) der Grund buchvertreter (S 1189 B. GB. 's) 
zu nennen. 

Anhörung des Schuldners. 


Es wird ohne Zweifel zu beſtimmen ſein, daß das Amts— 
gericht, ehe es ſich entſcheidet, ob dem Verlangen nach 
Berufung einer Gläubigerverſammlung zu entſprechen ſei 
oder nicht, den Schuldner und, wenn bereits ein gemein: 
ſamer Vertreter beſtellt iſt, auch dieſen hören muß (vgl. Fleck 
a. a. O. S. 220 § 3). 


Bekanntmachung. 


Die Bedenken, welche Fleck (a. a. O. § 5) gegen die 
Vorſchrift des § 5 erhebt, wonach die Berufung der Gläu⸗ 
bigerverſammlung mindeſtens zwei Mal im Reichs-Anzeiger 
und in den ſonſtigen Blättern zu publiziren iſt, durch welche 
für den Bezirk des im § 3 bezeichneten Amtsgerichts die 
handels regiſterlichen Eintragungen veröffentlicht werden, halte 
ich für praktiſch unerheblich. Wer ein Intereſſe daran hat, 
daß die Verhandlung ſtark beſucht wird, daß die erforder: 


(Abtretung) anwendbaren Vorſchriften der SS 406—408 B. GB. 8, wonach 
der Schuldner an den alten Gläubiger zahlen kann, ſolange er nicht 
weiß, daß die Forderung abgetreten iſt, jene Gleichſtellung bei für den 
Handelsverkehr beſtimmten Papieren faſt unmöglich machen. 

1) Auch hier wäre, wie an anderen Stellen, von ausgegebenen 
(oder beſſer: von den zur Zeit des Verlangens vorhandenen) Schuld: 
verſchreibungen zu ſprechen. 
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liche Mehrheit zuſammenkomme, daß ein Vertreter mit den 
nöthigen Vollmachten gewählt werde, u. dgl. m., wird ſchon 
für die etwa noch wünſchenswerth erſcheinenden ausgiebigeren 
Bekanntmachungen, wenn auch auf ſeine Koſten, ſorgen. 


Abſchrift der Anträge 


Ebenſowenig dürfte die von Fleck (S. 221 § 6) weiter 
aufgeworfene Frage praktiſche Bedeutung haben, wer denn, 
insbeſondere wenn eine Minorität die Gläubigerverſammlung 
einberuft, die Abſchrift der Anträge zu ertheilen hat, 
welche nach § 6 jedem Gläubiger auf Verlangen zu ertheilen 
iſt. Iſt der Schuldner der Einberufer, ſo wird dieſer die 
Abſchrift zu ertheilen haben, iſt es die Minorität, ſo wird 
es von dieſer, eventuell vom Amtsgericht, welches die letztere 
zur Einberufung ermächtigt, geſchehen müſſen. 


Koſten der Berufung. 


Was die Koſten der Berufung (und dann doch auch, 
was beſſer hinzufügen ware, aber ſicherlich gemeint iſt, der 
Abhaltung) der Gläubigerverſammlungen betrifft, jo ver: 
ſteht es ſich meines Erachtens auch ohne jede geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung von ſelbſt, daß, wenn der Schuldner die Ver⸗ 
ſammlung beruft (§ 2 Abſ. 1), er auch die Koſten zu tragen 
hat, während der Fall, daß die im § 2 Abſ. 2 bezeichnete 
Minorität oder der (richtiger: ein) Vertreter die Berufung 
durchſetzt, im § 3 ausdrücklich und zwar dahin geregelt iſt, 
daß auch für dieſen Fall der Schuldner die Koſten zu 
tragen hat. 

Zuſtändigkeit. 

Die Zuſtändigkeit der Gläubigerverſammlung be: 
ſchränkt ſich auf die „Wahrung der gemeinſamen In⸗ 
tereſſen“. 

Innerhalb dieſer Grenze iſt aber eine ſehr große Mannig⸗ 
faltigkeit der zu beſchließenden Maßregeln möglich: 

Es kann (ſ. § 27 des preußiſchen Geſetzes vom 19. Auguſt 
1895) „die gänzliche oder theilweiſe Aufgabe des Pfand— 
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rechts, die Einräumung eines Vorrechts, die Gewäh— 
rung einer Stundung oder einer Ermäßigung des 
Zinsfußes, der Verzicht auf Sicherungsmaßregeln 
und die Zuſtimmung zur Einſtellung des Konkurſes 
beſchloſſen werden.“ Es kann ferner gemäß § 5 des Ent⸗ 
wurfes ein Vertreter zu den verſchiedenſten Zwecken 
ernannt werden (ſ. Erläuterungen S. 35 Nr. 4), fo ins 
beſondere „zur Ueberwachung des Geſchäftsbetriebs 
des Schuldners, zur „unmittelbaren Geltendmachung 
der Rechte der Gläubiger“, beiſpielsweiſe zur „Erhebung 
einer Klage auf Erhaltung oder Ergänzung der be— 
ſtehenden Sicherheiten“ oder auch nur „zur Vorberei: 
tung von Beſchlüſſen der Gläubigerverſammlung“. 

Es kann weiterhin auch dem Entwurfsvertreter die Auf⸗ 
gabe geſtellt werden, den Vertragsvertreter oder den Grund- 
buchvertreter zur Erfüllung ſeiner Pflichten anzu— 
halten oder im Klagewege deren Abſetzung wegen 
Pflichtverletzung zu verlangen, und es kann endlich 
die Gläubigerverſammlung die Abberufung eines früher 
gewählten (Entwurfs-) Vertreters beſchließen (Näheres hier: 
über ſ. unten sub d). 

Dagegen kann durch Beſchluß der Gläubigerverſamm— 
lung nicht auf Kapitalanſprüche verzichtet (S 10 Abſ. 4) 
und auch nicht eine Verpflichtung zu Leiſtungen (S 1 
Abſ. 3) für die Gläubiger begründet werden. 

Es kann deshalb insbeſondere auch kein Beſchluß gefaßt 
werden, der auf Uebernahme des ganzen Geſchäfts 
des Schuldners abzielt, da ein ſolcher Beſchluß ohne 
Heranziehung der Gläubiger zu Koſtenbeiträgen und unter 
Umſtänden auch zu Kapitalzuſchüſſen gar nicht auszuführen wäre. 
Ein Recht aber der Gläubigerverſammlung, jeden Obligationär 
ohne oder gegen deſſen Willen zum Aktionär des Unter- 
nehmens zu machen, kann und darf nicht anerkannt werden. 
Ein derartiges Ziel, welches allerdings mitunter im gemein⸗ 
ſamen Intereſſe der Gläubiger liegt, welches aber hier durch 
einen ſolchen Beſchluß nicht lediglich gewahrt, ſondern 


erweitert würde, kann aljo nur im Wege allſeitiger frei: 
williger Verſtändigung erreicht werden. | 
Man hat nun die Vorſchrift, daß eine Verpflichtung zu 
Leiſtungen durch Beſchluß der Gläubigerverſammlung nicht 
begründet werden kann, mit dem Hinweis darauf angegriffen 
(ſ. Fleck a. a. O. S. 219), daß es alsdann ganz in der 
Luft ſchwebe, wer den etwa gewählten Vertreter und die 
Koſten der von dieſem zu führenden Prozeſſe zu tragen 
reſp. vorzuſchießen habe. Allein es läßt ſich nach den in 
dieſer Beziehung ſchon vielfach gemachten Erfahrungen er⸗ 
warten, daß, wenn die Nothwendigkeit zur Ernennung eines 
Vertreters, zur Prozeßführung ꝛc. vorliegt, die zu dieſen 
Zwecken erforderlichen Geldmittel von den Intereſſenten 
ſelbſt werden aufgebracht bezw. vorgeſchoſſen werden. 

Ein Recht der Gläubigerverſammlung, auch Koſten⸗ 
beiträge auf Grund Mehrheitsbeſchluſſes einziehen zu können, 
würde in vielen Fällen zu weit gehen. Eine ſolche Möglich⸗ 
keit würde aber auch eine erhebliche Laſt und Beſchwerde für 
jeden Beſitzer von Schuldverſchreibungen und eine bedenk⸗ 
liche Gefahr für den etwaigen Börſenkurs der letzteren bilden, 
wenn etwa jeder Obligationär ſtets gewärtig ſein müßte, zu 
Koſtenbeiträgen herangezogen zu werden, deren Höhe oft im 
Voraus gar nicht zu überſehen iſt, und wenn er etwa fürchten 
müßte, daß im Falle der Nichtzahlung mindeſtens die von 
ihm zum Zwecke der Einlöſung bei dem Schuldner einzu: 
reichenden Zinsſcheine ſeiner Schuldverſchreibungen nicht ein⸗ 
gelöſt, ſondern zurückbehalten werden. 

Ueberdies würde ja auch, abgeſehen von der lebtge- 
dachten Möglichkeit der Zurückbehaltung von Zinsſcheinen, 
ein Beſchluß der Gläubigerverſammlung, welcher jedem Obli⸗ 
gationär die Leiſtung von Koſtenbeiträgen auferlegen wollte, 
bei auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibungen 

gar nicht vollſtreckbar ſein. 
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Beſchluß der Gläubigerverſammlung als Titel zur 
Umſchreibung der Hypothek. 


Daß die ſeitens der Gläubigerverſammlung auf Grund 
des Geſetzes innerhalb ihrer Zuſtändigkeit gefaßten Beſchlüſſe 
„einen genügenden Titel für die Umſchreibung der Hypothek 
bilden“, kann, ungeachtet der in dieſer Richtung erhobenen 
Bedenken Fleck's (a. a. O. S. 219 sub e), nicht bezweifelt 
werden. Es wird, wenn ein Vertreter nicht vorhanden iſt, 
für die etwa erforderliche Umſchreibung ein Vertreter zu 
ernennen ſein. ö 


Ort der Verſammlung; Abſtimmung; Vorſitz. 


Auch darin kann Fleck nicht beigetreten werden, daß 
er die Aufnahme ausdrücklicher, jetzt im Entwurfe fehlender 
Vorſchriften über die Art der Abſtimmung in der 
Gläubigerverſammlung (S. 221 § 9 sub a), über den Ort 
der Verſammlung (S. 220 sub b) und über den Vor⸗ 
ſitz in derſelben (S. 220 sub c) verlangt. 

In erſter Linie kann hiergegen eingewandt werden, daß 
weder die weit ausführlichere Aktiengeſetznovelle von 1884, 
noch das neue Handelsgeſetzbuch ausdrückliche Vorſchriften 
über dieſe Punkte enthalten, und daß auch mit vollem Recht 
hiervon Abſtand genommen wird. 

Denn über die Art der Abſtimmung (ob ſchriftlich 
oder mündlich, ob öffentlich oder geheim) hat ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, wenn Nichts beſtimmt iſt, die Gläubigerverſammlung 
ſelbſt nach ihrem Ermeſſen zu entſcheiden. 

Den Ort der Verſammlung aber wird naturgemäß 
der Schuldner ſelbſt, wenn er ſie einberuft, beſtimmen und 
zwar in der Regel an ſeinem Wohnorte oder an dem Orte 
ſeiner gewerblichen Niederlaſſung; in den Fällen des § 3 
aber das Amtsgericht, welches in dieſen letzteren Fällen nach 
ausdrücklicher Vorſchrift des § 3 auch über die Führung des 
Vorſitzes in der Verſammlung Beſtimmung treffen kann. 

In den übrigen Fällen aber kann und wird, falls nicht 
etwa landesgeſetzliche Beſtimmungen vorliegen, die Verſamm— 
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lung ſelbſt Beſtimmung über den Vorſitz treffen und nur, 
wenn dies nicht geſchieht, der Einberufer, alſo etwa der 
Schuldner, den Vorſitz übernehmen können. 

Den Amtsrichter in derartigen Verſammlungen mit 
dem Vorſitze zu betrauen (ſ. Fleck a. a. O. S. 220 sub c), 
würde ſich kaum empfehlen, obwohl das preußiſche Geſetz 
vom 19. Auguſt 1895 eine derartige Beſtimmung enthält. 


Hinterlegung der Schuldverſchreibungen. 


Gegen den § 9 Abſ. 2, welcher beſtimmt, daß nur die 
Stimmen derjenigen Gläubiger gezählt werden ), „welche 
ihre Schuldverſchreibungen bei der Reichsbank, bei einem 
Notar oder bei einer anderen hierzu durch die Landesregie⸗ 
rung für geeignet erklärten Stelle hinterlegt haben“, wendet 
ſich insbeſondere Fleck (a. a. O. S. 221) mit beachtens⸗ 
werthen Argumenten, die auch bei Berathung der Aktien⸗ 
geſetznovelle von 1884 und des neuen Handelsgeſetzbuchs von 
den Gegnern der Hinterlegung ins Feld geführt wurden 7. 


1) Der § 9 Abſ. 4 lautet: „Dem Schuldner ſteht für die in 
ſeinem Beſitze befindlichen Schuldverſchreibungen ein 
Stimmrecht nicht zu.“ Zur Ergänzung dieſer Vorſchrift, die leicht zu 
umgehen ſei, wünſcht Fleck (a. a. O. S. 222 d) eine beſondere Zuſatz⸗ 
beſtimmung dahin, daß „die amortiſirten Schuldverſchreibungen 
nicht ſtimmberechtigt und ſofort zu vernichten ſind“. — Der 
Satz, daß amortiſirte Schuldverſchreibungen nicht ſtimmberechtigt ſind, 
gilt aber auch ohne ausdrückliche Vorſchrift des Entwurfs, und zur Ver⸗ 
hinderung von Manipulationen des Schuldners mit ſolchen Schuldver⸗ 
ſchreibungen (indem er ſie „weiter indoſſirt und den Erwerber verpflichtet, 
in ſeinem Sinne in der Gläubigerverſammlung zu ſtimmen“) reichen 
die allgemeinen Strafbeſtimmungen, insbeſ. diejenigen über Betrug, voll: 
kommen aus. 

2) Andererſeits iſt doch auch umgekehrt in der mit der Berathung 
des Entwurfs des neuen H. GB.'s befaßten Reichstagskommiſſion be⸗ 
antragt worden: „die Regel des § 250 [jest 255] umzudrehen und 
die Hinterlegung der Aktien vorzuſchreiben, ſofern nicht das 
Statut ein anderes beſtimme“ (vgl. S. 83 des „Berichts der 
XVIII. Kommiſſion über den Entwurf eines HGB.“'s, ſowie den Ent: 
wurf eines Einführungsgeſetzes zu demſelben“ in den Druckſachen des 
Reichstags Nr. 735. 9. Legisl. Per. IV. Seſſ. 1895/97). 
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Man wird aber dem gegenüber immer darauf hinweiſen 
können, daß nach ſattſam gemachten Erfahrungen der Ver— 
zicht auf Hinterlegung in kritiſcher Zeit faſt immer zu Ueber— 
rumpelungen und zu ſtürmiſchen und ungeordneten Verſamm⸗ 
lungen einen erheblichen Anlaß bietet, wie denn auch, 
ſoweit ich ſehen kann, noch in der neueſten Zeit die 
Statuten der meiſten Aktiengeſellſchaften aus dieſen Gründen 
die Ausübung des Stimmrechts in der Generalverſammlung 
von der vorherigen Hinterlegung der Aktien abhängig machen, 
obwohl nach Art. 238 Abſ. 1 (§ 255 Abſ. 2) des HGB.“ 
hiervon Abſtand genommen werden konnte. 

Dagegen bin ich mit Fleck (S. 221) der Meinung, 
daß, wenn der Entwurf, wie ich es im Gegenſatz zu Fleck 
für richtig halte, an dem Erforderniß der Hinterlegung der 
Schuldverſchreibungen feſthält, auch ein Zeitpunkt vorzu— 
ſchreiben iſt, bis zu welchem die Stücke, deren Inhaber an 
der Abſtimmung in der Gläubigerverſammlung theilnehmen 
wollen, ſpäteſtens hinterlegt ſein müſſen. 

Auch darin ſtimme ich ihm zu, daß die Hinterlegung, 
wenn überhaupt, doch entſchieden auch in dem Falle vorzu⸗ 
ſchreiben iſt, daß eine Minorität den Antrag auf Berufung 
der Gläubigerverſammlung ſtellt (§ 3). 


Die im Falle eines Antrages auf Berufung einer 
Gläubigerverſammlung nothwendigen Kautelen. 


Es erſcheint mir aber dringend erforderlich, auch nach 
anderen Richtungen geſetzliche Vorkehrungen zu treffen, welche 
in den Fällen eines auf Berufung einer Gläubigerverſamm⸗ 
lung nach § 2 Abſ. 2 des Entwurfs geſtellten Antrages 
einerſeits eine Ueberrumpelung des Schuldners und der 
Obligationäre, andererſeits aber auch eine Schädigung der 
Geſellſchaft (des Schuldners) durch ſolche Anträge thunlichſt 
zu verhüten geeignet ſind. 

Man könnte einwenden, daß der Fall der Beantragung 
einer Verſammlung der Obligationäre durch eine Minorität 
von Schuldverſchreibungsbeſitzern (S 2 Abſ. 2 des Entwurfs) 


lediglich dem Falle des § 254 Abi. 1 (bisher Art. 237) HGB.’s, 
deſſen Wortlaut auch ohne Zweifel vorbildlich geweſen ift, 
gleichſtehe, wenn Aktionäre, deren Antheile zuſammen den 
20. Theil des Grundkapitals erreichen, die Berufung einer Ge⸗ 
neralverſammlung „ ſchriſtlich unter Angabe des Zweckes und 
der Gründe verlangen“ und daß auch in dieſem letzteren Falle 
beſondere Garantien gegen Mißbräuche, insbeſondere Kautions⸗ 
ſtellung, Aktiendeponirung u. dgl. m., nicht vorgeſehen ſeien, 
vielmehr lediglich, wie dies auch im Entwurfe geſchehen iſt, 
beſtimmt ſei, daß das Gericht dem Antrage entſprechen 
könne, aber nicht müſſe (S 254 Abſ. 3). 

Eine ſolche Argumentation wäre aber doch wohl nicht 
ſchlüſſig. Denn einerſeits iſt bei Schuldverſchreibungen die 
Gefahr, nämlich die Möglichkeit von Ueberrumpelungen 
und beabſichtigten Schädigungen des Unternehmens, eine er⸗ 
heblich größere wie bei Aktien, da jene nicht, wie in der 
Regel die Aktien, auf einen Minimal-Nennbetrag von 
Mark 1000 lauten müſſen, ſondern vielfach das — oft ziem⸗ 
unerhebliche Kapital — in eine Menge kleinerer Appoints 
eingetheilt iſt. Ferner iſt, wenigſtens bei manchen Obliga⸗ 
tionen, insbeſondere bei Pfandbriefen, die bei Stiftungen, 
öffentlichen Kaſſen und Sparkaſſen, bei Verwaltungen von 
Mündelvermögen ꝛc. untergebracht ſind, auch ein ſehr erheb— 
liches öffentliches Intereſſe vorhanden, daß dieſelben 
nicht durch frivole Anträge auf Berufung einer Gläubigerver⸗ 
ſammlung plötzlich um viele Procente im Kurſe geworfen wer⸗ 
den. Endlich kann nicht verkannt werden, daß, wenn eine 
Minorität von Aktionären Anträge ſtellt, die ihre Spitze 
gegen die Geſellſchaft richten, fie immer nur geſellſchaft— 
liche Rechte ausübt, während es ſich hier um die Aus— 
übung von ſingulären und deshalb beſonders vorſichtig zu 
behandelnden Befugniſſen, nämlich von Gläubigerrechten, 
handelt. 

Ueberdies hat man doch ſelbſt bei der Aktiengeſellſchaft 
gegen gewiſſe Minoritätsanträge, mit denen ſehr leicht ein 
vielleicht von der Konkurrenz beabſichtigtes Manöver, alſo 
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die Abſicht einer Schädigung des Unternehmens oder einer 
billigen „Einſchlachtung“ der Aktien verbunden ſein kann, 
eine ganze Reihe von Vorſichtsmaßregeln, für unerläßlich 
gehalten, während man ſolche im Entwurfe ſelbſt für der— 
artige Fälle unterlaſſen hat, in denen zum allermindeſten 
eine ſchlagende Analogie mit jenen bei Aktien ſo vorſichtig 
behandelten Fällen nicht zu verkennen iſt. 

In der That ſteht aber der Antrag, in einer einzu: 
berufenden Gläubigerverfammlung zu dem in der Cr: 
läuterung beſonders erwähnten Zwecke der „Ueberwachung 
des Geſchäftsbetriebes des Schuldners“ einen Ber: 
treter zu beſtellen, ſowohl inhaltlich, als in den für das 
Unternehmen bei Stellung eines ſolchen Antrags zu befürch— 
tenden ſchweren Folgen, dem in § 266 HGB.'s behandelten 
Falle beinahe vollſtändig gleich), wenn nämlich eine 
Minorität von Aktionären den Antrag ſtellt, Reviſoren 
zur Prüfung (gewiſſer Vorgänge) der Geſchäftsführung 
zu ernennen. In letzterem Falle aber hat der Geſetzgeber 
eine ganze Reihe von Kautelen und Warnungstafeln für 
nöthig gehalten: 

1. das Gericht — dies iſt das Einzige, was auch der 
Entwurf beſtimmt hat — iſt nur berechtigt, aber 
nicht verpflichtet, dem Antrage ftattzugeben (§ 266 
Abſ. 2); 


1) Allerdings ſteht dem zur Ueberwachung des Geſchäftsbetriebs 
des Schuldners beſtellten Vertreter die in § 267 Abſ. 1 HGB.'s den 
Reviſoren ausdrücklich zugebilligte Befugniß der „Einſicht der Bücher 
und Schriften“, ſowie der „Unterſuchung des Beſtandes ... an Werth: 
papieren und Waaren“ mangels gütlicher Verſtändigung mit dem Schuld— 
ner nicht zu, da mit Recht eine ſo weitgehende Beſtimmung vermieden 
iſt und die Rechte des Vertreters ſich in den ihm laut § 13 des Ent: 
wurfes zugetheilten Befugniſſen erſchöpfen. Allein die Gefahr für den 
Schuldner und das Unternehmen liegt auch bei der Aktiengeſellſchaft 
nicht etwa in der Ausübung der in Abſ. 1 des § 267 HGB.'s bezeich⸗ 
neten Einzelbefugniſſe, ſondern in der Stellung und dem Be⸗ 
kanntwerden eines von ſcharfem Mißtrauen in die Ge⸗ 
ſchäftsführung Kunde gebenden Antrags. 


2. dem Antrage ift nur ſtattzugeben, wenn glaubhaft ge: 
macht wird, daß bei dem Vorgange Unredlidfeiten 
oder grobe Verletzungen des Geſetzes oder des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages ſtattgefunden haben (§ 266 Abſ. 3 
Satz 1); 

3. die Antragſteller haben die Aktien bis zur Entſcheidung 
über den Antrag zu hinterlegen und glaubhaft zu 
machen, daß ſie ſeit mindeſtens 6 Monaten von der 
Generalverſammlung zurückgerechnet, Beſitzer der 
Aktien ſind (§ 266 Abſ. 3 Satz 2); 

4. vor der Ernennung ſind der Vorſtand und der Auf⸗ 
ſichtsrath zu hören (§ 266 Abſ. 4 Satz 1); 

5. die Ernennung kann auf Verlangen von einer ſeitens 
des Gerichts nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen⸗ 
den Sicherheitsleiſtung abhängig gemacht werden (§ 267 
Abſ. 4 Satz 2); 

6. die Generalverſammlung hat zu entſcheiden, ob die 
entſtandenen Koſten von der Geſellſchaft (ſtatt vom 
Antragſteller) zu tragen ſind (§ 267 Abſ. 3 Satz 1) und 

7. wird der Antrag auf Ernennung von Reviſoren durch 
das Gericht zurückgewieſen oder erweiſt er ſich nach 
dem Ergebniß der Prüfung als unbegründet, ſo ſind 
die Aktionäre, welchen eine „bösliche Handlungs— 
weiſe“ zur Laſt fällt, für einen der Geſellſchaft 
durch den Antrag entſtehenden Schaden als Ge: 
ſammtſchuldner haftbar (§ 267 Abſ. 3 Satz 2), 
welcher letztere Satz neben § 826 B. GB.'s beſtehen 
bleibt. 

Daß vor der Ernennung eines Vertreters auf Antrag 
einer Minorität von Obligationären ſowohl der Schuldner 
als ein etwa ſchon vorhandener Vertreter zu hören iſt, 
könnte und ſollte für alle Fälle des § 2 Abſ. 2 beſtimmt 
werden. 

Für diejenigen Fälle aber, in denen der ſeitens einer 
Minorität von Obligationären geſtellte Antrag auf Berufung 
einer Gläubigerverſammlung nach ſeiner ſchriftlichen Begrün⸗ 
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dung beſtimmt oder geeignet iſt, das Unternehmen 
und deſſen Kredit zu gefährden, wären minde⸗ 
ſtens ähnliche Kautelen im Geſetze vorzuſehen, wie ſolche 
in dem vorgedachten Falle (Antrag von Aktionären auf Be⸗ 
ſtellung von Reviſoren zur Prüfung der Geſchäftsführung) 
zur Vermeidung ſchwerer Schädigungen für unerläßlich ge- 
halten wurden. 

Es empfiehlt ſich alſo für dieſe Fälle die ſinngemäße 
Uebertragung der oben sub 3 und 5— 7 aus § 266 und 
267 HGB.'s wiedergegebenen Garantien. 

Daß aber die Prüfung, ob ein Antrag beſtimmt oder 
geeignet iſt, das Unternehmen und deſſen Kredit zu gefährden, 
eine für das Gericht nicht allzu ſchwitzrige Aufgabe darſtellt, 
bedarf nicht des Nachweiſes, während ihm wohl ohne Zweifel 
die Prüfung darüber nicht zugemuthet und im Intereſſe der 
Obligationäre ſelbſt nicht übertragen werden kann, ob eine 
„dringende Veranlaſſung“ zu der Verſammlung vor- 
liegt (jo Fleck a. a. O. S. 220 sub 3). 


Etwaige beſondere Erleichterungen für die Beſchluß⸗ 
fähigkeit einer zweiten Verſammlung. 


Nicht zu befürworten vermag ich, was Rieſenfeld 
(a. a. O. II d. d. 26. Juni 1898) als „ernſtlicher Erwägung 
werth“ bezeichnet, nämlich in den Fällen des § 10 Abſ. 1 zu: 
ſätzlich zu beſtimmen, daß, wenn die erſte Verſammlung nicht 
beſchlußfähig iſt, eine alsdann einzuberufende zweite Ver⸗ 
ſammlung (in Gemäßheit der Vorſchläge des Art. 85 des 
franzöſiſchen Entwurfs von 1883 und des Art. 83 Abſ. 3 
des luxemburgiſchen Entwurfs von 1884) ohne Rückſicht 
auf das vertretene Kapital beſchlußfähig ſein 
ſolle. Denn in den Fällen des § 10 Abſ. 1, alſo wenn 
Rechte der Gläubiger aufgegeben oder beſchränkt 
werden ſollen, handelt es ſich um ſo ſchwere Eingriffe in 
Vermögensrechte und Anſprüche der einzelnen Obligationäre, 
daß, um einen Mißbrauch einer ſo weitgehenden Befugniß 
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thunlichſt auszuſchließen, eine Majoriſirung der Gläubiger 
nur unter ganz beſonderen erſchwerenden Bedingungen ſtatt⸗ 
haft erſcheint. 


Anfechtung der Beſchlüſſe der Gläubigerverſammlung. 


Sowohl von Rieſenfeld (a. a. O. Zum Entwurfe eines 
Obligationengeſetzes II. Artikel in fine), als von dem Ver⸗ 
faſſer der Erörterungen im Börſencourier vom 15. Juni 1898 
(Dr. Rfd.), wie endlich von Fleck (S. 222 sub c), wird die 
Frage aufgeworfen, ob nicht jedem Obligationär gegen Be⸗ 
ſchlüſſe der Gläubigervertretung eine binnen einer Präkluſiv⸗ 
friſt vor dem ordentlichen Richter anzuſtellende Klage zu 
geſtatten fei, ſei es wegen Verletzung des Statuts, Geſetzes 
oder auch Anlehensvertrages nach Analogie des Art. 271 
HGB.'s, ſei es, weil der Beſchluß der Gläubigerverſammlung 
den gemeinſamen Intereſſen der Gläubiger widerſpreche, 
nach Analogie des preußiſchen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865. Dabei wird darauf hingewieſen, daß im § 30 des 
preußiſchen Geſetzes vom 19. Auguſt 1895 (betreffend das 
Pfandrecht an Privateiſenbahnen und Kleinbahnen und die 
Zwangsvollſtreckung in dieſelben) eine mit der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde anfechtbare Beſtätigung des Beſchluſſes der 
Gläubigerverſammlung durch das Gericht vorgeſehen ſei 
(vergl. den in dieſem Paragraphen angezogenen und für 
anwendbar erklärten § 173 der R. Konk. Ordnung). 

Bei Aufwerfung und Bejahung jener Frage hat man 
aber, wie es ſcheint, die ſehr nothwendige Prüfung der Vor⸗ 
frage unterlaſſen, ob denn nicht auch ſchon nach dem Ent⸗ 
wurfe der Beſchluß der Gläubigerverſammlung, ſofern er 
über die vom Geſetz gezogenen Grenzen hinausgegangen iſt, 
oder ſofern er in Sonderrechte des einzelnen Obligationärs 
eingreift, oder endlich, ſofern er die gemeinſamen Intereſſen 
aller Obligationäre verletzt, angefochten werden kann. Dieſe 
Vorfrage aber iſt zweifellos zu bejahen. Jeder Obligationär, 
welcher nachweiſen zu können glaubt, daß eine Verletzung jener 
Vorausſetzungen bei einem Beſchluſſe der Gläubigerverſamm⸗ 
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lung vorliegt, kann ohne Zweifel nach allgemeinen Grund: 
ſätzen, ohne daß hierüber beſondere geſetzliche Vorſchriften 
im Entwurfe ſelbſt nothwendig wären (vergl. übrigens hin⸗ 
ſichtlich eines Spezialfalls § 10 Abſ. 3 Satz 4 des Entwurfs), 
durch gerichtliche, an keine Präkluſivfriſt gebundene Klage 
erreichen, daß dieſer Beſchluß ihm gegenüber für un⸗ 
wirkſam erklärt wird. 

Hat z. B. die Gläubigerverſammlung eine Zinsreduktion 
im angeblichen gemeinſamen Intereſſe aller Schuldverſchrei⸗ 
bungsbeſitzer beſchloſſen, ſo wird der einzelne Obligationär, 
welcher nachweiſen zu können glaubt, daß der Beſchluß 
nicht im gemeinſamen Intereſſe aller Obligationäre liegt, 
einfach die ſchuldneriſche Geſellſchaft auf Zahlung der vollen 
Zinſen verklagen und gegenüber dem Einwande, daß die 
Gläubigerverſammlung eine Zinsreduktion beſchloſſen habe, 
replicando jenen Nachweis zu erbringen ſuchen. 

Ebenſo wird der Ausſteller der Schuldverſchreibung 
(Schuldner), falls z. B. die Gläubigerverſammlung in rechts⸗ 
ungiltiger Weiſe einen Vertreter mit einer Klage gegen ihn 
(den Schuldner) beſtellt hat, im Prozeſſe die Legitimation 
des Vertreters unter Berufung auf die Ungültigkeit des Be⸗ 
ſchluſſes beſtreiten und dadurch die Frage der Rechtsgiltig⸗ 
keit dieſes Beſchluſſes zur Entſcheidung bringen können. 

Es war alſo einerſeits nicht nothwendig, im Entwurfe 
ähnliche Beſtimmungen zu treffen, wie ſie das preußiſche 
Geſetz vom 19. Auguſt 1895 im § 27 getroffen hat, und 
es wäre andererſeits auch durchaus nicht wünſchenswerth 
geweſen. | 

Denn entweder iſt die in dieſem preußiſchen Geſetze 
eingeführte Nothwendigkeit richterlicher Beſtätigung des Ver⸗ 
ſammlungsbeſchluſſes eine reine Formalität, dann iſt die 
ganze Einrichtung eine völlig zweckloſe Umſtändlichkeit, oder 
jie iſt mehr, dann kann fie leicht zu großen Unzuträglich⸗ 
keiten führen. 

An und für ſich wird ſich nach der Natur der Sache 
der Amtsrichter nicht zutrauen und in der Regel auch nicht 
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im Stande fein, die hier in Betracht kommenden Verhält⸗ 
niſſe beſſer zu beurtheilen, als die vielleicht ungeheure 
Majorität der oft Millionen repräſentirenden Schuldverſchrei⸗ 
bungen, alſo der Intereſſenten ſelbſt, und es wird ihm dem⸗ 
gemäß in der Regel nichts Anderes übrig bleiben, als ein 
rein formelles Ja zu ſagen. Glaubt er aber — auch ab— 
geſehen von Ausnahmefällen, wie z. B. der Ueberrumpelung 
durch eine künſtlich zuſammengebrachte Majorität — im 
Stande zu ſein, die Intereſſen der Obligationäre beſſer zu 
kennen und beſſer zu würdigen als dieſe ſelbſt, ſo wird leicht 
eingewandt werden können, daß alsdann die ganze Schaffung 
des Mehrheitsverbandes beinahe illuſoriſch wird. Es kommt 
hinzu, daß in den Fällen des § 30 des preußiſchen Geſetzes 
vom 19. Auguſt 1895 gegen den Gerichtsbeſchluß nur die 
an eine Präkluſivfriſt gebundene ſofortige Beſchwerde zu⸗ 
läſſig iſt (vergl. § 174 Konk.⸗O.). 

Daß einer ſolchen Regelung eine ohne jede Präkluſiv⸗ 
friſt zuläſſige und im gewöhnlichen Inſtanzenzuge durchfecht⸗ 
bare Klage vorzuziehen iſt, liegt auf der Hand. Es iſt aber, 
um Irrthümer zu vermeiden, zu betonen, daß dieſe Klage 
naturgemäß nicht für und gegen alle Obligationäre Recht 
macht, ſondern nur für und gegen denjenigen Obligationär, 
welcher die Klage angeſtellt hat, was aber kaum als ein 
Nachtheil anzuſehen iſt, wenngleich man ja im Aktienrecht 
(§ 273 Abſ. 1 Satz 1 HGB.'s) weiter gegangen iſt 4). 


d) Rechte und Pflichten des Vertreters. Abberufung deſſelben. 
Stellung des Vertreters im Konkurſe. 


Es iſt oben nachgewieſen worden, daß, was noch deut: 
licher im Geſetze zum Ausdruck gelangen muß, der Entwurfs⸗ 


1) Der einfachen Uebertragung der aktienrechtlichen Grundſätze, 
gegen die hier auch ſonſt manche Bedenken beſtehen, würden auch große 
Schwierigkeiten entgegenſtehen. Insbeſondere bei der Frage, gegen wen 
etwa der Schuldner auf Ungültigkeitserklärung eines Beſchluſſes mit 
Wirkung für reſp. gegen alle Betheiligte klagen ſollte, wenn kein Ver⸗ 
treter der Gläubiger ernannt iſt? 
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vertreter die Rechte und Pflichten ſowohl des Vertragsver⸗ 
treters als des Grundbuchvertreters unberührt läßt, daß 
ihm alſo die Gläubigerverſammlung keine Rechte und Pflich⸗ 
ten übertragen kann, welche in diejenigen der letztgedachten 
Vertreter eingreifen. Daß bei Prozeſſen, welche etwa der 
Entwurfsvertreter anzuſtellen hat, der einzelne Obligationär 
als Nebenintervenient ſich betheiligen kann), wird an: 
geſichts der civilprozeſſualiſchen Vorſchriften (§ 63) einer bez 
ſonderen Hervorhebung im Geſetze nicht bedürfen. 

Vielfach (vergl. z. B. Fleck a. a. O. S. 223 § 12 in 
fine) iſt bemängelt worden, daß der Entwurf nicht auch die 
Möglichkeit des Widerrufs der Vertreterſchaft überhaupt 
und der Abberufung des beſtellten Vertreters ausdrücklich 
ausgeſprochen und geregelt habe. 

Allein es dürfte Beides aus allgemeinen Grundſätzen 
ohne Weiteres folgen, insbeſondere iſt das Recht der Ab- 
berufung ein nothwendiges Korrelat des Berufungsrechts der 
Gläubigerverſammlung, wie denn auch das Reichsgericht in 
dem bekannten Urtheil vom 14. Januar 1888 (Bd. 22 S. 61 ff.) 
von der „offenbar anzunehmenden Zuſtändigkeit gleicher 
Verſammlungen zur Abberufung“ beſtellter Vertreter aus⸗ 
geht (a. a. O. S. 68). 

Wenn aber Fleck (a. a. O. S. 219 § 1 sub c in fine) 
überdies verlangt, daß der Entwurf der Gläubigerverſamm⸗ 
lung auch das Recht einräumen müſſe, den Vertragsver⸗ 
treter „aus wichtigen Gründen“ abzuberufen, ſo geht dies 
Verlangen offenbar zu weit. Denn einerſeits ſollte ihm 
kraft der Vereinbarung ſchon bisher, wenigſtens nach der 
Abſicht der Kontrahenten, eine unwiderrufliche Boll: 
macht ertheilt werden, deren Möglichkeit in ſolchen Fällen 
nun nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch nicht mehr zu be— 
zweifeln iſt. Andererſeits kann der Gläubigerverſammlung 


1) Vgl. § 10 der Mecklen burg⸗Strelitz'ſchen Verordnung vom 
3. März 1894 betreffend das Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe und ähnliche 
Schuldverſchreibungen. 
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nicht das Recht zugeſtanden werden, einſeitig einen Ver⸗ 
trag abzuändern, den dritte Perſonen, nämlich der 
Schuldner und der urſprüngliche Gläubiger, in einer die 
ſämmtlichen ſpäteren Erwerber der Schuldverſchreibungen 
bindenden Weiſe unter ſich abgeſchloſſen haben. Ebenſowenig 
würde die Gläubigerverſammlung den Grundbuch ver: 
treter abberufen können. Ueberdies liegt hierzu auch gar 
kein Bedürfniß vor, da gerade der Entwurf die Hand⸗ 
habe zur Entfernung des Vertrags- und Grundbuchvertre⸗ 
ters dadurch gibt, daß die Beſtellung eines Entwurfsver⸗ 
treters ohne Zweifel auch zu dem Zwecke möglich iſt, mittelſt 
einer bei Gericht anzuſtellenden Klage die Abſetzung des 
Vertrags⸗ oder Grundbuchvertreters aus wichtigen Gründen 
(Pflichtverletzung u. dgl. m.) zu verlangen ). 

Daß, wenn ein gemeinſamer Vertreter ſämmtlicher 
Gläubiger im Konkurſe (§ 15 des Entwurfes) beſtellt iſt, 
welche Beſtellung die Gläubigerverſammlung beſchließen kann, 
aber nicht beſchließen muß!), der beſtellte Vertreter im 
Zwangsvergleich nur einheitlich ſtimmen kann — was 
Fleck (a. a. O. S. 223 § 15 b) als „intereſſante Frage“ 
bezeichnet — kann doch ernſtlich kaum bezweifelt werden. Auch 
für die Stellungnahme ſämmtlicher Gläubiger im Zwangs⸗ 
vergleiche iſt der Mehrheitsbeſchluß der Gläubigerverſamm⸗ 


1) Wenn Fleck (a. a. O. S. 222 § 12) ausführt, daß, wenn das 
Geſetz ganz darüber ſchweige, ſich „erhebliche Bedenken gegen die 
Möglichkeit ergeben“, daß der Vertreter durch einen einzelnen 
Obligationär zur Erfüllung feiner Pflichten angehalten oder auf Ab: 
ſetzung wegen Pflichtverſäumniß verklagt werden könne, ſo iſt darauf 
zu erwidern, daß eine ſolche Möglichkeit bei dem Entwurfsvertreter nicht 
nur bedenklich, ſondern nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen hier ebenſo, 
wie bei der Aktiengeſellſchaft gegenüber dem Vorſtande, ausgeſchloſſen iſt 
und ausgeſchloſſen ſein muß, da die Beſtellung des Vertreters nicht von 
dem einzelnen Obligationär, ſondern von der Gläubigerverſammlung 
ausgegangen iſt. 

2) Daß dieſe Beſtellung, was zweifellos gemeint iſt, nur fakultativ, 
nicht obligatoriſch iſt, dürfte wohl in der noch zu erwartenden ausführ⸗ 
lichen Begründung des Entwurfs beſonderen Ausdruck finden. 
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lung entſcheidend, welcher aber natürlich nur mit derjenigen 
qualifizirten Mehrheit gefaßt werden kann, welche der § 10 
des Entwurfes für den Fall vorſchreibt, daß Rechte der 
Gläubiger aufgegeben oder beſchränkt werden ſollen. Auch 
in dieſem Falle bedarf es eben „gemeinſamer Ent- 
ſchließungen“ (Erläuterungen sub 4). 

Es iſt auch an ſich undenkbar, daß der gemeinſame 
Vertreter aller Gläubiger, etwa „mit der Hälfte der For⸗ 
derungen für, mit der anderen Hälfte gegen den Zwangs⸗ 
vergleich ſtimmen“ kann. 

Die Anmeldung der Forderungen aus den Schuldver— 
ſchreibungen iſt vom Entwurfe in beſonders einfacher Weiſe 
geordnet (ſ. insbeſondere § 16). Ich vermag auch die von 
Fleck (S. 223 § 16) hier erhobenen Bedenken nicht zu 
theilen. Die Frage: „Auf weſſen Namen erfolgt (falls 
ein Vertreter beſtellt iſt) die Anmeldung?“ iſt dahin zu be⸗ 
antworten: Sie erfolgt auf gar keinen Namen, ſondern 
es wird lediglich der Geſammtbetrag der auf Grund 
der Bücher ausgegebenen Obligationen unter Angabe der 
Nummern angemeldet. Auch kann ich nicht zugeben, daß 
„Komplikationen“ in dem Falle entſtehen könnten, „wenn 
der Theilſchuldverſchreibungsgläubiger zugleich Schuldner 
der Konkursmaſſe iſt und kompenſiren will, während ſeine 
Forderung in Folge der Anmeldung des Vertreters bereits 
feſtgeſtellt iſt.“ Denn es ſteht keine mir bekannte geſetzliche 
Vorſchrift der Aufrechnung in dieſem Falle entgegen. Die 
Forderung iſt in der Anmeldung des Geſammtbetrages der 
Obligationen durch den Vertreter mit angemeldet) und mit 
feſtgeſtellt, der Gläubiger kann alſo ohne Weiteres, ſpeziell wenn 
er auf Zahlung der Schuld belangt wird, aufrechnen, und hat 
im Beſtreitungsfalle lediglich nachzuweiſen, daß er an den 
nach allgemeinen Grundſätzen maßgebenden Zeitpunkten, ins⸗ 


1) Für den zur Aufrechnung befugten Obligationär würde es der 
Anmeldung der aufzurechnenden Forderung gar nicht bedürfen. 
Wer aufrechnen kann und aufrechnet, iſt befugt, aber nicht verpflichtet, 
als Konkursgläubiger aufzutreten (§ 46 der Konkursordnung). 


au, OG) as 


beſondere Thon zur Zeit der Konkurseröffnung ($ 47 Abſ. 1 
der Konk.⸗O.), Beſitzer eines entſprechenden Betrages von in 
der Geſammtanmeldung des Vertreters einbegriffenen Obli⸗ 
gationen geweſen iſt. Die Aufrechnung hat natürlich die 
Wirkung, daß, ſoweit die Forderung durch Aufrechnung be⸗ 
ſeitigt iſt, ſie bei etwaigen dem Vertreter zu leiſtenden Ab⸗ 
ſchlagszahlungen des Kridars, zu deren Erhebung nach § 16 
Satz 2 des Entwurfes die Vorlegung der Schuldver⸗ 
ſchreibungen erforderlich iſt, von dem Geſammtbetrage 
der Obligationen abzuziehen iſt. 


e) Anwendbarkeit des Entwurfs auf früher ausgeſtellte 
Schuldverſchreibungen. 


Daß die Beſtimmungen des Entwurfes auch auf ſolche 
Schuldverſchreibungen Anwendung finden ſollen, welche vor 
dem beabſichtigten Inkrafttreten des Geſetzes (1. Januar 
1900) ausgeſtellt ſind, geht, was aber zur Vorſorge in der 
noch zu erwartenden amtlichen Begründung noch beſonders 
hervorgehoben werden könnte, aus dem Wortlaute des § 1 
des Entwurfes (Sind . . .. Schuldverſchreibungen ausgeſtellt) 
hervor. 

Die vorſtehenden Erörterungen ergeben als Reſultat, daß 
auch dieſer Entwurf, gleich dem des Hypothekenbankgeſetzes, 
unbeſchadet einiger noch vorzunehmender Aenderungen und 
Ergänzungen, als eine gute und ſachgemäße Grund— 
lage für ein geſetzgeberiſches Vorgehen zu be⸗ 
trachten iſt. 


Anlage I. 


XXIV. Dentider Juriſtentag. 


Anträge des Referenten zur Frage 9. 


1. Eine reichsgeſetzliche Regelung des Hypothekenbankweſens und der 
gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen iſt 
dringend empfehlenswerth. 

2. Die in dieſen beiden Materien ſeitens des Reichs⸗Juſtizamts aus: 
gearbeiteten und veröffentlichten Geſetzentwürfe bilden, unbeſchadet 
des auf dem Gebiete der Schuldverſchreibungen (Obligationen) 
auch nach anderen Richtungen vorliegenden Kodi⸗ 
fikations⸗Bedürfniſſes und vorbehaltlich der gegen ein⸗ 
zelne Vorſchriften zu erhebenden Bedenken, eine gute und 
ſachgemäße Grundlage für das geſetzgeberiſche 
Vorgehen. 

3. Von den geltend zu machenden Bedenken ſind nachſtehende her⸗ 
vorzuheben: 


A. Zum Entwurf eines Hypothekenbankgeſetzes. 


a) Die Aufſicht über die Hypothekenbanken ſollte dem Reiche 
übertragen und nicht den Landesregierungen überlaſſen werden. 

b) Mindeſtens aber ſind die Anweiſungen über die 
Werthsermittelung der zu beleihenden Grundſtücke 
oder Kleinbahn-Unternehmungen von dem Bundes⸗ 
rathe oder von einer durch letzteren zu beſtellenden Zentral⸗ 
behörde zu erlaſſen ). 


B. Zum Entwurf eines Geſetzes betreffend die 
gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen. 


a) Im Entwurfe iſt lediglich das Verhältniß des gemäß dem 
Entwurfe behufs Wahrung der gemeinſamen Intereſſen der 


) Die Annahme der Anträge 1, 2, 3 A sub a und b erfolgte 
einſtimmig. Hinſichtlich der sub B, a und b verzeichneten Konklu⸗ 
ſionen iſt auf dem Juriſtentage wegen des mehr techniſchen Inhalts 
derſelben mit Zuſtimmung des Referenten von der Stellung förmlicher 
Anträge abgeſehen, jedoch zu Protokoll konſtatirt worden, daß der 
Juriſtentag (Abth. 2) auch hier mit dem Inhalt einſtimmig ein⸗ 
verſtanden ſei. 


22. Oi] . 


Schuldverſchreibungsbeſitzer zu beſtellenden Vertreters (En t: 
wurf⸗ Vertreters) zu dem etwa ernannten Grundbuch⸗ 
Vertreter ($ 1189 B. GB.'s) geregelt (§ 14). Es iſt jedoch 
nothwendig, das Verhältniß des „Entwurf⸗Vertreters“ auch 
zu dem auf Grund Vereinbarung zwiſchen dem Schuld⸗ 
ner und dem urſprünglichen Gläubiger mit bindender Kraft 
für alle ſpäteren Beſitzer von Theilſchuldverſchreibungen be⸗ 
ſtellten Vertreter (Vertrags⸗Vertreter) zu regeln. 

Dieſe Regelung ſollte dahin erfolgen!), daß die Rechte 

und Pflichten auch des etwa beſtellten Vertrags⸗-Vertreters 
von denjenigen des Entwurf⸗Vertreters unberührt bleiben, 
und zwar in dem Sinne, daß die Gläubiger⸗Verſammlung 
dem Entwurf⸗Vertreter keine Rechte oder Pflichten übertragen 
kann, welche in diejenigen des etwa vorhandenen Vertrags⸗ 
(oder Grundbuch-) Vertreters eingreifen. 
Es empfiehlt ſich eine Beſtimmung, wonach das Amtsgericht 
in allen Fällen der Beantragung einer Gläubiger⸗Verſamm⸗ 
lung gemäß § 2 Abſ. 2 des Entwurfs vor ſeiner Entſcheidung 
den Schuldner, und wenn bereits ein Vertreter vorhanden 
iſt, auch dieſen zu hören hat. 

Ueberdies iſt es dringend erforderlich, daß zur thun⸗ 
lichſten Verhinderung von Ueberrumpelungen und Schädi⸗ 
gungen des Unternehmens beſondere Kautelen für den Fall 
geſchaffen werden, daß der Minoritätsantrag auf Berufung 
einer Gläubiger⸗Verſammlung nach ſeiner ſchriftlichen Be⸗ 
gründung beſtimmt oder geeignet iſt, das Unter⸗ 
nehmen und deſſen Kredit zu gefährden. 

Als Anhaltspunkt für die in den Entwurf nach dieſer 
Richtung aufzunehmenden Vorſchriften dürften ſich die Be⸗ 
ſtimmungen empfehlen, welche das Handelsgeſetzbuch im Falle 
der Beantragung von Reviſoren zur Prüfung der Ge⸗ 
ſchäftsführung vorgeſehen hat, nämlich im § 266 Abſ. 3 Satz 2 
(Hinterlegung der Stücke und Nachweis über deren Beſitz 
ſeit feds Monaten), im § 266 Abſ. 4 Satz 2 (Sicherheits: 
leiſtung) und im § 267 Abſ. 3 Satz 2 (Solidarhaftung der 
Antragſteller bei böslicher Handlungsweiſe für einen 
durch einen zurückgewieſenen oder unbegründeten Antrag der 
Geſellſchaft entſtehenden Schaden). 


b 


— 


Dr. Rieſſer. 
) Im urſprünglichen (dem Juriſtentage vorgelegten) Antrags⸗ 
formular war geſagt: „kann nur dahin erfolgen“, was aber zu Miß⸗ 
verſtändniſſen Anlaß geben könnte. 


Anlage II. 


Entwurf eines Hypothekenbaukgeſetbes und eines Geſetzes 
belreffend die gemeinſamen Rechte der geſitzer von 
Schuldverſchreibungen. 


Aus dem Reichs⸗ und Staatsanzeiger vom 26. Mai 1898 Nr. 123 
(1. Beilage) und vom 27. Mai 1898 Nr. 124 (1. Beilage) abgedruckt. 


1. Entwurf eines Hypothekenbankgeſetzes. 


§ 1. 


Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Ge⸗ 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung, bei welchen der Gegenſtand des 
Unternehmens in der hypothekariſchen Beleihung von Grundſtücken und 
der Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf Grund der erworbenen 
Hypotheken beſteht (Hypothekenbanken), bedürfen zur Ausübung ihres 
Geſchäftsbetriebs der Genehmigung des Bundesraths. 

Iſt in der Satzung einer Hypothekenbank beſtimmt, daß die hypo⸗ 
thekariſchen Beleihungen nur im Gebiete desjenigen Bundesſtaats er⸗ 
folgen dürfen, in welchem die Bank ihren Sitz hat, ſo ſteht die Ertheilung 
der Genehmigung der Zentralbehörde dieſes Bundesſtaats zu. 

Zu jeder Aenderung der Satzung einer Hypothekenbank iſt die 
Genehmigung der nach den Abſ. 1, 2 zuſtändigen Stelle erforderlich. 


§ 2. 


Offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, eingetragenen 
Genoſſenſchaften und einzelnen Perſonen iſt der Betrieb eines Unter⸗ 
nehmens der im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Art unterſagt. 


§ 3. 


Die Hypothekenbanken unterliegen der ſtaatlichen Aufſicht. Die 
Aufſicht ſteht dem Bundesſtaate zu, in welchem die Bank ihren Sitz 
hat. Das Aufſichtsrecht erſtreckt ſich auf den ganzen Geſchäftsbetrieb der 
Bank und dauert auch nach deren Auflöſung bis zur Beendigung der 
Liquidation fort. 
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| Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, alle Anordnungen zu treffen, welche 
erforderlich ſind, um den Geſchäftsbetrieb der Bank mit den Geſetzen, 
der Satzung und den ſonſt in verbindlicher Weiſe getroffenen Beſtim⸗ 
mungen im Einklange zu erhalten. 

Die Aufſichtsbehörde iſt namentlich befugt: 


1. 


jederzeit die Bücher und Schriften der Bank einzuſehen, ſowie 
den Beſtand der Kaſſe und die Beſtände an Werthpapieren zu 
unterſuchen; 


. von den Verwaltungsorganen der Bank Auskunft über alle Ge: 


ſchäftsangelegenheiten zu verlangen; 


einen Vertreter in die Mitgliederverſammlungen und in die 


Sitzungen der Verwaltungsorgane der Bank zu entſenden, die 
Berufung der Mitgliederverſammlung, die Anberaumung von 
Sitzungen der Verwaltungsorgane, ſowie die Ankündigung von 
Gegenſtänden zur Beſchlußfaſſung zu verlangen und, wenn dem 
Verlangen nicht entſprochen wird, die Berufung, Anberaumung 
oder Ankündigung auf Koſten der Bank ſelbſt vorzunehmen; 


. die Ausführung von Beſchlüſſen oder Anordnungen zu unter: 


ſagen, die gegen das Geſetz, die Satzung oder die ſonſt in ver⸗ 
bindlicher Weiſe getroffenen Beſtimmungen verſtoßen. 


Die Aufſichtsbehörde kann einen Kommiſſar beſtellen, der unter 
ihrer Leitung die Aufſicht ausübt. Sie kann beſtimmen, daß für die 
Thätigkeit des Kommiſſars eine Vergütung von der Bank an die 


Staats 


kaſſe zu entrichten iſt; ſie ſetzt den Betrag dieſer Vergütung feſt. 
§ 5. 


Die Hypothekenbanken dürfen außer der Gewährung hypothekariſcher 
Darlehen und der Ausgabe von Hypothefenpfandbriefen nur folgende 


Geſchäf 
1 


2. 


te betreiben: 


den Erwerb, die Veräußerung und die Beleihung von Hypo⸗ 


theken; 
die Gewährung nicht hypothekariſcher Darlehen an inländiſche 
öffentliche Körperſchaften oder gegen Uebernahme der vollen Ge⸗ 
währleiſtung durch eine ſolche Körperſchaft und die Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen auf Grund der ſo erworbenen Forde⸗ 
rungen; 


die Gewährung von Darlehen an Kleinbahnunternehmungen gegen 


Verpfändung der Bahn und die Ausgabe von Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf Grund der ſo erworbenen Forderungen; 


den kommiſſionsweiſen Ankauf und Verkauf von Werthpapieren 


mit der Maßgabe, daß die Ausführung der Kommiſſion nur ge⸗ 
ſchehen darf, wenn die Bank bei einer Einkaufskommiſſion die 
Deckung, bei einer Verkaufskommiſſion die Werthpapiere im Be⸗ 


ſitze hat; 


. die Annahme von Sachen zum Zwecke der Hinterlegung, jedoch 


mit der Maßgabe, daß der Geſammtbetrag des hinterlegten Geldes, 
welches die Bank zu verzinſen und ohne vorgängige Kündigung 
des Hinterlegers oder mit einer Kündigungsfriſt von weniger als 
einem Monate zurückzuzahlen hat, ein Dritttheil des eingezahlten 
Grund⸗ oder Stammkapitals nicht überſteigen darf; 


die Beſorgung der Einziehung von Wechſeln, Anweiſungen und 


ähnlichen Papieren. 


Verfügbares Geld dürfen die Hypothekenbanken nutzbar machen 
durch Hinterlegung bei geeigneten Banken, durch Ankauf ihrer Hypo⸗ 
thekenpfandbriefe, durch Ankauf von anderen Werthpapieren und von 
Wechſeln nach den für die Reichsbank geltenden Vorſchriften, ſowie durch 
Beleihung von Werthpapieren nach einer von der Hypothekenbank auf⸗ 
zuſtellenden Anweiſung. Die Anweiſung hat die beleihungsfähigen Papiere 
und die zuläſſige Höhe der Beleihung feſtzuſetzen; ſie iſt der Aufſichts⸗ 
behörde einzureichen. 

a Der Erwerb von Grundſtücken iſt den Hypothekenbanken nur be⸗ 

hufs der Sicherung ihrer hypothekariſchen Forderungen oder zur Be: 
ſchaffung von Geſchäftsräumen geſtattet. In Anſehung eines ſolchen 
Erwerbes ſtehen in jedem Bundesſtaate Hypothekenbanken, die in dem 
Gebiet eines anderen Bundesſtaats ihren Sitz haben, den einheimiſchen 
Hypothekenbanken gleich. 

Aus beſonderen Gründen kann die nach § 1 zuſtändige Stelle für 
eine Hypothekenbank Ausnahmen von den im Abſ. 1 vorgeſehenen Be: 
ſchränkungen des Geſchäftsbetriebs bewilligen. 


§ 6. 


Der Geſammtbetrag der ausgegebenen Hypothekenpfandbriefe muß 
in Höhe des Nennwerths jederzeit durch Hypotheken von mindeſtens 
gleicher Höhe und mindeſtens gleichem Zinsertrage gedeckt ſein. 


§ 7. 


Die Hypothekenbanken dürfen Hypothekenpfandbriefe nur bis zum 
fünfzehnfachen Betrage des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals 
und des ausſchließlich zur Deckung einer Unterbilanz oder zur Sicherung 
der Pfandbriefgläubiger beſtimmten Reſervefonds ausgeben. 


8 8. 


In den Hypothekenpfandbriefen ſind die für das Rechtsverhältniß 
zwiſchen der Hypothekenbank und den Pfandbriefgläubigern maßgebenden 
Beſtimmungen, insbeſondere in Betreff der Kündbarkeit der Hypotheken⸗ 
pfandbriefe, erſichtlich zu machen. 

Die Hypothekenbank darf auf das Recht zur Rückzahlung der Hypo⸗ 
thekenpfandbriefe höchſtens für einen Zeitraum von zehn Jahren ver⸗ 
zichten. Den Pfandbriefgläubigern darf ein Kündigungsrecht nicht ein⸗ 
geräumt werden. 

§ 9. 


Die Ausgabe von Hypothefenpfandbriefen, deren Einlöſungswerth 
den Nennwerth überſteigt, iſt nicht geſtattet. 


8 10. 


Als Unterlage für Hypothekenpfandbriefe dürfen nur Hypotheken 
benutzt werden, welche den in den SS 11, 12 bezeichneten Erforderniſſen 
entſprechen. 


§ 11. 


Die Beleihung iſt auf inländiſche Grundſtücke beſchränkt und der 
Regel nach nur zur erſten Stelle zuläſſig. 

.Die Beleihung darf bei ländlichen Grundſtücken zwei Dritttheile, 

bei ſtädtiſchen Grundſtücken drei Fünftheile des Werths nicht überſteigen. 
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§ 12. 


Der bei der Beleihung angenommene Werth des Grundſtücks 
darf den durch ſorgfältige Ermittelung feſtgeſtellten Verkaufswerth nicht 
überſteigen. Bei der Feſtſtellung dieſes Werths ſind nur die dauernden 
Eigenſchaften des Grundſtücks und der Ertrag zu berückſichtigen, welchen 
das Grundſtück bei ordnungsmäßiger Wirthſchaft jedem Beſitzer nachhaltig 
gewähren kann. 

Soweit vor der Beleihung die Grundſtücke durch eine öffentliche 
Behörde des Gebiets, in welchem ſie liegen, abgeſchätzt werden, kann 
der Bundesrath beſtimmen, daß der bei der Beleihung angenommene 
Werth auch den durch eine ſolche Abſchätzung feſtgeſtellten Werth nicht 
überſteigen darf. 

Hypotheken an Bergwerken, Gruben, Brüchen und an allen einen 
dauernden Ertrag nicht gewährenden Grundſtücken, insbeſondere an 
Bauplätzen, ſind von der Verwendung zur Unterlage von Hypotheken⸗ 
pfandbriefen ausgeſchloſſen. Hypotheken an Neubauten dürfen hierzu 
nicht benutzt werden, ſolange die Gebäude nicht fertig geſtellt und er⸗ 
tragsfähig ſind. 

§ 13. 


Die Hypothekenbank hat auf Grund der Vorſchriften des § 12 eine 
Anweiſung über die Werthermittelung zu erlaſſen und der Aufſichts⸗ 
behörde zur Genehmigung einzureichen. 


§ 14. 


Die hypothekariſchen Darlehen ſind in Geld auszuzahlen. 

Die Gewährung von Darlehen in Pfandbriefen der Bank zum 
Nennwerth iſt nur zuläſſig, wenn die Satzung der Bank ſie geſtattet 
und der Schuldner zuſtimmt. In dieſem Falle iſt dem Schuldner ur⸗ 
kundlich das Recht einzuräumen, die Rückzahlung des Darlehens nach 
ſeiner Wahl in Geld oder in Pfandbriefen der Bank, die den gleichen 
Zinsſatz haben wie die empfangenen, nach dem Nennwerthe zu bewirken. 


§ 15. 


Die Grundzüge der Darlehensbedingungen find von der Hypotheken- 
bank feſtzuſtellen und der Aufſichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen. 
In den Bedingungen iſt namentlich zu beſtimmen, welche Nachtheile den 
Schuldner bei nicht rechtzeitiger Zahlung treffen, ſowie unter welchen 
Vorausſetzungen die Bank befugt iſt, die vorzeitige Rückzahlung des Dar⸗ 
lehens zu verlangen. 

In den von der Hypothekenbank verwendeten Darlehensproſpekten 
und Antragsformularen ſind alle Beſtimmungen über die Art der Aus⸗ 
zahlung der Darlehen, über Abzüge zu Gunſten der Bank, über die 
Höhe und Fälligkeit der Zinſen und der ſonſt dem Schuldner obliegen⸗ 
den Leiſtungen, über den Beginn einer Amortiſation und über die 
Kündigung und Rückzahlung aufzunehmen. 


§ 16. 


Im Falle einer Verminderung des Werths des beliehenen Grund: 
ſtücks, der ein unwirthſchaftliches Verfahren des Beſitzers nicht zu Grunde 
liegt, ſowie im Falle einer Veräußerung von Grundſtückstheilen, deren 
Unſchädlichkeit nach Maßgabe der Vorſchriften der Landesgeſetze von der 
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zuſtändigen Behörde feſtgeſtellt wird, finden auf die Hypothekenbanken 
die Vorſchriften über das Recht des Gläubigers auf ſofortige Befriedi⸗ 
gung aus dem Grundſtücke nur in Anſehung des Betrags Anwendung, 
welcher in dem verminderten Werthe des Grundſtücks nicht mehr die 
nach dem Geſetz oder der Satzung erforderliche Deckung findet; über 
dieſen Betrag hinaus darf ſich die Bank das Recht, die vorzeitige Rück⸗ 
zahlung des Darlehens zu verlangen, nicht ausbedingen. 

Es darf nicht bedungen werden, daß die Bank im Falle ihrer Auf⸗ 
löſung die vorzeitige Rückzahlung des Darlehens verlangen kann. 


§ 17. 


Dem Schuldner iſt urkundlich das Recht einzuräumen, das Dar⸗ 
lehen ganz oder theilweiſe zu kündigen und zurückzuzahlen. 

Das Recht der Rückzahlung darf nur bis zu einem Zeitraume von 
zehn Jahren ausgeſchloſſen werden. Die Kündigungsfriſt darf neun 
Monate und bei Darlehen, welche die Bank kündigen kann, auch die 
der Bank eingeräumte Kündigungsfriſt nicht überſchreiten. 

Soweit es nach dieſen Vorſchriften nicht geſtattet iſt, das Recht 
des Schuldners zur Rückzahlung des Darlehens auszuſchließen, darf ſich 
die Bank eine Rückzahlungsproviſion oder die Beſtellung einer Sicher⸗ 
heit bei der Kündigung nicht ausbedingen. 


§ 18. 


Bei Darlehen, welche durch regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen 
zu tilgen ſind (Amortiſationsdarlehen), darf zu Gunſten der Bank ein 
Kündigungsrecht nicht bedungen werden. Eine Vereinbarung, welche 
der Bank das Recht einräumt, aus beſonderen Gründen die Rückzahlung 
des Darlehens vor der beſtimmten Zeit zu verlangen, wird hierdurch 
nicht berührt. 

Die Jahresleiſtung des Schuldners darf nur die bedungenen Zinſen 
und den Tilgungsbeitrag enthalten. 

Der jährliche Tilgungsbeitrag des Schuldners ſoll in der Regel 
nicht weniger als ein Halb, in keinem Falle weniger als ein Viertheil 
vom Hundert der Darlehensſumme betragen. 


§ 19. 


Der Beginn der Amortiſation darf für einen zehn Jahre nicht 
überſteigenden Zeitraum mit der Maßgabe hinausgerückt werden, daß 
die Tilgungsbeiträge in der Zwiſchenzeit zu Gunſten der Bank zu ver⸗ 
rechnen ſind. 

Von dem Beginne der Amortiſation an ſind die Zinſen nur von 
dem jeweiligen Darlehensreſte zu berechnen; der Mehrbetrag der Jahres⸗ 
leiſtung iſt zur Tilgung zu verwenden. 

Das Recht des Schuldners zur theilweiſen Rückzahlung des Dar⸗ 
lehens kann in der Weiſe beſchränkt werden, daß die Bank eine Zah⸗ 
lung, die nicht den zehnten Theil des Reſtkapitals erreicht, nur anzu⸗ 
nehmen braucht, wenn die angebotene Zahlung dazu beſtimmt und geeignet 
iſt, die Tilgungszeit unter Beibehaltung der bisherigen Höhe der Jahres⸗ 
leiſtungen um ein Jahr oder um mehrere Jahre abzukürzen. Für den 
Fall, daß der Betrag der Zahlung den zehnten Theil des Reſtkapitals 
erreicht, tft dem Schuldner das Recht vorzubehalten, eine entſprechen de 
Herabſetzung der ſpäteren Jahresleiſtungen unter Beibehaltung der 
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aus dem urſprünglichen Tilgungsplane ſich ergebenden Tilgungszeit zu 
verlangen. 

Die Bank darf ſich von der Verpflichtung, in Anſehung des amorti⸗ 
ſirten Betrags die ihr behufs der Berichtigung des Grundbuchs, der 
Löſchung der Hypothek oder der Herſtellung eines Theilhypothekenbriefs 
nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts obliegenden Handlungen 
vorzunehmen, im voraus nur für den Fall befreien, daß ſich der amorti⸗ 
ſirte Betrag auf weniger als den zehnten Theil, bei einer Veräußerung 
des Grundſtücks auf weniger als den zwanzigſten Theil der urſprüng⸗ 
lichen Darlehensſumme beläuft. 

Die Bank hat nach Veröffentlichung der Jahresbilanz jedem 
Schuldner auf Verlangen mitzutheilen, welcher Betrag des Darlehens 
am Schluſſe des Vorjahrs amortiſirt war. 


§ 20, 


Die zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe beſtimmten Hypotheken 
ſind einzeln in ein Regiſter einzutragen. 

Das Hypothekenregiſter iſt innerhalb des erſten Monats eines 
jeden Kalendervierteljahrs der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Eine Ab⸗ 
ſchrift der ſeit der letzten Vorlegung bewirkten Eintragungen iſt bei⸗ 
zufügen. Die Abſchrift wird von der Aufſichtsbehörde beglaubigt und 
aufbewahrt. 

Innerhalb des erſten Monats eines jeden Kalendervierteljahrs 
hat die Bank den Geſammtbetrag der Hypothekenpfandbriefe, welche am 
letzten Tage des vergangenen Monats ausgegeben waren und den nach 
Abzug aller Rückzahlungen oder ſonſtigen Minderungen ſich ergebenden 
Geſammtbetrag der an dieſem Tage in das Hyppothekenregiſter ein⸗ 
getragenen Hypotheken im „Deutſchen Reichsanzeiger“ und in den für 
die Veröffentlichungen der Bank beſtimmten Blättern bekannt zu machen. 


§ 21. 


Die Jahresbilanz einer Hypothekenbank hat in getrennten Poſten 
namentlich zu enthalten: 
1. den Geſammtbetrag der zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe 
beſtimmten Hypotheken; 
den Geſammtbetrag der rückſtändigen Jahresleiſtungen der Hypo: 
thekenſchuldner; 
. den Geſammtwerth der Grundſtücke der Bank unter geſonderter 
Angabe des Werths der Bankgebäude; 
die Geſammtbeträge der Beſtände an Geld, an Wechſeln und an 
Werthpapieren; 
den Geſammtbetrag der Forderungen der Bank aus Lombard⸗ 
geſchäften; 
. den Gefammthetrag der Guthaben bei Bankanſtalten; 
den Geſammtbetrag der ausgegebenen Hypothekenpfandbriefe nach 
ihrem Nennwerthe, bei verſchiedenen Gattungen von Hypotheken⸗ 
pfandbriefen den Geſammtbetrag jeder Gattung; 
8. Den Geſammtbetrag der Verbindlichkeiten der Bank aus der An⸗ 
nahme von Geld zum Zwecke der Hinterlegung. 


§ 22. 


Die bei der Ausgabe von Hypothefenpfandbriefen entſtehenden 
Kursverluſte, ſowie die durch die Ausgabe erwachſenden Koſten dürfen 
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nicht als Aktivum in die Bilanz aufgenommen werden, find vielmehr 
ihrem vollen Betrage nach zu Laſten des Geſchäftsjahrs zu verrechnen, 
in welchem ſie entſtehen. 

Noch nicht fällige Anſprüche der Bank auf Nebenleiſtungen, welche 
der Schuldner außer den Zinſen zu entrichten hat, insbeſondere auf 
Tilgungsbeiträge, die wegen Hinausrückung der Amortiſation zu Gunſten 
der Hypothekenbank verrechnet werden, dürfen behufs Deckung von Kurs⸗ 
verluſten der im Abſ. 1 bezeichneten Art inſoweit unter die Aktiven der 
Bilanz aufgenommen werden, als ſie 

1. unter Hinzurechnung der Darlehenszinſen den zur Verzinſung 
der Hypothekenpfandbriefe und des noch nicht getilgten Kursver⸗ 
luſtes erforderlichen Betrag um mehr als ein Viertheil vom Hundert 
der Darlehensſumme überſteigen, 

2. nicht ſpäter als zehn Jahre nach dem Ende des Jahres fällig 
werden, in welchem der Kursverluſt entſtanden iſt, 

3. auch für den Fall einer früheren Rückzahlung des Darlehens 
hypothekariſch ſichergeſtellt ſind. 


§ 23. 


In der mit der Bilanz zu veröffentlichenden Gewinn⸗ und Ver⸗ 
luſtrechnung ſind in getrennten Poſten namentlich die Geſammtbeträge 
der in dem Geſchäftsjahre von der Bank verdienten Hypothekenzinſen, 
Darlehensproviſionen und ſonſtigen Nebenleiſtungen der Darlehens: 
ſchuldner, ſowie der Geſammtbetrag der für das Geſchäftsjahr von der 
Bank zu entrichtenden Pfandbriefzinſen anzugeben. 


§ 24. 


In dem für jedes Geſchäftsjahr zu erſtattenden Geſchäftsbericht 
oder in der Bilanz ſind erſichtlich zu machen: 

1. die Zahl der zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe beſtimmten 
Hypotheken; 

2. die Beträge, welche davon auf ländliche und auf ſtädtiſche Hypo⸗ 
ur auf Amortiſationshypotheken und auf andere Hypotheken 
allen; 

3. die Zahl der Zwangsverſteigerungen und die Zahl der Zwangs⸗ 
verwaltungen, welche in dem Geſchäftsjahr auf Antrag der Bank 
bewirkt worden ſind, ſowie die Zahl der in dem Geſchäftsjahre 
bewirkten Zwangsverſteigerungen und Zwangsverwaltungen, an 
welchen die Bank ſonſt betheiligt war, getrennt nach ländlichen 
und ſtädtiſchen Grundſtücken; 

4. die Zahl der Fälle, in welchen die Bank während des Geſchäfts⸗ 
jahrs Grundſtücke zur Sicherung der hypothekariſchen Forderungen 
hat übernehmen müſſen, ſowie die Beträge der einzelnen Forde⸗ 
rungen und die Verluſte oder Gewinne, welche ſich bei dem 
Wiederverkauf übernommener Grundſtücke ergeben haben, getrennt 
nach ländlichen und ſtädtiſchen Grundſtücken; 

5. die Jahre, aus welchen die Rückſtände auf die von den Hypo⸗ 
thekenſchuldnern an die Bank zu entrichtenden Jahresleiſtungen 
herrühren, ſowie der Geſammtbetrag der Rückſtände eines jeden 
Jahres; 

6. der Geſammtbetrag der im Geſchäftsjahr erfolgten Rückzahlungen 
auf die Hypotheken, getrennt nach den durch Amortiſation und 
den in anderer Weiſe erfolgten Rückzahlungen; 
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7. die Beſchränkungen, welchen ſich die Bank hinſichtlich der Rück⸗ 
zahlung der Hypothekenpfandbriefe unterworfen hat, getsen nad 
den einzelnen Gattungen der Hypothekenpfandbriefe. 


9 25. 


Jeder Beſitzer eines Hypothekenpfandbriefs kann bis zum Ablaufe 
von drei Monaten nach der Veröffentlichung der Jahresbilanz, ſpäter 
nur, ſolange der Vorrath reicht, einen Abdruck der Bilanz, der Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung und des Geſchäftsberichts verlangen. 


§ 26. 


Iſt über das Vermögen der Hypothekenbank der Konkurs eröffnet, 
fo gehen in Anſehung der Befriedigung aus den in das Hypotheken⸗ 
regiſter eingetragenen Hypotheken die Forderungen der Pfandbriefgläubiger 
den Forderungen aller anderen Konkursgläubiger vor. Sie haben unter⸗ 
einander gleichen Rang. 

In Betreff des Anſpruchs der Pfandbriefgläubiger auf Befriedigung 
aus dem ſonſtigen Vermögen der Bank finden die für die Abſonderungs⸗ 
berechtigten geltenden Vorſchriften der SS 57, 141, 143, 144 und des 
§ 155 Nr. 3 der Konkursordnung entſprechende Anwendung. 

Während des Konkurſes der Hypothekenbank ſind die Koſten einer 
Verſammlung der Pfandbriefgläubiger, die nach den Vorſchriften des 
Geſetzes, betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldver⸗ 
ſchreibungen, berufen wird, aus dem zur vorzugsweiſen Befriedigung der 
letzteren dienenden Theile der Konkursmaſſe zu berichtigen. 


§ 27. 


Wer für eine Hypothekenbank wiſſentlich Hypothekenpfandbriefe 
über den Betrag hinaus ausgibt, welcher durch die in das Hypotheken⸗ 
regiſter eingetragenen Hypotheken gedeckt iſt, wird mit Gefängniß bis 
zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zwanzigtauſend Mark beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher für eine Hypotheken⸗ 
bank wiſſentlich über eine in das Hypothekenregiſter eingetragene Hypothek 
durch Abtretung oder Belaſtung verfügt, obwohl der Betrag der übrigen 
in das Regiſter eingetragenen Hypotheken zur Deckung der Pfandbriefe 
nicht genügt. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf die Geldſtrafe 
allein erkannt werden. 


§ 28. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift des § 2 werden mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu dreihundert Mark beſtraft. 


§ 29. 


Den Hypotheken ſtehen im Sinne dieſes Geſetzes die Grund⸗ 
ſchulden gleich. 


§ 30. 


Werden von einer Hypothekenbank auf Grund nicht hypothekariſcher 
Darlehen, die an inländiſche öffentliche Körperſchaften oder gegen Ueber⸗ 
nahme der Gewährleiſtung durch eine ſolche Körperſchaft gewährt ſind, 
Schuldverſchreibungen ausgegeben, ſo finden auf dieſe Schuldverſchrei⸗ 
bungen und die ihnen zu Grunde liegenden Darlehensforderungen die 
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Vorſchriften der §$ 6, 8, 9, 20, 22, 25 bis 27 entſprechende Anwendung. 
Die von der Hypothekenbank in der bezeichneten Weiſe ausgegebenen 
Schuldverſchreibungen dürfen unter Hinzurechnung der ausgegebenen 
Hypothekenpfandbriefe den für die letzteren im § 7 beſtimmten Höchſt⸗ 
betrag nicht um mehr als den fünften Theil überſteigen. 


§ 31. 


Werden von einer Hypothekenbank auf Grund von Darlehen, die 
an Kleinbahnunternehmungen gegen Verpfändung der Bahn gewährt 
ſind, Schuldverſchreibungen ausgegeben, ſo finden auf dieſe Schuldver⸗ 
ſchreibungen und die ihnen zu Grunde liegenden Darlehensforderungen 
die im § 30 Satz 1 angeführten Vorſchriften entſprechende Anwendung. 
Die von der Hypothekenbank in der bezeichneten Weiſe ausgegebenen 
Schuldverſchreibungen ſtehen im Sinne der Vorſchriften des § 7 und 
des § 30 Satz 2 den Hypothekenpfandbriefen gleich. 

Die Satzung der Bank kann beſtimmen, daß auf Grund der 
Forderungen aus den gemäß Abſ. 1 gewährten Darlehen und auf 
Grund der Forderungen aus Darlehen, die an Kleinbahnunternehmungen 
gegen Uebernahme der Gewährleiſtung durch eine inländiſche öffentliche 
Körperſchaft gewährt ſind, Schuldverſchreibungen einer und derſelben 
Art ausgegeben werden, denen beide Arten von Forderungen zur 
Deckung dienen. 

Im übrigen ſind die für die Gewährung von Darlehen an Klein⸗ 
bahnunternehmungen maßgebenden Grundſätze von der Hypothekenbank 
feſtzuſtellen und der Aufſichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen. 


§ 32. 


Der § 17 des Einführungsgeſetzes zur Konkursordnung wird durch 
folgende Vorſchrift erſetzt: 

Unberührt bleiben die geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen den 
Inhabern von Schuldverſchreibungen, die von öffentlichen Körperſchaften, 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung oder Genoſſenſchaften über ein Anlehen aus⸗ 
geſtellt ſind, ein Vorrecht vor nicht bevorrechtigten Konkursgläubigern, 
deren Forderungen ſpäter entſtehen, dadurch gewährt werden kann, daß 
die zu bevorrechtigenden Forderungen in ein öffentliches Schuldbuch ein: 
getragen werden. 


§ 33. 


Dieſes Geſetz tritt, ſoweit ſich nicht aus dem § 35 ein anderes 
ergiebt, gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft. 


§ 34. 


Auf die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden Hypo⸗ 
thekenbanken finden die Vorſchriften des § 1 Abſ. 1, 2 keine Anwen⸗ 
dung; die Vorſchriften des § 1 Abſ. 3 finden auf die beſtehenden 
Hypothekenbanken mit der Maßgabe Anwendung, daß für die Genehmigung 
von Satzungsänderungen die Landesaufſichtsbehörde zuſtändig iſt. 

Auf die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter eingetragenen Genoſſenſchaften findet, ſofern ſie vor dem 
1. Mai 1898 gemäß den Beſtimmungen ihrer Satzung die im § 1 
Abſ. ! bezeichneten Geſchäfte betrieben haben, die Vorſchrift des § 2 keine 
Anwendung. 
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Die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden Hypotheken⸗ 
banken unterliegen den Vorſchriften des § 5 inſoweit nicht, als ſie vor 
dem 1. Mai 1898 gemäß den Beſtimmungen ihrer Satzung neben den 
im § 5 vorgeſehenen Geſchäften noch weitere Geſchäfte betrieben haben. 

Eine Hypothekenbank, welche bei dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes das Recht beſitzt, über den im § 7 beſtimmten Betrag hinaus 
Hypothekenpfandbriefe auszugeben, behält dieſes Recht mit der Maßgabe, 
daß die ausgegebenen Pfandbriefe den zwanzigfachen Betrag des ein⸗ 
gezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals nicht überſteigen dürfen und daß 
hierbei das eingezahlte Kapital nur inſoweit berückſichtigt wird, als es 
nicht über den Betrag hinausgeht, auf welchen am 1. Mai 1898 das 
Grund⸗ oder Stammkapital der Bank durch deren Satzung feſtgeſetzt 
war. Der hiernach ſich ergebende Betrag, bis zu welchem die Bank 
Hypothekenpfandbriefe ausgeben darf, tritt auch im Sinne des § 30 
Satz 2 an die Stelle des im § 7 beſtimmten Höchſtbetrages. 

Auf die Deckung der Hypothekenpfandbriefe durch Hypotheken, die 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes von einer Hypothekenbank gemäß 
den Beſtimmungen ihrer Satzung erworben ſind, finden die Vorſchriften 
der §§ 10 bis 12 keine Anwendung. 

Die Vorſchriften der §§ 21 bis 24 finden bei den beſtehenden 
Hypothekenbanken erſt auf die Bilanz, die Gewinn: und Verluſtrechnung 
und den Geſchäftsbericht für das dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes folgende 
Geſchäftsjahr Anwendung. Auf die Verrechnung von Kursverluſten und 
Koſten der im § 22 Abſ. 1 bezeichneten Art, die vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes entſtanden ſind, finden die Vorſchriften des § 22 keine 
Anwendung; die Bank hat jedoch die zur Deckung ſolcher Verluſte und 
Koſten in die Aktiven der Bilanz aufgenommenen Poſten, ſoweit die 
Aufnahme nach § 22 nicht zuläſſig ſein würde, längſtens binnen fünf 
Jahren abzuſchreiben. 


§ 35. 


Die beſtehenden Hypothekenbanken haben mit der Anlegung der in 
den §§ 20, 30, 31 vorgeſchriebenen Regiſter fo zeitig zu beginnen, daß 
die Regiſter am 1. Januar 1900 angelegt ſind. Unverzüglich nach dieſem 
Zeitpunkte haben ſie der Aufſichtsbehörde anzuzeigen, daß die Anlegung 
der Regiſter erfolgt iſt. 

Mit der Erſtattung der Anzeige erlöſchen die Pfandrechte, welche 
für die Pfandbriefgläubiger nach den Landesgeſetzen beſtellt ſind. So⸗ 
weit einer Bank in der Satzung oder den Pfandbriefbedingungen die 
Verpflichtung zur Beſtellung eines Pfandrechts für die Pfandbrief⸗ 
gläubiger auferlegt iſt, verlieren die hierauf bezüglichen Beſtimmungen 
mit dem gedachten Zeitpunkt ihre Wirkſamkeit. 
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2. Entwurf eines Geſetzes betreffend die gemeinſamen Rechte 
der Beſitzer von Schuldverſchreibungen. 


§ 1. 


Sind von Jemand, der im Inlande feinen Wohnſitz oder ſeine 
gewerbliche Niederlaſſung hat, im Inland auf den Inhaber lautende 
oder durch Indoſſament übertragbare Schuldverſchreibungen ausgeſtellt, 
die nach dem Verhältniſſe der Nennwerthe den Gläubigern gleiche 
Rechte gewähren, und betragen die Nennwerthe der ausgegebenen 
Schuldverſchreibungen zuſammen mindeſtens einhunderttauſend Mark 
und die Zahl der Stücke mindeſtens einhundert, ſo haben die Be⸗ 
ſchlüſſe, welche von einer Verſammlung der Gläubiger aus dieſen 
Schuldverſchreibungen zur Wahrung ihrer gemeinſamen Intereſſen gefaßt 
werden, verbindliche Kraft für alle Gläubiger der bezeichneten Art. 

Die Verſammlung kann insbeſondere zur Wahrnehmung der Rechte 
der Gläubiger einen gemeinſamen Vertreter für dieſe beſtellen. 

Eine Verpflichtung zu Leiſtungen kann fiir die Gläubiger durch 
Beſchluß der Gläubigerverſammlung nicht begründet werden. 


§ 2. 


Die Verſammlung wird durch den Schuldner berufen. 

Sie iſt zu berufen, wenn Gläubiger, deren Schuldverſchreibungen 
zuſammen den zwanzigſten Theil des Geſammtbetrags der Schuldver: 
ſchreibungen erreichen, oder ein von der Gläubigerverſammlung beſtellter 
Vertreter der Gläubiger die Berufung ſchriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen. 


§ 3. 


Wird einem nach § 2 Abſ. 2 geftellten Verlangen nicht entſprochen, 
ſo kann das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Schuldner ſeinen Wohn⸗ 
ſitz oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat, die Gläubiger oder den 
Vertreter der Gläubiger, welche das Verlangen geſtellt haben, ermäch⸗ 
tigen, die Verſammlung auf Koſten des Schuldners zu berufen. Zugleich 
kann das Gericht über die Führung des Vorſitzes in der Verſammlung 
Beſtimmung treffen. | 

Hat in dem Zeitpunkt, in welchem der Antrag geftellt werden 
ſoll, der Schuldner im Inlande weder einen Wohnſitz noch eine ge: 
werbliche Niederlaſſung, ſo iſt das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen 
Bezirk er zuletzt ſeinen Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung 
gehabt hat. 

Gegen die Verfügung, durch welche der Antrag auf Ermächtigung 
zur Berufung der Gläubigerverſammlung zurückgewieſen wird, findet 
das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde ſtatt. 


§ 4. 


Steht der Geſchäftsbetrieb des Schuldners unter ſtaatlicher Auf⸗ 
ſicht, jo hat das Gericht vor der im § 3 bezeichneten Verfügung die 
Aufſichtsbehörde zu hören. 

Die Aufſichtsbehörde kann die Gläubigerverſammlung auch ſelbſt 
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auf Koſten des Schuldners berufen oder die Berufung durch den Schuld⸗ 
ner anordnen. 

Sie hat das Recht, einen Vertreter in die Verſammlung zu ent⸗ 
ſenden. 

§ 5. 

Die Berufung der Gläubigerverfammlung erfolgt durch mindeſtens 
zweimalige Bekanntmachung im „Deutſchen Reichs⸗Anzeiger“ und in den 
ſonſtigen Blättern, durch welche für den Bezirk des im § 3 bezeichneten 
Gerichts die Eintragungen in das Handelsgericht bekannt gemacht werden. 
An die Stelle der letzteren Blätter treten, wenn der Schuldner eine 
Aktiengeſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, eine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung oder eine eingetragene Genoſſenſchaft iſt, die 
für die Veröffentlichungen der Geſellſchaft oder der Genoſſenſchaft be⸗ 
ſtimmten Blätter. 

Die Friſt zwiſchen der letzten Bekanntmachung und dem Tage der 
Verſammlung iſt ſo zu bemeſſen, daß mindeſtens zwei Wochen für die 
11 § 9 Abſ. 2 vorgeſehene Hinterlegung der Schuldverſchreibungen frei 

eiben. 

In dem Falle des § 3 muß bei der Berufung auf die gerichtliche 
Ermächtigung Bezug genommen werden. 


§ 6. 

Der Zweck der Verſammlung ſoll bei der Berufung bekannt ge: 
macht werden. Jedem Gläubiger iſt auf Verlangen eine Abſchrift der 
Anträge zu ertheilen. ' 

Ueber Gegenſtände, die nicht gemäß § 5 Abſ. 1, 2 ihrem weſent⸗ 
aly Inhalte nach angekündigt find, können Beſchlüſſe nicht gefaßt 
werden. 

Die Vorſchriften des § 2 Abſ. 2, des § 3, des § 4 Abſ. 1, 2 und 
des § 5 Abſ. 3 finden auf die Ankündigung von Gegenſtänden zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung einer Verſammlung entſprechende Anwendung. 


§ 7. 


In der Verſammlung iſt ein Verzeichniß der erſchienenen Gläu⸗ 
biger oder Vertreter von Gläubigern mit Angabe ihres Namens und 
Wohnorts ſowie des Betrags der von jedem vertretenen Schuldver⸗ 
ſchreibungen aufzuſtellen. Das Verzeichniß iſt vor der erſten Ab⸗ 
ſtimmung zur Einſicht aufzulegen; es iſt von dem Vorſitzenden zu 
unterzeichnen. 


§ 8. 


Jeder Beſchluß der Verſammlung bedarf zu feiner Gültigkeit der 
Beurkundung durch ein über die Verhandlung gerichtlich oder notariell 
aufgenommenes Protokoll. 

In dem Protokoll ſind der Ort und der Tag der Verhandlung, 
der Name des Richters oder des Notars ſowie die Art und das Ergeb: 
niß der Beſchlußfaſſungen anzugeben. 

Das nach § 7 aufgeſtellte Verzeichniß der Theilnehmer der Ber: 
ſammlung ſowie die Belege über die ordnungsmäßige Berufung der 
Verſammlung ſind dem Protokolle beizufügen. Die Beifügung der 
Belege über die Berufung der Verſammlung kann unterbleiben, wenn 
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die Belege unter Angabe ihres Inhalts in dem Protokoll aufgeführt 
werden. 

Das Protokoll muß von dem Richter oder dem Notar vollzogen 
werden. Die Zuziehung von Zeugen iſt nicht erforderlich. 


§ 9. 


Die Beſchlüſſe bedürfen, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein Anderes 
vorgeſchrieben iſt, der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Mehr⸗ 
heit wird nach den Beträgen der Schuldverſchreibungen berechnet. Bei 
Gleichheit der Summen entſcheidet die Zahl der Gläubiger. 

Gezählt werden nur die Stimmen derjenigen Gläubiger, welche 
ihre Schuldverſchreibungen bei der Reichsbank, bei einem Notar oder 
bei einer anderen durch die Landesregierung dafür für geeignet erklärten 
Stelle hinterlegt haben. 

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt 
werden. Für die Vollmacht iſt die ſchriftliche Form erforderlich und 
genügend. 

Dem Schuldner ſteht für die in ſeinem Beſitze befindlichen Schuld⸗ 
verſchreibungen ein Stimmrecht nicht zu. 


§ 10. 


Sollen Rechte der Gläubiger aufgegeben oder beſchränkt werden, 
ſoll insbeſondere der Zinsfuß ermäßigt oder dem Schuldner Stundung 
bewilligt werden, ſo bedarf der Beſchluß der Gläubigerverſammlung einer 
Mehrheit von drei Viertheilen des Nennwerths der bei der Beſchluß⸗ 
faſſung vertretenen Schuldverſchreibungen. 

Die Mehrheit muß mindeſtens die Hälfte des Nennwerths der 
ausgegebenen Schuldverſchreibungen und, wenn dieſer nicht mehr als 
zwölf Millionen Mark beträgt, mindeſtens zwei. Dritttheile des Nenn⸗ 
werths erreichen. Beträgt der Nennwerth der ausgegebenen Schuld⸗ 
verſchreibungen weniger als ſechzehn Millionen, aber mehr als zwölf 
Millionen Mark, ſo muß die Mehrheit acht Millionen Mark erreichen. 
Bei der Berechnung des Nennwerths der ausgegebenen Schuldverſchrei⸗ 
bungen werden die im Beſitze des Schuldners befindlichen Schuldver⸗ 
ſchreibungen nicht mitgezählt, ſofern ſie von dem Schuldner bei einer 
der nach § 9 Abſ. 2 zuſtändigen Stellen hinterlegt find. 

Der Beſchluß muß für alle Gläubiger die gleichen Bedingungen 
feſtſetzen. Die Feſtſetzung ungleicher Bedingungen iſt nur mit aus⸗ 
drücklicher Einwilligung der zurückgeſetzten Gläubiger zuläſſig. Jedes 
ſonſtige Abkommen des Schuldners oder eines Dritten mit einem Gläu⸗ 
biger, durch welches dieſer begünſtigt wird, iſt nichtig. Ein Beſchluß 
der Verſammlung, der durch Begünſtigung einzelner Gläubiger zu Stande 
gebracht iſt, hat den übrigen Gläubigern gegenüber keine verbind⸗ 
liche Kraft. 

Auf Kapitalanſprüche kann durch Beſchluß der Verſammlung nicht 
verzichtet werden. 


§ 11. 


Steht der Geſchäftsbetrieb des Schuldners unter ſtaatlicher Auf: 
ſicht, ſo iſt zu einem Beſchluſſe der im § 10 bezeichneten Art die Be⸗ 
ftätigung durch die Aufſichtsbehörde erforderlich. 

Die Aufſichtsbehörde hat die Ertheilung ſowie die Verſagung der 
Beſtätigung öffentlich bekannt zu machen. 
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§ 12. 


Beſchließt die Verſammlung die Beſtellung eines Vertreters der 
Gläubiger, ſo muß zugleich der Umfang ſeiner Vertretungsmacht be⸗ 
ſtimmt werden. 

Die ſelbſtändige Geltendmachung von Rechten durch die einzelnen 
Gläubiger iſt ausgeſchloſſen, ſoweit der Vertreter zur Geltendmachung 
ermächtigt iſt. Der Beſchluß der Gläubigerverſammlung, durch welchen 
dem Vertreter die Ermächtigung ertheilt wird, unterliegt den Vorſchriften 
des § 10 Abſ. 1, 2 und des § 11. 

Zum Verzicht auf Rechte der Gläubiger iſt der Vertreter nur auf 
Grund eines ihn hierzu beſonders ermächtigenden Beſchluſſes der Gläubiger⸗ 
verſammlung befugt. 

Sind mehrere Vertreter beſtellt, ſo können ſie, falls nicht ein 
Anderes beſtimmt iſt, ihre Befugniſſe nur in Gemeinſchaft ausüben. 


§ 13. 


Iſt der Schuldner eine Geſellſchaft oder juriſtiſche Perſon, deren 
Mitglieder in Verſammlungen Beſchlüſſe faſſen, ſo iſt jeder nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes beſtellte Vertreter der Gläubiger befugt, den Mit⸗ 
gliederverſammlungen beizuwohnen und ſich an den Berathungen zu be⸗ 
theiligen. 

Soweit nach den Geſetzen Schriftſtücke, die ſich auf die Verhand⸗ 
lungen in der Mitgliederverſammlung oder auf die Vermögenslage oder 
den Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft beziehen, den Geſellſchaftern mitzu⸗ 
theilen ſind, hat die Mittheilung in gleicher Weiſe auch an den Vertreter 
der Gläubiger zu erfolgen. 


§ 14. 


Die Befugniffe und Verpflichtungen eines gemäß § 1189 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtellten Vertreters werden durch die auf Grund 
dieſes Geſetzes erfolgte Beſtellung eines Vertreters nicht berührt. 


§ 15. 


Iſt über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, fo 
gelten in Anſehung der Verſammlung der im § 1 bezeichneten Gläubiger 
die folgenden beſonderen Vorſchriften. 

Die Verſammlung wird von dem Konkursgerichte berufen und 
geleitet. 

Unverzüglich nach der Eröffnung des Konkurſes iſt eine Verſamm⸗ 
lung der Gläubiger zu berufen, um über die Beſtellung eines gemein⸗ 
ſamen Vertreters, im Konkursverfahren zu beſchließen; die Berufung 
kann unterbleiben, wenn ſchon vorher von einer Verſammlung über die 
Beſtellung eines ſolchen Vertreters Beſchluß gefaßt worden iſt. 

Das Konkursgericht hat außer den Fällen des § 2 Abſ. 2 eine 
Verſammlung der Gläubiger zu berufen, wenn dies von dem Konkurs⸗ 
verwalter, dem Ausſchuſſe der Konkursgläubiger oder der Aufſichts⸗ 
behörde verlangt wird. 

Die Stelle, bei welcher die Gläubiger die Schuldverſchreibungen 
zu hinterlegen haben, wird durch das Konkursgericht beſtimmt. Die 
Vorſchriften des § 4 Abſ. 1, 2, des § 10 Abſ. 4 und des § 11 finden 
keine Anwendung. 
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§ 16. 


Werden im Konkurſe die Forderungen aus den Schuldverſchrei⸗ 
bungen durch den von der Gläubigerverſammlung beſtellten Vertreter 
der Gläubiger angemeldet, ſo bedarf es der Beifügung der Schuld⸗ 
verſchreibungen nicht. Zur Erhebung der bei einer Vertheilung auf die 
Schuldverſchreibungen fallenden Beträge iſt die Vorlegung der Schuld⸗ 
verſchreibungen erforderlich; auf die Erhebung findet die Vorſchrift des 
§ 12 Abſ. 2 Satz 1 keine Anwendung. 


§ 17. 


Wer ſich beſondere Vortheile dafür gewähren oder verſprechen läßt, 
daß er bei einer Abſtimmung in der Gläubigerverſammlung in einem 
gewiſſen Sinne ſtimme oder an der Abſtimmung in der Gläubigerver⸗ 
ſammlung nicht theilnehme, wird mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark 
oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher beſondere Vortheile 
dafür gewährt oder verſpricht, daß Jemand bei einer Abſtimmung in 
der Gläubigerverſammlung in einem gewiſſen Sinne ſtimme oder an der 
Abſtimmung in der Gläubigerverſammlung nicht theilnehme. 


§ 18. 


Auf Schuldverſchreibungen des Reichs, eines Bundesſtaats oder 
einer öffentlichen Körperſchaft finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
keine Anwendung. 


§ 19. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ber: 
ſammlung und Vertretung der Pfandgläubiger einer Eiſenbahn oder 
Kleinbahn in dem zur abgeſonderten Befriedigung dieſer Gläubiger aus 
den Beſtandtheilen der Bahneinheit beſtimmten Verfahren. 

§ 20. 


2 Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
in Kraft. 
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